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NACHRICHTENUNDBERICHTEZU: Sri Lanka 


Auch in Zukunft militärische Lösung 


gegen die Tamilen? 


— „Wir sind bereit, selbst einen Pakt mit dem Teufel zu schließen“,' verkün- 
dete der neue Minister für Staatssicherheit, Lalith Athulathmudali, und recht- 
fertigte mit dieser Aussage neue Pläne der inselrepublik, israelische „Fach- 
leute“ zur Beratung und Ausbildung des heimischen Militärs ins Land zu ho- 
len. Ferner soll Israel eine Interessenvertretung (Interest Section) innerhalb 
der amerikanischen Botschaft in Colombo erhalten. Die diplomatischen Be- 
ziehungen zu Israel wurden während der Amtszeit von Frau Bandaranaike 
1970 abgebrochen. 

Die geplanten Maßnahmen haben nicht nur innerhalb der Bevölkerung — 
ganz besonders bei den Mosiems — zu starken Protesten geführt; vielmehr 
scheint die Regierung des Landes von der bisher propagierten politischen 
Lösung des sogenannten Sinhalesen/Tamilen-Konfliktes zu einer forcier- 
ten militärischen Strategie der „Ausrottung“? tamilischer Untergrundbewe- 
gungen überzugehen. Nichts anderes wird Aufgabe der israelischen Berater 
sein: Aufbau einer Anti-Terroristen-Truppe innerhalb des Militärs mit dem 
Ziel der Zerschlagung von Untergrundbewegungen, die sich während der 
letzten Jahre aufgrund der Diskriminierung der tamilischen Bevölkerung 
durch die von Sinhalesen dominierte Regierung des Landes gebildet 
haben’. 

Die schwerste Krise in den post-kolonialen Geschichte des Landes durch- 
zieht mittlerweile alle geselischaftlichen Schichten und beeinflußt das Ver- 
hältnis zwischen den verschiedenen ethno-religiösen Gruppen. Durch die 
neuen Pläne der Regierung könnte sich die Situation sowohl innenpolitisch 


als auch außenpolitisch weiter zuspitzen. 


Dramatische 
Verschlechterungen 

Die dramatischen Verschlechterungen der 
letzten Jahrzehnte im Verhältnis der ethni- 
schen Gruppen zueinander haben in jüng- 
ster Zeit zu immer wiederkehrenden Aus- 
schreitungen gegen die tamilische Bevöl- 
kerung des Landes geführt und kulminier- 
ten in den Unruhen des vergangenen Jah- 
res, beidenen Hunderte von Tamilen Opfer 
sinhalesischer Mobs wurden.* 

Vor allem diese Ausschreitungen haben 
die ohnehin schon instabile politische und 
wirtschafliche Lage verschärft. Ihr Resultat 
ist die derzeitige Atmosphäre im Land, die 
von Feindseligkeiten zwischen Sinhalesen 
und Tamilen gekennzeichnet ist. 


Allparteienkonferenz 


Es scheint, als seien viele der sinhalesi- 
schen Teilnehmer der von Präsident Jaya- 
wardene einberufenen Aliparteienkonfe- 
renz, die zu einer Lösung der ethnisch be- 
dingten Probleme beitragen soll, nicht ge- 
willt, notwendige Konzessionen an die ta- 
milische Seite zu machen. Nur durch ratio- 
nale Entscheidungen könnte eine weitere 
Eskalation im Verhältnis der beiden Volks- 
gruppen zueinander aufgehalten werden. 


Die Konferenz scheint jedoch in einer von 
Emotionen überlagerten Atmosphäre statt- 
zufinden, bei der die „Politik der Vernunft” 
eine zweitrangige Rolle spielt. 


Militärische Lösung? 


Zwischenzeitlich setzten sich außerhalb 
der Konferenzhalle die ethnischen Span- 
nungen fort. im Norden und Osten haben 
sich während der letzten Monate die Aktio- 
nen militanter Untergrundorganisationen 
erneut verstärkt, die die Allparteienkonfe- 
renz bereits als „Augenwischerei“ verur- 
teilten. Die Antwort der Sicherheitskräfte 
des Landes auf diese Aktionen war im März 
und April 84 eine groß angelegte Offensive 
auf „Terroristen“ imNorden, beiderca. 100 
Zivilisten getötet wurden. (Dazu liegt eine 
umfangreiche Dokumentation des Süda- 
sienbüros vor). Diese Offensive hat zum ei- 


- nen die Annahme verstärkt, die Regierung 


ziehe eine militärische Lösung einer politi- 
schen vor; zum anderen hat sie zur weite- 
ren Verbitterung der tamilischen Zivilbevöl- 
kerung des Nordens geführt. 

Eine zivile Administration für die Gebiete 
des Nordens und Ostens ist zumindest im 
Norden kaum mehr existent. In der Vergan- 
genheit wurde sie schrittweise durch eine 
von Militärs kontrollierte Verwaltung er- 
setzt. Diese Zustände haben sich ver- 


schlimmert durch die „Verbannung“ der 
Parlamentsabgeordneten der Tamil United 
Liberation Front aus dem Parlament in Co- 
lombo. Sie waren nicht bereit, den vorge- 
schriebenen Eid auf den Einheitsstaat zu 
leisten und mußten deshalb ihr Mandat nnie- 
derlegen. Dadurch ist quasi die gesamte 
Bevölkerung des Nordens sowie Teile der 
Bevölkerung des Ostens ohne Repräsen- 
tation im Parlament. Neuwahlen für die frei- 
gewordenen Sitze sind bisher noch nicht 
absehbar. Dieses Faktum hat zu wachsen- 
der Entfremdung der tamilischen Minder- 
heit von Sinhalesen und der von Sinhale- 
sen dominierten Regierung geführt. 


Probleme nicht nur für Tamilen 


Aber auch in den übrigen Landesteilen 
breitet sich innerhalb der sinhalesischen 
Bevölkerung verstärkter Unmut über die 
Regierung aus. Verletztungen von Men- 
schenrechten wie Folter in Gefängnissen, 
Verbot von politischen Parteien und die 
schrittweise Einschränkung der Presse- 
freiheit sind an der Tagesordnung. Die Si- 
cherheitskräfte versuchen mit ungesetzli- 
chen Mitteln die wachsende Unzufrieden- 
heit auch innerhalb der Sinhalesen inGren- 
zen zu halten. Während kritische Tamilen 
sofort dem Sympatisantenkreis tamilischer 


4 blätter des iz3w, Nr. 119, August 1984 


Untergrundbewegungen zugerechnet 
werden, tut sich die Regierung nicht 
schwer, kritische Sinhalesen durch 
Schlagworte wie Kommunisten, Landes- 
verärter oder Freunde Indiens zu diffamie- 
ren. Mehr und mehr Sinhalesen scheinen 
heute erkannt zu haben, daß die regieren- 
de United National Party von den brennen- 
den wirtschaftlichen Problemen des Lan- 
des zumindest solange ablenken kann, wie 
der ethnische Konflikt und die allgemeine 
Terroristenhatz ein willkommenes Ablaß- 
ventil für verstärkten Unmut darstellen. 
Nicht wenige Sinhalesen, die überwiegend 
der städtischen Intelligenz zuzurechnen 
sind, begeben sich mit ihren Aktionen mehr 
und mehr auf Konfrontationskurs zur Re- 
gierung. 

Es wäre deshalb auch falsch, alle Sinhale- 
sen als potentielle Rassisten zu bezeich- 
nen. Weite Teile der sinhalesischen Bevöl- 
kerung sind in der post-kolonialen Phase 
des Landes Opfer der Manipulationspolitik 
verschiedener Regierungen geworden. Mit 
anti-tamilischen Slogans und und einer 
teilweise gegen Tamilen gerichteten Politik 
trugen sie zu einer permanenten Ver- 
schlechterung und Eskalierung im Verhält- 
nis der beiden Bevölkerungsgruppen zuei- 
nander bei. 


Ethnisches Bewußtsein über 
Nationalbewußtsein 


Mit dieser Politik wurde auch das Entste- 
hen eines Nationalbewußtseins verhindert. 
Noch heute definieren sich die Bewohner 
Sri Lankas nicht als „Ceylonesen“ oder 
„Srilankaner“, vielmehr ist man „Sinhale- 
se“ oder „Srilankaner“, vielmehr ist man 
„Sinhalese“ oder „Tamile“. Abgesehen von 
einer kleinen städtischen Elite, die auch in 
den 30er und 40er Jahren Sri Lankas Un- 


abhängigkeitsbewegung anführte, wurden 
in der Vergangenheit zu wenig Anstren- 
gungen unternommen, ethnisches durch 
ceylonesischen Nationalbewußtsein, das 
alle Volksgruppen einschließen konnte, zu . 
ersetzen. 


Geopolitische Faktoren 


Die Verschlecherung der Beziehungen 


zwischen Sinhalesen und Tamilen hat 
während der letzten Jahre nicht nur innen- 
politischen Konsequenzen gehabt. Die Es- 
kalierung der Situation hat aufgrund der 
geografischen Lage des Landes zur Ver- 
schlechterung der Beziehungen zwischen 
Sri Lanka und dem benachbarten Indien 
sowie zu verstärktem Interesse der Groß- 
mächte, speziell der Amerikaner, an Sri 
Lanka geführt. Die Präsenz des indischen 
Bundesstaates Tamil Nadu, nur durch we- 
nige Seemeilen von der Insel getrennt, mit 
seinen über 50 Mio. Tamilen, hat die Kom- 
plexität der Probleme Sri Lankas ver- 
schärft. Die führenden Köpfe der tamili- 
schen Untergrundbewegungen in Sri Lan- 
ka koordinieren ihre Aktionen auf der Insel 
von Madras, der Hauptstadt Tamil Nadus. 
Zeitungsberichten in Sri Lanka zufolge ist 
Tamil Nadu mittlerweile zu einem „Himmel 
für Terroristen aus Sri Lanka“ avanciert. 


. Weiterhin haben nach den Unruhen des 


letzten Jahres über 30.000° tamilische Zivi- 
listen im benachbarten Südindien Schutz 
vor sinhalesischen Mobs gefunden. Die 
Sympathie der Regierung von Tamil Nadu 
mit in Sri Lanka gesuchten Untergrund- 
kämpfern als auch mit dertamilischen Zivil- 
bevölkerung ist Premier Premadasa und 
anderen lankanischen Regierungsvertre- 
tern schon lange ein Dorn im Auge. Hinzu 
kommen ihre — wohl unbegründeten — 
Ängste vor einer militärischen Intervention 


Indiens zum Schutz der tamilischen Bevöl- 
kerung der Insel. Worttiraden von Premier 
Premadasa innerhalb und außerhalb des 
Parlaments in Colombo Ende Mai hatten 
denn auch den Beigeschmack einer offe- 
nen Kriegserklärung des kleinen Sri Lan- 
kas an Indien: „Indien soll nicht Katz und 
Maus mit uns spielen, sondernoffen sagen, 
ob es Ambitionen hat, Truppen nach Sri 
Lanka zu entsenden ... In diesem Fall wer- 
de ich und mit mir das gesamt sinhalesi- 
sche Volk kämpfen und lieber sterben, als 
unter der Knute Indiens zu stehen.“ Oppo- 
sitionspolitikern, wovon es nicht mehr viele 
im Parlament gibt, warf er vor, Handlanger 
Indiens zu sein und die Gefahren, die von 
Indien und speziell dem Bundesstaat Ta- 
mil Nadu ausgingen, nicht zu erkennen 
oder erkennen zu wollen.® Die Worte Pre- 
madasas, der von außerparlamentari- 
schen Kräften des Landes als einer der 
Drahtzieher der Unruhen desletzen Jahres 
beschuldigt wird, haben das Verhältnis 
zwischen Delhi/Madras und Colombo wei- 
ter verschlechtert. Die Regierungen in New 
Delhi und Madras haben bereits verkündet, 
solange die Auslieferung srilankanischer 
Untergrundführer zu verhindern, bis das 
Massaker an 53 tamilischen Gefangenen 
des letzten Jahres im Gefängnis von Weli- 
kada nicht durch eine unabhängige Kom- 
mission geprüft und untersucht sei. 


Supermächte 


Allem Anschein nach hat die amerikani- 
sche Regierung während der letzten Jahre 
verstärktes Interesse an Sri Lanka und sei- 
nen Problemen gezeigt. Ihr ist wohl daran 
gelegen, indischen,. aber auch sowjeti- 
schen Einfluß zu minimieren. Massive Wirt- 


schaftshilfe der Amerikaner und der durch 
sie beeinflußten Institutionen wie Weitbank 


und Internationaler Währungsfonds schei- 
nen Sri Lanka mehr und mehr zu einem 
amerikanischen Satelliten zu machen. 
Darüber täuschen auch die ständigen Er- 
klärungen von Präsident J. R. Jayawarde- 
ne, der sich Mitte Juni zu einem mehrtägi- 
gen Besuch in Washington aufhielt, Sri 
Lanka sei weiterhin an seiner Blockfreiheit 
interessiert, nicht hinweg. Die Annäherung 
an die USA ist offensichtlich. Amerikani- 
sche Berater stehen bereits seiteiniger Zeit 
unter Vertrag und sind in der militärischen 
Ausbildung tätig; der unter der Regierung 
von Frau Bandaranaike ausgewiesene 
Peace Corps hat seine Arbeit unter Jaya- 
wardenes Regierung wieder aufge- 
nommen und bildet derzeit angeblich 
Englischlehrer aus. Die riesigen Tank- 
anlagen, die die Briten nach dem 2. Welt- 
krieg an der Ostküste des Landes hin- 
terlassen haben sowie der Hafen von 
Trincomalee für „rest and recreation 
facilities“ der amerikanischen Marine sind 
auf großes Interesse der Amerikaner ge- 
stoßen. Obwohl die Regierung Sri Lankas 
die Tankanlagen an ein Firmenkonsortium 
aus der Schweiz, der Bundesrepublik und 
Singapore zur ausschließlich kommerziel- 
len Nutzung vergeben hat, munkelt man 
von amerikanischen Einfluß durch das Fir- 
menkonsortium. Es könnte ein erster 
Schritt zur Vergabe des Hafens von Trinco- 
malee an die Amerikaner sein. 

Die Pläne der Regierung, innerhalb der 
amerikanischen Botschaft in Colombo eine 
israelische Interessensvertretung einzu- 
richten, haben Anfang Juni nicht nur inner- 
halb der moslemischen Bevölkerung der 
Insel zu Empörung geführt. Zwischen dem 
10. und 12. Juni kam es im überweigend 
von Moslems bewohnten Südosten des 
Landes zu Ausschreitungen zwischen Mili- 
tär und demonstrierenden Moslems, die 
ca.8% der Bevölkerungausmachen. Trotz 
der sich verstärkenden Opposition bezüg- 
lich der neuen Pläne der Regierung scheint 
es zu keiner Revidierung zu kommen. „Wir 
werden zu unserer Entscheidung stehen. 
Oppositionelle innerhalb unserer Partei 
(United National Party) sollen freiwillig ih- 
ren Hut nehmen, da sie ansonsten aus der 
Partei ausgeschlossen werden“, verkün- 
dete Präsident Jayawardene.? Gleichzeitig 
verbot er der kritischen Presse die Bericht- 
erstattung über den „Fall Israel“'°. Die Plä- 
ne der Regierung werden nicht nur innen- 
politisch zu einer Eskalierung führen. Au- 
Benpolitisch können sie die Verschlechte- 
rung der Beziehung zwischen Sri Lanka 
und den islamischen Staaten herbeiführen, 
auch wenn Präsident Jayawardene seine 
Entscheidung „zum Wohl des sinhalesi- 
schen Volkes und zu seinem Überleben“'" 
getroffen hat. Das Wohl der tamilischen 
Minderheit, die in den letzten Jahren durch 
Aktionen der Regierung und des Militärs, 
die gegen die Zivilbevölkerung gerichtet 
waren zumindest Sympathie für die tamili- 
schen Militanten gezeigt hat, scheint den 
Präsidenten nicht mehr zu interessieren. 
Der Protest der islamischen Staaten an der 
Errichtung einer Interessensvertretung der 


Israelis, bisher von einigen Ländern nur 
verbal geäußert (z. B. Lybien), könnte für 


SriLanka schnell in die wirtschafliche Kata- 
strophe führen. Von den Exporterlösen für 
Tee, dem weiterhin wichtigsten Rohstoff 
des Landes, kommen mittlerweile über 50 
% (Gesamterlöse 1983 ca. 1 Mrd. DM) aus 
den Ländern des Mittleren Ostens, die in 
den letzen Jahren an die Spitze der Tee- 
verbraucher gerückt sind. Länder wie Sau- 
di-Arabien, Dubai, Kuwait oder Irak be- 
schäftigen derzeit ca. 300.000 Arbeitskräf- 
te aus Sri Lanka, die mit ihren Überweisun- 
gen an Familienangehörige nicht nur zum 
Ausgleich der heimischen Leistungs- und 
Zahlungsbilanz sorgen, sondern außer- 
dem zur Verringerung des Arbeitsiosen- 
problems im Land beitragen. 
Befürchtungen, daß sich durch den „Fallls- 
rael“ wirtschaftliche Nachteile für das Land 
ergeben könnten, werden nahezu von all- 
len Oppositionspolitikern des Landes ge- 
äußert. Speziell die ehemalige Premiermi- 
nisterin, Bandaranaike, die 1970 für die 
Schließung der israelischen Botschaft ver- 
antwortlich und die Initiatorin für eine Annä- 
herung an die arabischen Staaten war, 
warnt die Regierung: „Die arabischen 
Staaten sind unsere wichtigsten Öllieferan- 
ten ... sie sind die Hauptabnehmer unseres 
Tees... undwegen unserer pro-arabischen 
Politik konnten tausende Jugendliche Ar- 
beit im Mittleren Osten finde.“ (LankaGuar- 
dian, v. 1.6.84) Der Boykottvon Tee ausSri 
Lankadurch die islamischen Staaten sowie 
die Rücksendung von Arbeitskräften wür- 
de der Regierung in Colombo das Genick 
brechen. 


Politische Lösung in weiter 
Ferne 


Wegen der innen- und außenpolitischen 
Dimensionen ist die Lösung des ethni- 
schen Konfliktes von äußerster Wichtigkeit. 
Vorschläge, die zur Konsolidierung des 
Einheitsstaates und zur Verbesserung des 
Verhältnisses zwischen Sinhalesen und 
Tamilen führen könnten, liegen bereits seit 
längerem auf dem Tisch. Die einzige Mög- 
lichkeit zur Abwendung eines unabhängi- 
gen Tamilenstaates, der wahrscheinlich 
die Region weiter destabilisieren würde, 
sehen viele in der Schaffung einesföderati- 
ven Staates mit Verteilung der Macht vom 
Zentrum auf die Provinzen. Die Schaffung 
von Bundesstaaten hätte nicht nur für die 
tamilische Minderheit Vorteile. Große Teile 
der sinhalesischen Bevölkerung, die trotz 
der Ernennung von sogenannten Distrikt- 
ministern fast ausschließlich von Entschei- 
dungen der Regierung in Colombo abhän- 
gig sind und mit ihr fast alle sinhalesischen 
Regierungsmitglieder sowie der Klerus se- 
hen sehen in einer Föderation einen ersten 
Schritt zueinemtamilischen Staat(Eelam). 
Auf der anderen Seite könnte nichts weni- 
ger als diese Föderation innerhalb der ta- 
milischen Bevölkerung dazu führen, die 
Forderungen nach Unabhängigkeit zu revi- 
dieren. Es scheint allerdings, als habe die 
militärische Lösung des Konfliktes derzeit 
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Alter Mann (Tamile), der bei den Mili- 
tärübergriffen im März/April 1984 er- 
schossen wurde. Foto: SAB 


Prioritätinnerhalb der Regierung. SriLanka. 
hat alle Chancen, zu einem permanenten 
Konfliktherd im indischen Ozean und zuei- 
nem Spielball der Großmächte zu werden. 
(Südasienbüro, W.K.) 


Anmerkungen: 


1) Parlamentsdebatte am 24. 5. 84, aus: Hansard 
Parlamentsprotokolle v. 24..5. 84 

2) Terminologie des Industrieministers Cyril Mathew 

3) Island, 10. 6. 84 

4) siehe Südasienbüro Dokumentation 

5) SUN, 21.6.84 

6) Daily News, 6. 6. 84 

7) Parlamentsdebatte vom 24. 5.84, a.a.O. 

8) ebenda 

9) Island, 10. 6.84 

UNP-Exekutive Treffen, 9. 6. 84: Ein Land kann 


“auch ohne die Presse aus- 
kommen ...“ in: Island v. 10. 6. 84 
ebenda, aus: Sunday Times, 10. 6. 84 


SRI LANKA - 


IN QUEST OF A SOLUTION ? 
-Jaffna in March/April 1984 - 


A DOCUMENTATION BY SOUTH-ASIA-BUREAU 


Das Südasienbüro hat zu den 
neuesten Ausschreitungen ge- 
gen die tamilische Bevölkerung 
im März/April dieses Jahres her- 
ausgegeben: „Sri Lanka, in 


quest of a solution“ 

Diese Dokumentation ist zu be- 
ziehen bei: 
Südasienbüro, 
5600 Wuppertal und kostet 3,-DM 


Kiefernstr. 45, 
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NACHRICHTEN UND BERICHTE ZU: Osttimor 


Osttimoresische Flüchtlinge in Bonn 


Taube Ohren im Auswärtigen Amt für die grundlegenden 
Menschen- und Völkerrechte 


„Glauben Sie mir, wirnehmen am Schicksal des Volkes von Osttimor Anteil“. 
Mit diesen Worten verabschiedete Freiherr Berthold von Pfetten, Referats- 
leiter für Süd- und Südostasien im Auswärtigen Amt, nach einem knapp 
zweistündigen Gespräch eine Delegation osttimoresischer Flüchtlinge. Die 
Timoresen hielten sich bis Anfang Juli auf Einladung der Gesellschaft für 
bedrohte Völker, Göttingen, sowie der Internationalen Liga für Menschen- 
rechte, Berlin, zu Gesprächen in Bonn und Stuttgart auf, um auf die noch im- 
mer katastrophalen Situation in ihrer Heimat aufmerksam zu machen. 


Die derzeitige Lage in Osttimor 


Im Dezember 1975 überfielen indonesi- 
sche Truppen die ehemalige portugiesi- 
sche Kolonie nur neun Tage nach der Aus- 
rufung der „Demokratischen Republik Ost- 
timor“ durch die Unabhängigkeitsbewe- 
gung FRETILIN. Den massiven Widerstand 
der Bevölkerung versuchten die Besatzer 
mit militärischem Terror sowie einer Hun- 
gerblockade zu brechen. Laut kirchlichen 
Schätzungen fielen diesen Maßnahmen 
bis 1980 mindestens 200.000 der ehemals 
knapp 800.000 Bewohner der Insel zum 
Opfer. 

Nach einer leichten Verbesserung der Si- 
tuation durch verschiedene Hilfsmaßnah- 
men des Internationalen Roten Kreuzes 
sowie einem Waffenstillstandsabkommen 
zwischen Indonesien und der FRETILIN 
vom Frühjahr 1983 hat sich seit August 
1983 aufgrund einer neuen indonesischen 
Offensive die Lage für die Bevölkerung dra- 
stisch verschlechtert. Hunger sowie die to- 
tale Willkür der Besatzungssoldaten sollen 
das osttimoresische Volk endgültig in die 
Knie zwingen. 

Seit Mitte Juni 1984 bleibt sogar der Vertre- 
ter desInternationalenRotenKreuzes der in 
der Djakarta sitzt, ausgesperrt. Niemand 
darf die Insel betreten; selbst den lang ge- 
planten Besuch des australischen Bot- 
schafters setzen die Militärs kurzfristig ab. 
Indonesien duldet keine Zeugen bei der 
Vernichtung des Volkes. 

Allein diejenigen, die Indonesien wirt- 
schaftlich und militärisch zur Seite stehen, 
wären in der Lage, das Völkermordpro- 
gramm zu stoppen, die Westmächte, ins- 
besondere Australien, die USA sowie die 
EG. 


Unterstützung durch die 
Parteien 


Bei den Gesprächen mit den Bonner Politi- 
kern stand darum die Bitte im Vordergrund, 
auf die indonesische Regierung einzuwir- 
ken, um humanitäre Projekte zu ermögli- 
chen. Kirchliche und private Hilfsorganisa- 
tionen haben ihre Bereitschaft für Projekte 


in Osttimor mehrfach bekundet, an Geld 
mangelt es ebenfalls nicht; niemand darf 
jedoch auf die Insel. Daneben sollen die 
Westmächte Indonesien zu Verhandlun- 
gen über Osttimor bewegen. Als Alternati- 
ve zu einer militärischen Lösung bietet sich 
der Friedensplan der FRETILIN an, der fol- 
gende Schritt vorsieht: Verhandlungen 
zwischen Portugal, Indonesien, der FRETI- 
LIN sowie Australien als Beobachter unter 
Kontrolle der UNO. Abzug der indonesi- 
schen Truppen und Entsendung einer 
UNO-Friedenstruppe. Freie und geheime 
Wahlen. Übergabe der Staatsgewalt an die 
vom Volk gewählte Regierung. 
Indonesien wird sich ohne Einfluß von au- 
ßen vermutlich nicht erneut an den Ver- 
handlungstisch setzen. Eine Einmischung 
in die inneren Angelegenheiten eines so- 
veränen Staates, ein heiliges Tabu der 
Westmächte, um Menschenrechtsverlet- 
zung hinzunehmen, läge im Fall Osttimor 
nicht vor. Denn nach dem Völkerrecht so- 
wie der Version der Bundesregierung gilt 
die Insel noch immer als portugiesische 
Überseeprovinz. 

Die Gespräche mit den Politikern verliefen 
zufriedenstellend. Alle im Bundestag ver- 
tretenen Parteien wollen sich zumindest für 
eine Wiederaufnahme der humanitären 
Hilfe einsetzen; die Oppositionsparteien, 
insbesondere die SPD, versprachen, Ostti- 
mor mehr alsbisher zum Schwerpunktihrer 
Arbeit zumachen, sich bei künftigen Besu- 
chen offizieller bundesdeutscher Delega- 
tionen in Indonesien für einen Aufenthalt in 
Osttimor einzusetzen und durch Parlamen- 
tarierinitiativen auf das Auswärtige Amt 
einzuwirken, das Selbstbestimmungsrecht 
Osttimor gegenüber Indonesien stärker als 
bisher zu vertreten. 


Der menschenverachtende 
Zynismus des Auswärtigen 
Amtes 


Aus demselben Grund sprachen die ostti- 
moresischen Flüchtlinge beim Referatslei- 
ter für Süd- und Südostasien, Freiherr von 
Pfetten, vor. Nach dem Gespräch hatten 
sie eine Lektion über Osttimor erhalten, die 


alle Befürchtungen weit übertraf. Im Welt- 
bild des Auswärtigen Amtes stellt sich das 
Problem Osttimor folgendermaßen dar: 
Die Schuld an der Hungersnot trägt nicht 
etwa die indonesische Armee mit ihrer 
Blockade und Verweigerung jeglicher Hil- 
feleistungen; nein, der Hunger hat „natürli- 
che” Ursachen.Esist zu heiß und trocken in 
Osttimor. Der Einwurf von Korinna Horta, 
einer Deutschen, die von 1972-1975 auf 
Osttimor gelebt hat und seit 1975 timoresi- 
sche Flüchtlinge in Portugal betreut, auf 
der Insel habe es früher zwar Ernährungs- 
engpässe gegeben, nie sei jedoch jemand 
verhungert, konnte Berthold von Pfetten 
nicht beeindrucken. Was gelten schon 
Fakten gegen die rechte Meinung? 

Die Verantwortung für die derzeitige bruta- 
le Militäroffensive tragen nicht etwa die in- 
donesischen Militärs, sondern sie liegt bei 
der FRETILIN selbst. Die habe nämlich am 
16. August während des Waffenstillstands 
eine indonesische Einheit überfallen und 
damit das Wiederaufflammen der Kämpfe 
verursacht. Daß an dieser Version nicht 
mehr stimmt als an der Hungerversion, 
muß einen Referatsleiter des Auswärtigen 
Amtes nicht weiter stören, solange sie nur 
mit der politischen Linie der Bundesregie- 
rung übereinstimmt. Zu den Fakten: Die 
neue indonesische Repressionswelle be- 
gann spätestens am 8. August 1983, also 
eine Woche vor dem angeblichen Überfall; 
das dokumentiert das Oberhaupt der Kir- 
che von Osttimor, Monsignore Belo, der in 
einem aus der Insel herausgeschmuggel- 
ten Brief vom 18. Februar 1984 an seinen 
Vorgänger, Costa Lopes, schreibt: „Wie 
Sie wissen hatssich die Situation seit dem 8. 
August verschlechtert.“ 

Bereits in den Wochen zuvor hatten indo- 
nesische Soldaten unter Bruch der Verein- 
barungen FRETILIN-Angehörige „ver- 
schwinden“ lassen, Unterkünfte ausspio- 
niert und weiterhin Frauen und Mädchen 
vergewaltigt. Wehren sich die Opfer, tra- 
gen sie die Schuld an der Repression. 
Die Parallelen zur Nazilogik liegen auf der 
Hand. Für die Vernichtung des Warschau- 
er Ghettosträgtnicht die SS die Verantwor- 
tung, sondern die Juden, die sich gegen die 


Wolfgang Schramke: Unterrichtsein- 
heiten und Unterrichtsmaterialien im 
Fach Geographie 1970-1980. Quellen- 
kunde — Bibliographie — Bezugshin- 


weise — Annotationen. Oldenburg: 
Universität Oldesenburg, Zentrum für 
pädagogische Berufspraxis 1983, 
27,— DM + Versandkosten. 


SS aufgelehnt haben. 

Die Frage warum die Bundesregierung in 
der UNO nicht wie im Fall Afghanistan für 
das Selbstbestimmungsrecht der überfal- 
lenen Volkes eintritt, beantwortete Herrn 
von Pfetten zuerst mit dem Hinweis auf Au- 
stralien, das sogar offen für Indonesien 
stimme, während die Bundesregierung 
sich immerhin enthalte. Auf die Entgeg- 
nung, der Opportunismus anderer sei wohl 
kein Argument für den eigenen, erklärte er, 
die Enthaltung sei das Ergebnis einer ge- 
meinsamen Abstimmung in der EG. Auch 
diese Begründung konnte nicht recht über- 
zeugen, denn Griechenland als Miglied der 
EG stimmt für das Selbstbestimmungs- 
recht Osttimors. So wurde die Argumenta- 
tion immer merkwürdiger; Griechenland 
sehe alles nur unter dem Aspekt der Zy- 


a 


FRETILIN-Freiheitskämpfer 


pernfrage. 

Möglicherweise wollte Herr von Pfetten da- 
mit sagen, nur Staaten die selbst eine Inva- 
sion mittelbar oder unmittelbar erlebt ha- 
ben (wie die Griechen die der türkischen 
Armee auf Zypern) entwickeln eine beson- 
dere Sensibilität für das Selbstbestim- 
mungsrecht der Völker. Ob ihm bewußt 
war, daß dies kein besonderes Kompliment 
für die bundesdeutsche Außenpolitik be- 
deutet? 

Sich gegenüber Indonesien für Hilfsmaß- 
nahem einzusetzen, wollte Herr von Pfet- 
ten auch nicht versprechen. Bei der Stärke 
Indonesiens sei es nicht möglich, Einfluß 
auf die Regierung auszuüben. Die Militär- 
und Wirtschaftshilfe darf offensichtlich 
nicht zu einem Hebel benutzt werden, um 
Menschenrechte durchzusetzen — außer 
vielleicht im Fall von Nicaragua. 

Pfettens „Einsatz“ für Osttimor bestand 
darin, hin und wieder zu beteuern, wie sehr 
ihm das Leiden des osttimoresischen Vol- 
kes am Herzen liegt, was angesichts seiner 


sonstigen Stellungnahmen auf die Ge- 
sprächspartner eher zynisch klingen muß- 
te. 

Schließlich warf er noch ein paar besorgte 
Fragen auf. Ob es für die Osttimoresen 
sinnvoll sei, auf „Maximalforderungen“ wie 
der Unabhängigkeit zu beharren? Ob es 
nicht ungeschickt sei zu fordern, die FRE- 
TILIN solle an den Verhandlungen teilneh- 
men? Das stelle doch eine Provokation für 
Indonesien dar. 

Abgesehen von der Tatsache, daß heute 
keine andere Partei mehr existiert und 
selbst die Kirche sich zur FRETILIN be- 
kennt, bleibt die Frage, ob Herrn von Pfet- 
ten bereits der Gedanke gekommen ist, für: 
die Vertreter des osttimoresischen Volkes 
könnten Verhandlungen mit denen, die ein 
Drittelihres Volkes vernichtethaben, eben- 


falls eine Provokation sein? Die FRETILIN 
will sich trotzdem mit Indonesien an einen 
Tisch setzen. 


Perspektiven der Osttimor- 
Arbeit 


Zum Schluß seien ein paar kritische, in die- 
sem Fall selbstkritische Aspekte an dem 
Besuch im Auswärtigen Amt nicht ver- 
schwiegen. 

Was hatten wir eigentlich von denen erwar- 
tet, die durch ihre umfangreichen Waffen- 
lieferungen an die Massenmörder ihren 
zwar indirekten, aber durchaus offensicht- 
lichen Beitrag zum Massenmord leisten? 
Haben wir uns wirklich der Illusion hingege- 
ben, der Bericht zweier Augenzeugen von 
Greueltaten, die zu den schlimmsten seit 
Auschwitz und Dachau gehören, würde ir- 
gendjemand von denen, deren Aufgabe es 
ist, die Greueltaten aus machtpolitischen 
Gründen relativieren, zum Umdenken be- 
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wegen? Sollte der Referatsleiter für Süd- 
und Südostasien nachher sagen, ja wenn 
das so schlimm ist, dann wird es wohl Zeit, 
unsere Politik zu ändern und für Men- 
schenrechte und Selbstbestimmung ein- 
zutreten? 

Die ohnmächtige Wut im Bauch, mit der wir 
alle das Auswärtige Amt verlassen haben, 
bewies, daß wir miteiner derartigen Lektion 
in zynischer Machtpolitik nicht gerechnet 
hatten. Was bleibt als Fazit? Kaum mehr 
als die Bestätigung der ohnehin bekannten 
Tatsache, wonach bundesdeutsche Re- 
gierungsvertreter in den Fällen, in denen 
das Eintreten für die Menschenrechte nicht 
opportun erscheint, das heißt, befreundete 
Staaten die Menschenrechtsverletzungen 
begehen, nur unter massivem öffentlichem 
Druck handeln. Diesen öffentlichen Druck 


hatesim Fall Osttimor niegegeben, obwohl 
das Ausmaß der Verbrechen die Massen- 
morde in El Salvador und Guatemalaeiner- 
seits sowie die sowjetischen Kriegsverbre- 
chen in Äthiopien und Afghanistan ande- 
rerseits in den Schatten stellt. Auch für die 
Solidaritätsbewegung war Osttimor nie ein 
Thema. 

Die Gesellschaft für bedrohte Völker wird in 
den nächsten Monaten gemeinsam mit der 
Internationalen Liga für Menschenrechte 
alle Anstrengungen unternehmen, das 
Schweigen über Osttimor in der Bundesre- 
publik zu brechen. 

Klemens Ludwig 


« 
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Wahlen in Ägypten 


Vier Schritte vor, drei zurück 


Am 27. Mai 1984 waren rund 27 Millionen wahlberechtigte Ägypter dazu auf- 
gerufen, die Mitglieder eines neuen Parlaments (arab.: Maglis as-Shaab) zu 
wählen. 

Dieses Ereignis wurde in den westlichen Medien als erste „relativ freie Wah- 
len“ seit über 30 Jahren gefeiert, ähnlich wie man sich vor fünf Jahren für die 
erste offizielle ägyptische Mehrparteien-Wahl seit der Juli-Revolution von 
1952 begeisterte. 

Auf den ersten Blick, bei dem zahlreiche — vermeintliche wohlinformierte 
—Beobachter nur allzuleicht verweilen, scheint so die von Sadatinitierte Öff- 
nung des Systems hin zu mehr politischer Partizipation der Massen und hin 
zu größerer Toleranz gegenüber regierungskritischen Gruppen durch des- 
sen Nachfolger im Prädidentenamt, Hosni Mubarak nicht nur fortgeführt, 
sondern sogar ausgebaut worden zu sein. 

Das Wahlergebnis bestätigte die überwältigende parlamentarische Mehr- 
heit (diesmal 72,9 Prozent aller abgegebenen Stimmen und 390 von 448 Sit- 
zen der regierungstreuen National Demokratischen Partei (Hizb I-Watani 
al-Demokrati, NDP), die sich auch bei den Wahlen des Jahres 1979 bereits 
350 von damals 392 möglichen Mandaten gesichert hatte. Neu allerdings ist 
eine Konstellation im ägyptischen Parlament, in der sich die NDP mit der 
Neo-Wafd-Partei (hiz al-Wafd al-Gadid) nur noch einer Oppositionspartei 
gegenüber sieht, während die drei bisher im Maglis as-Shaab vertretenen 
Gruppierungen, darunter zwei nach traditionellem Verständnis als progres- 
siv-links zu bezeichnende Parteien unter anderem, aber nicht ausschließ- 
lich, an einer per Verfassungsänderung eingführten 8-Prozent-Klausel 
scheiterten. 

Getreu der Erkenntnis, daß Wahlergebnisse wenig aussagen, wenn man 
nicht weiß, was die Umstände waren, unter denen sie zustande ge kom- 
men sind, geht es im folgenden vor allem um zwei Dinge : Zum einen soll 
nen, um Formulierungen wie „relativ freie Wahlen“ zur Diskussion zu stellen. 
Zum anderen geht es um eine Einschätzung des Gewichts und der Rolle, die 
der ägyptischen Volksvertretung im Zusammenspiel aller sozialer und politi- 
scher Kräfte des Landes gegenwärtig zufällt. 


Zur aktuellen 
sozio-ökonomischen Situation 


Die Bevölkerung der Arabischen Republik 
Ägypten, die im Jahr 1984 auf 46 Millionen 
geschätzt wird, erhöht sich alle zehn Mona- 
te um eine weitere Million Menschen'. 
Dies entspricht einem jährlichen Bevölke- 
rungswachstum von 3 Prozent undistsomit 
eins der höchsten der Welt. Ägypten istdas 
volksreichste Land der arabischen Region 
und wird innerhalb Afrikas nur noch von Ni- 
geria übertroffen. Bei einer gleichbleiben- 
den Wachstumsrate ist damit zu rechnen, 
daß im Jahre 2000 sechzig Millionen Ägyp- 
ter Niltal und —delta sowie die wenigen üb- 
rigen, vom Menschen nutzbaren Zonen 
des Landes bevölkern werden. 

Um soviele Menschen jedoch ernähren 
zu können, müßte in den nächsten 16 Jah- 
ren die Fläche von gegenwärtig 2,5 Millio- 


nen Hektar agrarisch nutzbarem Land ver- 
doppelt werden. Tatsache aber ist, daß 
Ägypten derzeit pro Jahr 8000 Hektar wert- 
vollen Landes verliert. Schuld daran ist 
nicht nur die ungebremste Urbanisierung. 
Es mangelt auch an Ressourcen und Kom- 
petenz, um den Boden zu pflegen, der ge- 
rade erst der Wüste abgerungen worden 
ist. 

Die von Sadat initiierte Wirtschaftspolitik 
der Offenen Tür’ (arab.: Infitah) hat bei der 
Nahrungsmittelproduktion zu einer Situa- 
tion geführt, in der der ehemalige Getrei- 
deexporteur Ägypten bereits 1982 fünfzig 
Prozent aller benötigten Nahrungsmittel im 
Ausland kaufen mußte. 

Infitah war seinerzeit die ökonomische Sei- 
te jener außenpolitischen Entwicklung, in 
der sich Ägypten von der Sowjetunion und 
der Bewegung der Blockfreien abwandte, 
um sich kurze Zeit später in der Abhängig- 


keit vom Westen, insbesondere von den 
USA, wiederzufinden. Die Politik der ‚Offe- 
nen Tür’ sollte ausländisches Kapital an- 
locken, Arbeitsplätze schaffen und die sich 
selbst lähmende staatliche Superbürokra- 
tie auf Vordermann.bringen. 

Nichts von dem istbisher auch nur annä- 
hernd erreichtworden. In Ägypten tummeln 
sich heute Spekulanten und Profiteure, die 
alle auf schnelle Gewinne aus sind und 
nicht im Traume daran denken, ihr Kapital 
wirklich produktiv einzusetzen. Frustiert, 
da ohne Aussicht auf angemessene Be- 
zahlung oder halbwegs vernüftige Arbeits- 
möglichkeiten, verlassen qualifizierte 
Ägypter ihr Land scharenweise, um sonst- 
wo in der arabischen Welt viel Geld zu ver- 
dienen. 

Das durchschnittiche Pro-Kopf- 
Einkommen in Ägypten beläuft sich gegen- 
wärtig auf etwa 400 US-Dollar im Jahr, eine 
Zahl die wenig aussagt, außer man stellt sie 
in Relation zu jenen 200.000 Millionärsfa- 
milien — den 'Fat Cats’ — die sich 85 Pro- 
zent der privaten Güter, Ländereien und fi- 
nanziellen Resourcen teilen. Dem Rest von 
43 Millionen bleiben fünfzehn Prozent von 
allem.? 


Das Stadt-Land-Gefälle ist in Ägypten 
ähnlich drastisch wie sonstwo in der Dritten 
Weit. Während der Fellache und seine Fa- 
milie allzuoft noch ohne solch urbanen 
Selbstverständlichkeiten wie ausreichen- 
de Krankenfürsorge, öffentliche Verkehrs- 
mittel und menschenwürdige sanitäre An- 
lagen auskommen müssen, bedeutet dies 
umgekehrt jedoch nicht, daß in Kairo oder 
Alexandria für die Masse der Bevölkerung 
die Dinge wesentlich besser stehen. 

In keiner größeren Stadt Ägyptens gibt 
es genügend öffentliche Verkehrsmittel. 
Die wenigen Busse sind stets überfüllt, Ta- 
xis sind den meisten zu teuer und U-Bah- 
nen sind erst im Bau — (Kairo) oder im Pla- 
nungsstadium (Alexandria). 

42 Prozent der Bewohner Kairos leben in 

Blechhütten, zu mehreren in Einzimmer- 
wohnungen, in Rohbauten, auf den Dä- 
chern, in den Straßen oder gar auf den 
Friedhöfen. 
Jedem Besucher der Stadt fallen die zahl- 
reichen Bauruinen auf. Sie zeugen davon, 
daß es ein genauso hyperaktives wie kor- 
ruptes Baugewerbe gibt. Anscheinend 
kann man es sich leisten, ganze Komplexe 
mit hunderten von Wohnungen jahrelang 
unvollendet leerstehen zu lassen und dies 
wohlgemerkt in einer Stadt, in der die Mie- 
ten und Immobilienpreise zu den höchsten 
der Welt zählen. 
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Bauruinen neben Blech- und Papphütten. Die Wohnungsnot in den ägyptischen Metropolen ist immens. 


Auch die Lebensader des Landes, der 
Nil, der in Kairo nahezu symbolisch die zu- 
meist ärmeren Viertel der Stadt unterhalb 
der Mokattamberge auf der einen Fiußseite 
von denreicheren Stadtteilen auf den Nilin- 
seln und auf der anderen Flußseite trennt, 
gibt wieder Anlaß zur Sorge. 

Jetzt erst, 20 Jahre nach der Vollendung 
des Assuanstaudammes, werden nämlich 
die Konsequenzen der Nielregulierung 
durch dieses Prestigeobjekt Nassers in ih- 
rer niederschmetternden Tragweite spür- 
bar. 

Während durch extensivste Bewässerung 
in manchen Regionen Oberägyptens ein 
gestiegener Grundwasserspiegel zumeist 
negative Folgen wie Versalzung des Bo- 
dens und Zerstörung der Bausubstanz 
(Karnak-Tempel!) mit sich bringt, bleibt 
entlang des gesamten Flusses der frucht- 
bare Schlamm durch Überschwemmun- 
gen aus; jener Schlamm, mit dem die Fella- 
chen über Jahrtausende hinweg ihre Fel- 
‘der düngten oder aber Ziegel zum Haus- 
bau brannten. 

Im Delta arbeitet sich das Mittelmeer gegen 
die ’geschwächten’ Nilarme vor und frißt 
sich buchstäblich pro Jahr um fast 100 Me- 
ter in fruchtbares Landein, das damit unwi- 
derruflich verloren scheint. 

Erst in jüngster Zeit beginnt man sich sei- 
tens staatlicher Stellen ernsthaft Gedan- 
ken über die zahlreichen Probleme zu ma- 
chen, die sich als genauso unerwartete wie 
unmittelbare Konsequenzen des Assuan- 


dammbaus abzeichnen. 

Immerhin garantiert der Damm eine ausrei- 
chende Stromversorgung, was allerdings 
neben Energie für Licht und Maschinen den 
zweifelhaften Fortschritt mit sich gebracht 
hat, daß man nun auch im letzten Dorf per 
Fernseher miterleben kann, was ’draußen’ 
in der Welt passiert, wovor man also ge- 
schützt, wovon man aber auch gleichzeitig 
ausgeschlossen ist. 

Zieht man einen Vergleich zu jener Zeit, in 
der das Land sich quasi im permanenten 
Kriegszustand mit Israel befand, so ergibt 
sich für das Ägypten der Gegenwart ein in 
vielerei Hinsicht verändertes Bild. Die Wirt- 
schaftspolitik der "Offenen Tür’ hat zwar 
das Konsumgüterangebot verbreitert — 
nurfür diejenigen allerdings, die ohnehin zu 
den Privilegierten gehören. Für die Mehr- 
heit der ägyptischen Bevölkerung jedoch 
haben sich die Lebensbedingungen eher 
noch verschlechtert. Ein illustratives Bei- 
spiel ist die langsame Rücknahme staatlich 
subventionierter Preise für bestimmte 
Grundnahrungsmittel, was internationale 
Institutionen wie der Weltwährungsfond 
immer wieder fordern. Spätestens nach 
dem Januar 1977, als die geradezu sprich- 
wörtliche Geduld der ägyptischen Massen 
zu Ende war, haben sich die Herrschenden 
auf eine indirekte Strategie verlegt, um 
’Brotrevolten’ zu vermeiden und dennoch 
die Preise anzuheben. So war zu beobach- 
ten, daß in den vergangenen Jahren zu- 
sätzlich zu den bis dahin für ein Piaster an- 
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gebotenen Brotlaiben solche zu eineinhalb 
und zwei Piaster eingeführt wurden, die 
größer und schmackhafter zu sein schie- 
nen. Baldwarjedoch festzustellen, daß das 
Angebot für Brot zu einem Piaster immer 
knapper wurde. Sollte man es gelegentlich 
noch in einer staatlich geführten Bäckerei 
finden, so war es kleiner und ungenießba- 
rer. Mittlerweile istesnahezu unmöglich, ir- 
gendwo in Kairo noch ein BrotfüreinenPia- 
ster zubekommen. Inzwischen wird für den 
'gehobenen’ europäisch orientierten Ge- 
schmack dunkleres Brot angeboten, was 
das 10- bis 25-fache der traditionellen 
ägyptischen Petafladen kostet. 

Für das Gros der Ägypter ist somit der 
harte Überlebenskampf eine alltägliche 
Realität, die auch dadurch nicht als ange- 
nehmer empfunden wird, daß man Dank 
der Offenen-Tür-Politik ständig vor Augen 
geführt bekommt, was es alles an teuren 
ausländischen Konsum- und Luxusgütern 
gibt. 


Die innenpolitische 
Entwicklung seit 1974 


Wenn schon kein oder kaum Brot, dann zu- 
mindest Spiele, dies mag eine der Überle- 
gungen gewesen sein, welche Anwar-El 
Sadat ab 1974 dazu bewegten, das verkru- 
stete und verfestigte, für jegliche auch 
noch so eingeschränkte Partizipation der 
Massen völlig ungeeignete politische Sy- 
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stem in Bewegung zu bringen. Rückblik- 
kend läßt sich dieses Jahr in mehrfacher 
Hinsicht als Wendepunkt in der ägypti- 
schen Politik identifizieren. Im wirtschafts- 
politischen Bereich wurde mit Infitah alldas 
revidiert und negiert, was unter Naser als 
Arabischer Sozialismus für den Versuch 
stand, Ägypten aus dem Zustand sozio- 
ökonomischer Abhängigkeit und Unterent- 
wicklung zu führen. 

Innenpolitisch wurde gleichzeitig die De- 
montage der Arabischen Sozialistischen 
Union (ASU) eingeleitet, jener Organisa- 
tion also, die nicht nur als Erbe Nassers ein 
Dorn im Auge von dessen Nachfolger war. 
Diese Organisation barg auch die perma- 
nente Gefahr in sich, daß Sadat-Gegner, 
wie 1971 Ali Sabri, sie als organisatorische 
Ausgangsbasis benutzen würden, um ein 
Gegengewicht gegen regimetreue Institu- 


doch — auf für ihn persönlich fatale Weise 
— daran, die oppositionellen Kräfte so ein- 
zubinden, daß sie seiner Herrschaft nicht 
gefährlich werden konnten. 

Was nun sind die wichtigsten Abschnitte 
der innenpolitischen Entwicklung seit Ende 
des Sinaifeldzuges? Da ist zunächst die 
durch das sogenannte ASU-Papier vom 
August 1974 ausgelöste Diskussion über 
die Angemessenheit und Notwendigkeit 
mehrerer, offiziell zugelassener Parteien. 
Resultat dieser Diskussion war die Zulas- 
sung sogenannter Plattformen (arab.: 
Manabir), welche allerdings immer noch 
als Flügel oder Tendenzen innerhalb der 
ASU gelten sollten. Tatsächlich bewarb 
sich nach offizieller Aufforderung eine aus 
Regierungssicht unerwartet große Anzahl 
politischer Gruppen um die Legalisierung 
als Manabir. Dies hatte zur Folge, daß die 


Zu den für den 4. November 1976 ange- 

setzten Parlamentswahlen traten mithin 

neben unabhängigen Kandidaten folgende 

Gruppierungen an: 

— Die Organisation des Zentrums (sei- 
nerzeit zumeist als Hizb al-Misr be- 
zeichnet) war die eigentliche Gruppie- 
rung der Regierung. Hauptaktivist in 
ihr war kein anderer als der damalige 
Ministerpräsident von Sadats Gna- 
den, Mamduh Salem. 

— Als Tendenz rechts vom buchstäblich 
regierungsoffiziellen Zentrumformier- 
ten sich die sogenannten Sozialisti- 
schen Liberalen (heute: Hizb al-Ah- 
rar), die von Mustafa Kamil Murad an- 
geführt wurden, einem ehemaligen 
Freien Offizier aus dem Kreise um 
Nasser. 

—  Chaled Mohieddin schließlich, eben- 


Der Tahrir-Platz in Kairos Zentrum Ist zur Zeit eine einzige Baustelle. Ob damit dem permanenten Verkehrschaos Abhilfe 


geschaffen werden kann ist fraglich 


tionen und Gruppen aufzubauen. Natürlich 
spielte auch bereits die Hoffnung auf wohl- 
wollende, in bare Münze umwandelbare 
Unterstützung seitens des westlichen Aus- 
lands eine Rolle. Letzteres vorausgesetzt, 
esgelänge durch die gesteuerte Wiederzu- 
lassung politischer Parteien den Eindruck 
einer langsamen Demokratisierung zu ver- 
mitteln. Hauptmotiv Sadats war aber si- 
cherlich der Versuch, das existierende Op- 
positionspotential gegen sein Regime un- 
ter Kontrolle zu bringen. 

Zehn Jahre danach ist festzuhalten, daß 
Sadat die ASU erfolgreich ausschalten so- 
wie den Eindruck politischer Liberalisie- 
rung vermitteln konnte. Er scheiterte je- 


Zahl der letztlich nicht erlaubten Tenden- 
zen die der zugelassenen drei um ein 
Mehrfaches überstieg. 

Es scheint als habe Sadat bei dieser Gele- 
genheit zum ersten-, und, wie sich zeigen 
sollte nicht zum letztenmal Angst vor der ei- 


genen Courage bekommen. Sobelegtedie _ 


hohe Zahl der Anträge doch eindeutig und 
unmißverständlich, wie groß das Nachhol- 
bedürfnis für echte politische Partizipa- 
tion in Ägypten war. 

Die Zahl der autorisierten Plattformen wur- 
de also auf ganze drei beschränkt, dienach 
Vorstellung der Kommission die linke, die 
rechte und die zentrale Tendenz innerhalb 
der ASU repräsentieren würden. 


Foto: H.J. Koch 


falls ein Freier Offizier aus den Tagen 
der Juli-Revolution von 1952, war der 
Führer der linken Plattform, in der sich 
alte und junge Nasseristen, Marxisten, 
unabhängige Progressive und Intel- 
lektuelle zusammenfanden. Diese Or- 
ganisation, aus der später die Partei 
der National-Progressiven- 
Unionistischen Wiedervereinigung 
{heute im allg. Sprachgebrauch: Hizb 
at-Tagammu) hervorgehen sollte, trat 
und tritt insbesondere für die Fortfüh- 
rung und sogar Ausweitung der wirt- 
schaftlichen und sozialen Reformen 
der. Nasserzeit ein. 

Dem am 6. November 1976 bekanntgege- 


benen Wahlergebnis zufolge konnte sich 
das Zentrum 81,6 Prozent aller erreichba- 
ren Parlamentssitze sichern, während den 
Liberalen zwölf Mandate blieben und sich 
die Tagammu-Gruppe mit ganzen zweiSit- 
zen begnügen mußte. 

Außerdem gab es immerhin 50 unab- 
hängige Kandidaten im neuen Parlament, 
wobei deren 'Unabhängigkeit’ sich zumeist 
aus dem Umstand ableitete, daß sie mit ei- 
genen Plattformen zuvor nicht zum Zuge 
gekommen waren. 


Es ergab sich somit eine Situation, in der 
die Unabhängigen die zweitstärkste ’Frak- 
tion’ bildeten und zwar mit weitem Abstand 
vor den Liberalen. Als tatsächliche parla- 
mentarische Opposition blieben so neben 
dem ein oder anderen Unabhängigen nur 
die beiden Tagammu-Abgeordneten übrig, 
ein wahrlich mageres Ergebnis eingedenk 
der Tatsache, daß Sadat außerdem noch 
von seinem Recht Gebrauch machte, zehn 
weitere Parlamentarier zu ernennen, was 
die entgültige Zahl des Maglis as-Shaab 
auf 360 brachte. Nur eine Woche nach den 
Wahlen von 1976 verkündete Sadat in sei- 
ner Eröffnungsrede zum neuen Maglis as- 
Shaab, daß sich die drei Plattformen nur in 
eigenständige Parteien umwandeln könn- 
ten. 


An diesem Punkt erscheint es sinnvoll, 
kurz etwas Grundsätzliches zum politi- 
schen Gewicht des Maglis as-Shaab anzu- 
merken. Dieser hat nicht zuletzt aufgrund 
der bis in die Gegenwart gültigen ägypti- 
schen Verfassung vom September 1971 
extrem eingeschränkte politische Ent- 
scheidungsbefugnisse und Einflußmög- 
lichkeiten. 


Ein kurzer Blick auf die 193 Artikel dieser 
Verfassung macht deutlich, wie groß das 
Übergewicht des Präsidentenamts_ ist, 
oder, umgekehrt formuliert, wie abhängig 
das Parlament von jeglicher Direktive ist, 
die aus dem Abdin-Palast, dem Sitz des 
Staatsoberhauptes, kommt. 

Mit der gesteuerten Zulassung von mehr 
als nur einer Partei ging es Sadat folglich 
nach seinem Aufstieg ins Amt des Präsi- 
denten auch kaum um ein wirkliches Er- 
starken der Legislative. 


Wie sehr er bei allen 'Liberalisierungsver- 
suchen’ auf Nummer Sicher ging, zeigt die 
Tatsache, wie er das Parlament von 1976 
mit seinen ’Getreuen’ majorisierte. Doch 
nicht genug damit. Etwas mehr als ein hal- 
bes Jahr nach seiner Konstituierung verab- 
schiedete der Maglis as-Shaab ein Par- 
teiengesetz (Juni 1977), das die Gründung 
künftiger zusätzlicher Parteien von ganz 
bestimmten Kriterien abhängig macht. 
Dieses Parteiengesetz erschwert die Grün- 
dung politischer Organisation überhaupt. 
Vor allem Gruppierungen mit vorrangig lo- 
kaler, religiöser oder internationalistischer 
(Trotzkistische, kommunistisch) Ausprä- 
gung werden damit auf Dauer ausge- 
schlossen. 


Die Opposition wird 
ausgeschaltet 


Das öffentlich verfolgbare politische Ge- 
schehen nahm auch im Jahr 1987 einen 
Verlauf, der keinen Zweifel daran ließ, wie 
eng aus der Sicht Sadats die Grenzen op- 
positioneller Aktivität zu ziehen waren. 

Im Frühjahr rief der Staatspräsident zu ei- 
nem Referendum auf, dasihm ü. a. die Voll- 
macht geben sollte, gegen „Elemente“ vor- 
zugehen, die unter Nasser von Revolu- 
tionsgerichten verurteilt worden waren, die 
sich kommunistischer Aktivitäten schuldig 
gemacht oder sich als Feinde der Religion 
erwiesen hatten, also gegen jeden, der Sa- 
dat — aus welchen Gründen auch immer — 
nicht ins politische Konzept paßte. 

Es war offensichtlich, daß dieses ’Ermäch- 
tigungsgesetz’ sich insbesondere gegen 
die zwei wichtigsten Oppositions-Politiker 
richtete. Der eine war Chaled Mohieddin, 
wichtigster Mann der Tagammu-Partei, der 
andere Fuad ’Pascha’ Serageddin, der 
Führer der im August 1977 reaktivierten 
Wafd-Partei.? 

Zu dieser Partei sei angemerkt, daß sie 
schon seit dem Ende desersten Weltkriegs 
und 1952 eine wichtige Rolle in der Politik 
Ägyptens gespielt hatte und stets mit dem 
Kampf um die volle Unabhängigkeit identi- 
fiziert wurde. War die Wafd so zum einen 
vor der Juli-Revolution diejenige Partei, 
welche am eindeutigsten für nationalisti- 
sche Ziele eintrat und damit einen Gegen- 
pol gegen die britische Kolonialmacht und 
das Königshaus bildete, so war sie zum an- 
deren aber auch die Partei der ägyptischen 
Finanzbourgeosie und der Großgrundbe- 
sitzer gewesen. Die Wafd war dann, 
ebenso wie alle anderen Parteien, von 
Nasser nach 1952 verboten worden, was 
allerdings nichts an der Tatsache änderte, 
daß sie jederzeitinsbesondere bei den Fel- 
lachen der Deltaregion und bei den Kopten 
mit, einer starken Anhängerschaft rechnen 
konnte. 

Ab Mitte der 70er Jahre konnte die politi- 
sche Bedeutung der Wafd jedochnichtlän- 
ger geleugnet werden. Als im Mai 78 be- 
kannt wurde, daß die Zahl der eingetrage- 
nen Wafd-Mitglieder in weniger als einem 
Jahr auf 2 Millionen hochgeschnellt war, 
schien für Sadat die Zeit reif zum Eingrei- 
fen. Mit Hilfe des bereits genannten Refe- 
rendums und eines darauf basierenden 
Gesetzes schaltete er die gesamte Füh- 
rung der Partei aus, darunter neben Sera- 
geddin selbst, 20 Angehörige des 35-köpfi- 
gen Parteipräsidiums. Auf das Vorgehen 
gegen ihre Führungsspitze reagierte die 
Wafd Mitte 1978 mit ihrer Selbstauflösung, 
nicht ohne die antidemokratische Hand- 
lungsweise der Sadatregierung in aller Öf- 
fentlichekti aufs Schärfste zu kritisieren. 
Chaled Mihieddin dagegen weigerte sich 
trotz erheblichen Drucks, die Tagammu- 
Partei aufzulösen. Dies änderte allerdings 
nichtsan der Tatsache, daß ihre beiden Ab- 
geordneten im Maglis as-Shaab weiterhin 
zur Marginalität verurteilt blieben. 
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Die Stärke der Tagammu-Partei lag ohne- 
hin — damals wie heute — im außerparla- 
mentarischen Bereich. Besonders in den 
Großstädten und dort wiederum zumeist in 
den ärmeren Vierteln stützt sich diese Par- 
tei auf eine umfangreiche Anhängerschaft; 
ein Resultat unermüdlicher politisch-sozia- 
ler Basisarbeit. Eine andere Stärke der 
Progressiven Unionisten ist ihre Wochen- 
zeitung Al-Ahali, die sich mit jeder veröf- 
fentlichten Nummer, der besonderen Auf- 
merksamkeit der Zensoren sicher sein 
kann. Auch wenn ihr Erscheinen schon des 
öfteren verhindert wurde, so istsiedoch zur 
wichtigsten und meistgelesenen Zeitschrift 
der Opposition geworden. 


Bezug: Peter Hammer Verlag 
Postfach 200415 
5600 Wuppertal 2 


Preis: 28,60 DM 


Der chronologischen. Vollständigkeit hal- 
ber seinoch erwähnt, daß Sadatdasinnen- 
politisch bewegte Jahr 1978 ebenfalls 
nutzte, um die entgültige Auflösung der 
ASU (Juli 78) zu verkünden und mit der 
NDP eine neue Partei ins Leben zu rufen. 
Zugleich setzte er für das kommende Jahr 
vorgezogene Parlamentsneuwahlen an, 
wofür er mehrere Gründe hatte: 

Ein für die Regierungspartei günstiges 
Wahlergebnis ließ sich als eindeutige Un- 
terstützung der ägyptischen Bevölkerung 
für den im März zuvor abgeschlossenen 
Friedensvertrag mit Israel verkaufen. 
Dann ging es darum, der neuformierten 
NDP durch eine Wahl die notwendige Legi- 
timation zu verschaffen. Noch waren au- 
ßerdem die Folgen des politischen und 
wirtschaftlichen Boykotts seitens der übri- 
gen arabischen Staaten für das die Mehr- 
heit der ägyptischen Bevölkerung nicht 
spürbar. Und schließlich hatte sich mit der 


12 blätter des iz3w, Nr. 119, August 1984 


Sozialistischen Arbeiterpartei (allgem. 
kurz: Amal-Partei) auf Ermunterung des 
Staatspräsidenten eine weitere Partei for- 
miert, der wohl künftig statt den unbeque- 
men Progressiven Unionisten die Rolle der 
linken Opposition zufallen sollte. 

Sadat bekam das Wahlergebnis, das er 
sich wünschte*, wobei es ihn offenbar we- 
nig störte, daß sogar die ihm sonst so wohl- 
gesonnene westliche Auslandspresse sich 
nicht davon abhalten ließ, von massiven 
Wahlmanipulationen zu berichten. 

Ab 1979 stand somit einer überwältigen- 
den NDP-Mehrheit im Parlament ein klei- 
nes Häuflein Aufrechter gegenüber, das 
sich aus drei Liberalen, zehn Unabhängi- 
gen und neunundzwanzig Amal-Abgeord- 
neten zusammensetzte. 

Daseinzig Positive, wasessomitvonder 
Wahl zu berichten gab, war die Tatsache, 
daß bei ihr durch eine Zusatzklausel erst- 
malig vor der Abstimmung bereits fest- 
stand, daß zumindest 30 weibliche Kandi- 
datinnen ins Parlament kommen würden. 
Was die Amal-Partei betrifft, so sei noch 
angemerkt, daß sich sich in den letzten fünf 
Jahren erfolgreich von dem Stigma gelöst 
hat, eine von Sadat protegierte Alibi-Oppo- 
sition zu sein. Amal-Parlamentarier, die 
manchem aufgrund ihrer ideologischen 
Ausrichtung (national-sozialistisch- 
islamisch) anfangs ein wenig suspekt er- 
schienen, erwiesen sich im Maglis as- 
Shab als artikulierte Kritiker bestehender 
Verhältnisse. 

Die Tagammu-Partei, eindeutig das 
Hauptopfer handfester Wahlbeeinflußung 
durch Anhänger der Regierungspartei, ge- 
langte erst durch Nachwahlen in den acht- 
ziger Jahren wieder ins Parlament. Sie gab 
aber in der Zwischenzeit ein überzeugen- 
des Beispiel dafür ab, daß politischer Ein- 
flu” und Resonanz bei der Bevölkerung 
auch ohne parlamentarische Repräsen- 


tanz zu erzielen ist. Überhaupt setzte sich 
im nicht-parlamentarischen Bereich der 
ägyptischen Innenpolitik ein Prozeß fort, 
der die These bestätigt, daß in der dort ge- 
gebenen politischen Kultur Parteien soch 
um Zeitungen herum bilden, sozusagen 
aus ihnen heraus erst entstehen. 

Zunehmend wurden die Wochenzeitun- 

gen der verschiedenen Oppositionspar- 
teien zu einem wichtigen Instrument politi- 
scher Auseinandersetzungen. 
Die Hofberichterstattung der staatliche 
kontrollierten Tageszeitungen erfährt so 
zumindest ab und zu eine kritische Ergän- 
zung. 

Was Al-Ahali für die Tagammu-Partei 
ist, findet mit Al-Ahrar von den Liberalen 
und As-Shaab, dem Organ der Amal-Par- 
tei sein Gegenstück bei den anderen Op- 
positionsparteien.° Wie ernst man seitens 
der Regierung diese Publikationen nahm, 
belegt die Tatsache, daß die NDP noch zu 
Sadats Lebzeiten mit Mayo ebenfalls ver- 
suchte, eine respektabele Wochenzeitung 
aufzubauen. 


Sadats Ende 


Die achtziger Jahre der ägyptischen Innen- 
politik begann mit zwei Paukenschlägen. 
Am 4. September ’81 veranlaßte Sadat in 
einer Nach-und-Nebel-Aktion die Verhaf- 
tung von ca. 1500 Oppositionellen. Ein 
knappes Jahr hatte der Staatspräsident 
gebraucht, um zuerkennen, daßeininallen 
Belangen kontrolliertes Parlament regime- 
kritische Aktivisten nachgerade dazu trieb, 
ihre Aktionen gegen die Sadatregierung zu 
verstärken. 

Mit seiner Verhaftungsaktion handelte Sa- 
dat genauso schnell wie skrupellos. Zu den 
Festgenommenen gehörten neben Fuad 
Serageddin und Omar Tlimsani, dem Füh- 
rerderMoslembruderschaft, Leute wie Mu- 


hammad Hassanin Heikal, der einstige 
Nasser-Vertraute und Al-Ahram-Heraus- 
geber, zahlreiche Ex-Minister, Künstler, 
Journalisten, religiöse Führer, darunter 
Kopten genauso wie Mosiems® 

Aus dem Kreise Letzterer sollte dann auch 
derjenige kommen, der ein gutes Jahr spä- 
ter mit den tödlichen Schüssen vom 6. Ok- 
tober 81 dieÄra Sadat zu einem abrupten 
Ende brachte. 

Ägyptens drittem Präsidenten seit der Juli- 
Revolution von 1952, Hosni Mubarak, ging 
es nach seiner Amtsübernahme zunächst 
einmal um eine Beruhigung der gespann- 
ten innenpolitischen Lage. In gewisser 
Weise bot sich im eine Chance zum Neuan- 
fang, hatte sich doch der Zorn der Opposi- 
tion vor allem gegen Sadat, „den Verräter 
der islamischen Idee und der arabischen 
Einheit, den Kollaborateur mit Israel“ ge- 
richtet. Sozusagen als erstes Zeichen, daß 
er es mit einer innenpolitischen Aussöh- 
nung und Annäherung ernst meint, ließ Mu- 
barak noch im Laufe des Jahres 82 alle im 
Herbst zuvor Festgenommenen wieder 
frei. 

Die Opposition reagierte darauf mit allge- 
meiner Skepsis. Zu sehr war jenes politi- 
sche Hin und Her noch in Erinnerung, bei 
dem Sadat in den acht Jahren seiner ’De- 
mokratisierungskampagne Oppositionel- 
len von rechts und links abwechselnd den 
Arm zunächst freundschaftlich auf die 
Schultern legte, um sie dann im nächsten 
Moment unvermittelt in den Würgegriff zu 
nehmen. Es blieb abzuwarten, ob Mubarak 
tatsächlich bereit war aus den innenpoliti- 
schen Fehlern seines Vorgängern zu ler- 
nen. 

Mit einer groß angekündigten Kampag- 
ne gegen Korruption und Vetternwirtschaft 
wurde ein Zeichen dafür gesetzt, daß bei 
weitem nicht alles, was sich bisher der Pro- 
tektion des Sadat-Clans erfreut hatte, sa- 


Banner mit Parolen und den Partelsymbolen am Midan Talaat Harb in Kairos Zentrum 
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krosankt und unabtastbar bleiben würde. 
Die graduelle Annäherung an die arabi- 
schen Staaten erfreute die islamische Ge- 
meinde Ägyptens, ähnlich wie die Kopten 
durch die Rehabilitisrung ihres von Sadat 
verbannten Papstes Schenuda davon 
überzeugt wurden, daß der neue Staats- 
präsident keinerlei Intentionen hatte, sie 
politisch weiter zu isolieren oder an die 
Wand zu drängen. 

Mubarak selbst forderte sogar zu konstruk- 
tiver Kritik an all dem auf, was im Zuge der 
'Offenen-Tür’-Wirtschafts-Strategie falsch 
gemacht worden war, allerdings mit dem 
Vorbehalt, daß Infitah nicht grundsätzlich in 
Frage gestellt werden dürfe. 

In früheren Zeiten undenkbar schließlich 
war die Art und Weise, mit der man die Ent- 
scheidung des höchsten Gerichtshofs ak- 
zeptierte, die Neo-Wafd-Partei wieder zu- 
zulassen. 

Angesichts der dadurch indizierten grö- 

Beren Autonomie der dritten Gewalt blieb 
für die Zukunft abzuwarten, inwieweit Hos- 
niMubarak gewilltwar, auch der Legislative 
einen stärkeren Anteil an politischer Ein- 
flußnahme zuzugestehen. 
Eine Antwort auf diese Frage würden si- 
cherlich die für 1984 anstehenden turnus- 
gemäßen Wahlen zum Maglis as-Shaab 
geben, eine Tatsache, die schon sehr früh 
das öffentliche Interesse in Ägypten auf 
eben diese Wahlen lenkte. Hinzu kommt, 
daß gut ein Jahr nach diesen Parlaments- 
wahlen die Präsidentschaftswahlen statt- 
finden, wobei die Verfassung vorsieht, daß 
das direkt gewählte Staatsoberhaupt einer 
Zwei-Drittel-Mehrheitsbestätigung durch 
die Volksvertretung bedarf. Es mehrten 
sich deshalb die Spekulationen darüber, ob 
Mubarak bereit war, wirklich freie Wahlen 
zuzulassen. Denn um seine Wiederwahl si- 
cherzustellen, ist seine Partei auf Koalitio- 
nen und Zuständnisse an andere im Parla- 
ment vertretene Gruppierungen angewie- 
sen. 


Im Vorfeld der Wahlen von 1984 


Ende 83 gab es ein erstes Indiz dafür, daß 
der Sadat-Nachfolger zwar prinzipiell 
nichts gegen mehr parlamentarische Op- 
position einzuwenden hat; er aber zugleich 
keineswegs gewillt war, sein eigenes politi- 
sches Schicksal von schwer kalkulierbaren 
Risiken abhängig zu machen. Nur so ist 
nämlich die übereilte Art und Weise erklär- 
bar, mit der die NDP im Parlament eine Rei- 
he von Verfassungszusätzen einbrachte, 
die in ihrer Gesamtheit einer regelrechten 
Wahlreform gleichkamen.” Herzstück die- 
ser Änderungen wareine Klausel, derzufol- 
ge eine Partei landesweit zehn Prozent al- 
ler bei Parlamentswahlen abgegebenen 
Stimmen auf sich vereinigen muß, um in 
den neuen Maglis as-Shaab einziehen zu 
können. Die Reaktionen der Opposition auf 
diese neue Klausel waren einhellige Kritik 
und Empörung. 

Man verwies darauf, daß dies das Ende al- 
ler unabhängigen Kandidaten bedeute, ge- 
nauso wie es den Einzug kleinerer Grup- 


pierungen ins neue Parlament so gut wie 
unmöglich mache. Nach äußerst hitzig ge- 
führten Kontroversen in den Medien und 
zum Teil auch im Parlament beugte sich die 
Regierungsseite zwar nicht vollends dem 
oppositionellen Druck, machte allerdings 
immerhin eine Konzession, indem sie die 
Mindestklausel von zehn auf acht Prozent 
senkte. 

Unverändert blieb jedoch jener Verfas- 
sungszusatz, demzufolge alle Stimmenan- 
teile der Parteien, die an der Acht-Prozent- 
Hürde scheiterten, jener Gruppierung zu- 
geschlagen werden sollte, die landesweit 
am Besten abschnitt. 

Zum Jahresende ’83 waren die Führer 

der beiden linken Oppositionsparteien 
Amal und Tagammu in einem Dilemma. 
Denn es galt abzuwägen, ob über einen 
Wahlboykott der Öffentlichkeit die Kritik an 
der neuen Wahlgesetzgebung vermittelt 
werden sollte. Andererseits hoffte man auf 
die für die Opposition günstigeren Nach- 
wahlen. In diesem Falle mußte mit vollem 
Einsatz für den nicht auszuschließenden 
Einzug ins Parlament gekämpft werden. 
Für eine Beteiligung am Wahlkampf sprach 
auch, daß er den Zusammenhalt und das 
Engagement der Aktivisten vorantreiben 
könne. Außerdem ließ sich nur auf diese 
Weise testen, inwieweit die Exekutive be- 
reitwar, die politische Liberalisierung zuzu- 
lassen. 
Schließlich zeichnete sich nach der Wie- 
derzulassung der Neo-Wafd-Partei ab, 
daß damit neben den Liberalen eine wei- 
tere konservative Partei das politische 
Spektrum bevölkern wird. Es war zu be- 
fürchten, daß es bei den Anhängern und 
potentiellen Unterstützern der Linken kaum 
auf Verständnis stoßen würden, überließ 
man der Regierungspartei und den Rech- 
ten kampflos das Feld. 

Die Ausgangssituation für die 'heiße’ 
Wahlkampfphase ab Mitte März gestaltete 
sich folgendermaßen. Nachdem sie ein po- 
litisches Programm vorgelegt hatten, er- 
hielten neben der NDP mit Tagammu-, 
Amal-, Ahrar-, Neo-Wafd- und Umma-Par- 
tei fünf weitere Parteien die Erlaubnis, ihre 
Kandidaten in den 48 Wahlkreisen aufzu- 
stellen. 

Gemeinsam war den Plattformen allesamt 
ein mehr oder weniger explizites Bekennt- 
nis zum Islam, wobei hierbei — das sei be- 
tont — auch die sich selbst als fortschritt- 
lich-sozialistisch bezeichnenden Parteien 
keine Ausnahme bildeten. Keine politische 
Organisation kann es sich derzeit in Ägyp- 
ten erlauben, als un- oder gar anti-isla- 
misch stigmatisiert zu werden. Damit ist 
man zwar immer noch sehr weit von einer 
islamischen Theokratie entfernt. Es war 
aber immerhin schon möglich, daß im Mai 
trotz der eindeutigen Sprache des Par- 
teiengesetzes mit der Umma-Partei eine 
Gruppe zu den Wahlen antrat, deren politi- 
sches Programm nahezu ausschließlich 
aus dem Koran abgeleitet ist. 

Über diese kleinste aller zugelassenen Par- 
teien war es selbst für interessierte Einhei- 
mische schwierig Informationen zu bekom- 


blätter des iz3w, Nr. 119, August 1984 13 


hommune 


Forum für Politik und Okonomie 


Die Dritte 
Welt ist schon 
fast von der 
Erdkugel 
verschwunden 


Könnte mensch denken, wenn mensch 
verschiedenes Rechtes und Linkes 
liest. Wir haben uns zu tief mit ihr 
eingelassen, klagen die Bankiers. Wir 
sollten uns von ihr abkoppeln, 
plädieren die Anständigen. Die Dritte 
Welt selber hat bei beiden wenig zu 
sagen. Das Problem bleibt, daß wir es 
mit einer Welt zu tun haben und viele 
unserer Emanzipationsvorstellungen 
der Teilung der Welt verhaftet bleiben. 
Die Vorstellungen eines guten Lebens 
kommen oft aus der Dritten Welt, aber 
die Basis dieser Vorstellungen hier 
bleibt genausooft der Ausbeutung und 
Unterdrückung verhaftet. Das kann 
sich doch nicht mit Spenden- 
sammlungen ausgleichen lassen? 


Die Kommune — politisches Magazin, 
theoretische Zeitschrift und Organ der 


grün-alternativen Bewegung in einem 
— erscheint monatlich mit 68 Seiten 
für 5 DM. Und nachfolgend 
Themenstichpunkte aus unseren 
letzten/neuesten Heften: 


Heft 6/84: Klassenkampf und Eman- 
zipationsbewegung + Kapitalstra- 
tegie und Alternativökonomie + 
Gewerkschaften und selbstverwal- 
tete Projekte + Grüne Haushalts- 
und sozialdemokratische Techno- 
logiepolitik + Sowjetische Lite- 
ratur und Umweltzerstörung 


Heft 7/84: Un Occident kidnappe 
oder die Tragödie Zentraleuropas 
(von Milan Kundera) + Libertäres 
zur Gründungserklärung der Öko- 
lihertären + Die Frauen - das 
bessere Geschlecht? Zur grünen 
Frauenpolitik + Südafrikanische 
Schachzüge + Aus Fehlern lernen? 
Krise der Atomindustrie in den 
USA und keine Lehren in der BRD 


Heft 8/84: Arbeitszeitflexibili- 
sierung und die Bedeutung eines 

Mindesteinkommens für die Ände- 

rung der Sozialpolitik - Was aus 
Vietnam geworden ist + Brauchen 

wir eine Öko-Bank? 


Erhältlich im Buchhandel. 
Probehefte, Info- und Abomaterial bei: 
Buchvertrieb Hager, Postfach 111162, 
6000 Frankfurt am Main 1 
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men und es ist bezeichnend, daß die mei- 
sten der westlichen Medien, welche über 
die Wahl berichteten, sie erst gar nicht er- 
wähnten. 

Dabei bestand immerhin zunächst die 
Möglichkeit, daß eine hauptsächlich auf is- 
lamisches Gedankengut und Werte rekur- 
rierende Partei durchaus zu einem nen- 
nenswerten Wahlergebnis hätte kommen 
können. 
ErstalseszuderüberraschendenKaoalition 
zwischen der Neo-Wafd und der Mosiem- 
bruderschaft kam, war abzusehen, daß 
jedwede islamisch-fundamentalistische 
Klientel, sollte sie überhaupt zu den Wahl- 
urnen gehen, sich nun hinter dieses Bünd- 
nis stellen würde. 

Was der Umma-Partei überdies auf jeden 
Fall fehlte, war eine über Kairo hinausge- 
hende organisatorische Struktur.® Ein weit- 
aus ernstzunehmenderer Herausforderer 
der NDP war demgegenüber die zum zwei- 
tenmal reaktivierte Neo-Wafd-Partei. Wie 
schon 1977 war er ihr unmittelbar nach der 
endgültigen Wiederzulassung gelungen, 
durch überwechselnde NDP-Abgeordnete 
noch vor dem eigentlichen Wahltag zu par- 
lamentarischer Repräsentation zu kom- 
men. Aber nicht allein dieser Umstand ließ 
vermuten, daß sich diese Gruppierung 
schnell wieder zu einem gewichtigen Fak- 
tor in der Politik Ägyptens entwickeln wer- 
de. Schnell zeigte sich, daß die Wafd im 
Grunde, oder sollte man sagen im Unter- 
grunde, niemals völlig aufgehört hatte zu 
existieren. 

Die Parteispitze setzte sich in erster Linie 
aus Männern zusammen, welche schon zu 
König Faruks Zeiten politisch aktiv gewe- 
gen waren, nicht wenige, wie Fuad Sera- 
geddin, sogar als Minister. Geschickt stili- 
sierte man die eigene politische Vergan- 
genheit als die der unermüdlichen Kämpfer 
gegen staatliche Willkür und fremde Unter- 
drücker. Eine Rolle, die man in Ägypten der 
Gegenwart durchaus wieder übernehmen 
konnte, willman-vordergründig — ein Kon- 
zept anbieten, das das Land aus der Krise 
führen soll. Es verwundert kaum, daß eine 
derartige politische Botschaft, verschwom- 
men wie sie war, bei jung und alt, in den 
Städten genauso wie auf dem Land neue 
Hoffnungen zu wecken vermochte. Von 
Anfang an machte die Wafdführung aller- 
dings auch klar, daß es ihr weniger um Op- 
position umjeden Preis ging, sondern mehr 
um einen möglichst großen Anteil an politi- 
scherMacht. Manwarrealistischgenugein- 
zusehen, daß das bestehende politische 
System nicht auf Anhieb aus den Angeln zu 
heben war. Dementsprechend fiel es nicht 
schwer, Präsident Mubarak vorab für den 
Fall eines Einzugs ins Parlament ein gehö- 
riges Maß an Loyalität zuzusagen. Für den 
Staatspräsidenten schien damit zunächst 
eine Entwicklung absehbar, die mit dem 
Wahltag so etwas wie eine Wunschopposi- 
tion ins Parlament brachte, ohne daß man 
dadurch sogleich in den Verdacht der 
Wahlbeeinflußung geraten würde. Eine 
völlig neue Situation aus der Sicht derNDP, 
entstand allerdings, als es der Wafd ge- 


Das Parteihauptquartier der Progressiven Unionisten während des Wahlkampfs 


lang, der NDP ihren islamischen Partner 
auszuspannen. 

Gemeint istder mehr oder weniger offizielle 
Flügel der Moslembruderschaft? angeführt 
von Omar Tlimsani. Zu diesem hatte die 
NDP in der Nach-Sadat-Ara ihre Kontakte 
kontinuierlich ausgebaut. Nicht zuletzt aus 
der Hoffnung heraus, dadurch die religiö- 
sen Bewegungen nach und nach unter 
Kontrolle bringen zu können. Tlimsani als 
Vertreter des gemäßigten Teils der Bruder- 
schaft hatte umgekehrt jedoch wiederholt 
klar gemacht, daß es für ihn zwar so etwas 
wie durch den Koran legitimierte säkulare 
staatliche Autorität akzeptabel sein könne, 
daß aber politische Parteien im herkömmli- 
chen Sinne, oder gar eine Kooperation der 
Brunderschaft mit denselben absolut un- 
denkbar sei. 

Als nun bekannt wurde, die Moslembrun- 
derschaft plane eigene Kandidaten auf der 
Wafd-Liste in den Wahlkampf zu schicken, 
machten sich im Abdin-Palast und im NDP- 
Hauptquartier Schreckensvisionen breit 
die alsbald bittere Wirklichkeit werden soll- 
ten: etwa Ulemas, die beim Freitagsgebet 
dazu aufriefen, den Kandidaten der Neo- 
Wafd zu wählen oder die allgemein übli- 
chen Stoffbanner mit den Slogans allein 


dieser Partei, die über den Eingängen un- 
zähligerMoscheen in ganzÄgypten wehen. 
Für die Neo-Wafd-Partei selber hatte das 
Bündnis eine mögliche positive und eine 
negative Konsequenz. Man hatte nun gu- 
ten Grund zu hoffen, auch bei der jüngeren 
Generation, die sich in beträchtlicher Zahl 
für islamische Ideen begeistert, Unterstü- 
zung zu finden. Sie verlor aber zugleich die 
traditionelle bürgerlich-liberale Klientel, die 
aus historischen Gründen nicht selben 
koptischen Glaubens war. 

Die Reaktion der staatlich kontrollierten 
Medien zeigte, wie verärgert und irritiert 
man im Regierungslager über diese merk- 
würdige Koalition war. Mit einem Mal war 
die Wafd vom gehätschelten Juniorpartner 
zu einem Konkurrenten geworden, der eta- 
blierte Mehrheiten im Maglis as-Shaab ge- 
fährden konnte. 

Die Prognosen für den Stimmenanteil der 
Neo-Wafd lagen in den letzten Tagen vor 
der Wahl dementsprechend zwischen 20 
und 45 Prozent. 

Weitaus geringere Chancen gab man von 
vorne herein den übrigen Oppositionspar- 
teien. Immerhin hatten es die Progressiven 
Unionisten geschafft, im Januar ihren Kan- 
didaten in einer Nachwahl in Alexandria 


durchzubringen, wobei es dort, bei niedri- 
ger Wahlbeteiligung, den zu einer Koali- 
tion der rechten und linken Opposition ge- 
gen den Kandidaten der NDP gekommen 
war. 

In eine mögliche niedrige Wahlbeteiligung 
setzten deshalb insbesondere die Amal- 
und Tagammu-Partei ihre Hoffnungen. Sie 
konnten davon ausgehen, daß es ihnen 
leichter als den übrigen Parteien fallen wür- 
de, ihre potentielle Wählerschaft auch tat- 
sächlich zumobilisieren. Ob dies allerdings 
ausreichen würde, um landesweit auf acht 
Prozent zu kommen, blieb abzuwarten. 
Die liberal-konservative Ahrar-Partei, wie 
schon 1976 und ’79 von Mustafa Kamil Mu- 
rad angeführt, lief Gefahr zwischen Neo- 
Wafd und NPD vollends aufgerieben zu 
werden. Nachdem man schon vor fünf Jah- 
ren erhebliche Stimmenanteile verloren 
hatte, sahen die Chancen diesmalnoch dü- 
sterer aus. 

Zur NDP ist anzumerken, daß ihre diesjäh- 
rige Kandidatenliste sich erheblich von der 
der 79iger Wahl unterschied. Eine be- 
trächtliche Anzahl der bisherigen Abgeord- 
neten, genauer ein gutes Drittel, die inzwi- 
schen durch zu große Nähe zum Sadat- 
Clan kompromittiert schienen, wurden 
durch jüngere, weniger umstrittene Kandi- 
daten ersetzt, darunter ehemalige Filmhel- 
den genauso wie Ex-Fußballstars. 


Der Wahlkampf 


Der eigentliche Wahlkampf fand zunächst 


fast ausschließlich in den verschiedenen - 


Parteiorganen statt. DieNeo-Wafdergänz- 
te mit ihrer donnerstags erscheinenden 
Zeitschrift Al-Wafd den Chor der oppositio- 
nellen Wochenzeitungen, während die 
NDP dazu überging Mayo täglich zu druk- 
ken. 

Die drei Tageszeitungen berichteten an- 
fangs mit einer gewissen Zurückhaltung 
über den Verlauf der Geschehnisse und 


achteten vor allem tunlichst darauf, daß 
Präsident Mubarak nicht allzusehr mit der 
NDP identifiziert wurde. Die Organisation 
und Führung des NDP-Wahlkampfes 
oblag dem Ministerpräsidenten Fuad Mo- 
hieddin. 

Allen Parteien war gestattet Versammlun- 
gen zu veranstalten soviel sie wollen, vor- 
ausgesetzt diese wurden rechtzeitig ange- 
meldet. Es überrascht kaum, daß NDP- 
Veranstaltungen für viele Ägypter allein (!) 
deswegen besuchenswert erschienen, 
weil ansonsten schwer erhältliche Dinge 
wie Elektrogeräte, Werkzeug oder Kunst- 
dünger zu Niedrigstpreise verkauft oder 
gar verschenkt wurden. 

Etwas drei Wochen vor dem Wahltag nahm 
die Zahl der Wahlplakate und Stoffbanner 
mit Parolen und Symbolen der verschiede- 
nen Parteien sprunghaft zu. Gerade die 
Symbole haben wegen der hohen Anal- 
phabetenrate in Ägypten nach wie vor be- 
sondere Bedeutung. Nur durch sie weiß der 
leseunkundige Wähler, wo er am Wahltag 
sein Kreuz zu machen hat und welche 
Wahlbanner mit Parolen er sich vorlesen 
lassen muß, will er sich über die eine oder 
andere Partie informieren. 

Ganze vierzehn Tage bis zum Wahltag 
bleiben noch, nachdem sich offizielle Stel- 
len endlich dazu durchringen konnten, je- 
der Partei vierzig Minuten Fernseh-Sende- 
zeit zuzugestehen. Diese dürften aller- 
dings nicht in Form von Werbespots, son- 
dern nur durch eine wesentlich unspekta- 
kulärere Rede des jeweiligen Parteivorsit- 
zenden genutzt werden. 

Zentrales Wahlkampfthema waren bis hin 
zum letzten Tag die allgemein ökonomi- 
sche Situation Ägyptens sowie die Bezie- 
hungen zu Israel und den anderen arabi- 
schen Staaten. Was das erstgenannte be- 
trifft, sowurde von rechts die Parole ausge- 
geben, es gälte Infitah mit Strategien aus- 
zubauen, die den produktiven Einsatz zur 
Verfügung stehender Ressourcen forcier- 


Meinen Mameh , 
Anolera 


(mour aM) 
SCHLUSSEL 
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ten. Innerhalb der Linken war man sich in 
der Kritik all dessen einig, was mit der 
Offenen-Tür-Politik zusammenhing. Infitah 
habe, so hieß es dort, die Prioritäten imLan- 
de von Thawra (Revolution) zu Tharwa 
(Reichtum) verlagert. 

Die Tagammu-Partei forderte konkret eine 
größere Ökonomische Unabhängigkeit 
Ägyptens, die Reorganisation und letzt- 
endliche Stärkung des öffentlichen Pro- 
duktionssektors, sowie eine liberalere 
Streikgesetzgebung. 


Kontakte: 


Der AK Dritte Welt innerhalb der Ar- 
beitsgemeinschaft Kritische Tierme- 
dizin in der BRD sucht Kontakte zu 
Leuten, die Erfahrung mit Projekten 
(Tiermedizin, Landwirtschaft, Medi- 


zin) in der Dritten Welt haben, oder zu 
Arbeitsgemeinschaften mit entspre- 
chender Thematik. 


Kontaktadresse: 
Gisela Bolbecher, Schellingstr. 69, 
8000 München 40 


Bezüglich des Vertrages mit Israel hüllte 
man sich seitens der NDP in verschämtes 
Schweigen, während die übrigen Parteien 
über die Unzuverlässigkeit der wortbrüchi- 
gen Israelis lamentierten. Nur die Progres- 
siven Unionisten gingen soweit, eine wei- 
testgehende Revision des Camp-David- 
Abkommens zu fordern. Schließlich sei 
noch auf die Tatsache verwiesen, daß die 
Wahlen auf dem Lande auf größeres Inter- 
esse stießen als in den Städten. Wie groß 
das Interesse in Ägypten allgemein war, in 
schwer einzuschätzen. 

Vor dem 27. Mai bereits war absehbar, 
daß die Wahlbeteiligung sicher nicht das 
gewachsene Interesse der ägyptischen 
Bevölkerung für innenpolitische Vorgänge 
widerspiegeln würde. Den Wahlkampf mit 
Aufmerksamkeit zu verfolgen war eine Sa- 
che. Ob man dann allerdings auch zu den 
Wahlurnen ging, stand auf einem ganz an- 
deren Blatt. 

Viele Ägypter ließen erkennen, „diesmal 
noch nicht zu wählen“. Man wollte erst ab- 
warten, ob es tatsächlich zu fairen Wahlen 
käme. Spätestens in fünf Jahren, so lautete 
das Argument, wäre dann ja Gelegenheit, 
wirklich selber am politischen Prozeß teil- 
zunehmen. Als Beispiel dafür, wie sehr Po- 
litisches Interesse und tatsächliche Bereit- 
schaft zur Wahlteilnanme auseinander- 
klafften, soll eine Umfrage im Kairoer Club- 
haus des ägyptischen Schriftstellerver- 
bandes dienen. Dabei kam heraus, daß 
zwei Wochen vor dem Wahltermin sich 
noch niemand als Wahlberechtigter hatte 
registrieren lassen, und die meisten zudem 
auch gar nicht daran dachten, dies zu tun. 
Registrierung wiederum, zu der zunächst 
einmal 27 Millionen erwachsene Ägypter 
aufgerufen waren, ist ihrerseits unabding- 
bare Voraussetzung, um überhaupt wäh- 
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len zu können. Dem Registrierungsaufruf 
folgten dementsprechend nur 45,5 Prozent 
(12,33 Millionen) aller Wahlberechtigten, 
wovon dann wiederum nur ca. 5, 15 Millio- 
nen auch tatsächlich am Wahltag zu den 
Urnen gingen. Die Wahlbeteiligung betrug 
43,15 Prozent aller eingeschriebenen und 
knapp 24 Prozent aller theoretisch zur 
Stimmabgabe berechtigten Ägypter. 

Das endgültige offizielle Wahlergebnis’® 
sah folgendermaßen aus: 


Die NDP ist der große Sieger 


Ehe es zu einer Interpretation dieses Re- 
sultates kommt, sollen noch einige Ereig- 
nisse vom Wahltag Erwähnung finden. Von 
der offiziellen Tageszeitungen weitestge- 
hend verschwiegen, kam es anscheinend 
in zahlreichen Gegenden des Landes zu 
gewalttätigen Auseinandersetzungen. 
Dies war besonders dort der Fall, wo höher- 
rangige NDP-Mitglieder zur Wahl antra- 
ten und ebenso in den Wahlkreisen, in de- 
nen prominente Oppositionspolitiker kan- 
didierten. . 
Während Innenminister Abu Basha die 
Zwischenfälle mit nur 23 bei insgesamt 
23000 Wahllokalen herunterzuspielen ver- 
suchte,'! beklagten die gescheiterten Op- 
positionsparteien in den Tagen nach der 
Wahlneben beträchtlicher offenerGewalt— 
in Quena wurde die Kandidation der Amal- 
Partei sogar Opfer eines tödlichen Pisto- 


lenanschlages — vor allem verdeckte‘ 


Wahlmanipulationen zugunsten der NDP. 


So seien zahlreiche Wahlurnen durch, 


die Zettel registrierter oder gar toter Nicht- 
wähler aufgefüllt worden, was dann immer 
zu einem eindeutigen Sieg des NDP-Kan- 
didaten geführt habe. Den ganzen Wahltag 
über fuhren überall in Ägypten Dienstwa- 
gen der unterschiedlichsten Behörden und 
Staatsunternehmen vor den Wahllokalen 
vor, die allein der NDP zur Verfügung ge- 
stellt worden waren, um ihren Anhängern 
die Wahlentscheidung im doppelten Sinne 
des Wortes zu erleichtern. 

Wer dagegen dasPech hatte, als Unterstüt- 
zer einer der kleinen Oppositionsparteien 
bekannt zu sein, dem konnte es passieren, 
daß ihm durch umständliche und schikanö- 
se, sich z. T. über Stunden erstreckende 
Identifizierungsprozeduren sein Recht auf 
freie Stimmabgabe ganz schön verleidet 
wurde. Es wundert somit wenig, daß die 
Opposition nach der Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses keinen Hehl ausihrer An- 
sicht machte, sie sei letztendlich in einem 
mit unsauberen Mitteln geführten Wahl- 
kampf geschlagen worden. In welchem 
Ausmaß Manipulationen stattgefunden ha- 
ben, wird natürlich — wie früher schon in 
Ägypten — niemals völlig geklärt werden. 
Viel wichtiger ist mithin die Frage, welches 
Maß an politischer Legitimation der neue 
Maglis as-Shaab in den Augen der ägypti- 
schen Bevölkerung nach allem, was ge- 
schah, überhaupt noch besitzt. 

Mit 58 Neo-Wafd-Abgeordneten, darunter 


Partei Wählerstimmen Parlaments- 
sitze 
Registrierte Wähler 12 339 418 
abgegebene Stimmen 5 146 565 
NDP 3 756 359 (72,98 %) 390 
Neo-Wafd 778 131 (15,11 %) 58 
Amal-Partei 364 040 ( 7,07%) _ 
Tagammu-Partei 214 587 ( 4,16 %) _ 
Ahrar-Partei 33 448 ( 0,68%) _ 
Le Monde 31/5/84 


Wahlkampf auf Ägyptisch 


zwischen acht und zwölf Angehörige der 
Moslembruderschaft, kann man davon 
ausgehen, daß zumindest für die aller- 
nächste Zukunft sich eine begrenzte kon- 
servativ-islamische Bevölkerungsgruppe 
im Parlament tatsächlich vertreten fühlt. 
Wann allerdings dieses Gefühl bei fort- 
gesetzter NDP-Übermacht im Parlament in 
Frustation und völlige Ablehnung parla- 
mentarischer Politik umschlägt, istwohlnur 
eine Frage der Zeit. 
Die für die kommenden fünf Jahre auf aus- 
serparlamentarische Aktion beschränkten 
übrigen Parteien werden jedenfalls keine 
Gelegenheit auslassen, das Parlament für 
alle Fehlentscheidungen der Regierung 
mitverantwortlich zu machen. 
Die Diktion und Schlagrichtung für künftige 
Kritik gab Chaled Mohieddin an, als er un- 
mittelbar nach der Abstimmung Staatsprä- 
sident Mubarak ausdrücklich von der Ver- 
antwortung für den irregulären Wahlaus- 
gang freisprach. Schuldig sei vielmehr das 
"Kabinett der Millionäre’, allen voran — der 
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inzwischen verstorbene — Ministerpräsi- 
dent Fuad Mohieddin. Diese Äußerung 
deutet an, daß man im linken Lager derzeit 
noch nicht soweit geht, mit der Exekutive 
vollends zu brechen. 

Hosni Mubarak, dem auch viele seiner poli- 
tischen Gegner eine gewissen persönliche 
Integrität bescheinigen, scheint in den 
knapp drei Jahren seiner Amtszeit genü- 
gend Geschick entwickelt zu haben, um ei- 
ne völlige Polarisierung der innenpoliti- 
schen Szene vorläufig vermeiden zu kön- 
nen. Das Gros der Bevölkerung wird Erfolg 
oder Mißerfolg dieses Präsidenten danach 
beurteilen, inwieweit und wie schnell er es 
schafft, eine spürbare Erleichterung der 
angespannten sozio-ökonomischen Ver- 
hältnisse herbeizuführen. Daß es den An- 
gehörigen des neugewählten Parlamentes 
gelingen wird, eine konstruktive Rolle in 
diesem Bemühen zu spielen und diese so- 
dann auch noch für die Massentransparent 
zu machen, ist zu bezweifeln. 

Im Falle einer eskalierenden innenpoliti- 


schen Krise kann man damit rechnen, daß, 
nach alter Manier die Militärs eingreifen 
werden. An ihrer Spitze steht jetzt schon 
mit Verteidigungsminister Abu Ghazalia, 
der zweitmächstigste Mann Agyptens. 


Gegenüber Technokraten seines Kalibers, 
ausgestattet mit einer ausgeprägten anti- 
sozialistischen und pro-amerikanischen 
Orientierung, erscheint vielen Hosni Muba- 
rak als das kleinere Übel. 


Daß Mubarak allerdings vielleicht wirklich 
kein zweiter Sadat ist, deutet eine Meldung 
an, die nach dem 19. Juni den Weg in die 
Weltpresse machte. 


Ihr zufolge hat der ägyptische Staatspräsi- 
dent an diesem Tag von seinem verfas- 


Anmerkungen 
{ 1) Das im Folgenden benutzte Zahlenmaterial ist, 
wenn nicht anders indiziert, entweder aus Mar- 
vin G. Weinbaum, Politics & Development and 
Foreign Aid-US Economic Assistance to Egypt 
1975-82 (The Middle East Journal, Vol. 27, Nr. 
4, Herbst 1983 S. 636-57) oder aus Arab News, 
Jeddah, Egypt's Farm Plan Faces Problems, 
vom 14. 10. 83. 

Vgl. Wolfgang S. Freund, Aktuelle Bemerkun- 
gen zur Lage in Kairo, (Die Dritte Welt, Nr. 3/4 
1981, $. 239, 

Die Wafd (arab.: Delegation) ist indirektes Re- 
sultat der Nichtzulassung einer eigenständigen 
ägyptischen Delegation zur Versailler Friedens- 
konferenz. Der Wortführer einer solchen Forde- 
rung, Saad Zaghloul, wurde in der Folgezeit, ob- 
wohl zeitweise im Exil, der erste Führer einer 
zahlreiche Strömung vereinenden nationalisti- 


(2%) 


9) 


schen Bewegung, die maßgeblich am Volksauf- 


stand von 1919 beteiligt war. Konsequenzen 
dieses blutig niedergeschlagenen Volksauf- 
standes waren Zugeständnisse von Seiten der 
britischen Kolonialmacht, weiche 1924 zu den 
ersten ägyptischen Parlamentswahlen führten, 
bei denen die Wafd 206 von 188 Sitze gewinnen 
konnte. Ih der Folgezeit erwies sich die Wafd als 
einzige, wenn auch immer noch sehr einge- 
schränkte, nennenswerte Opposition gegen Kö- 
nigshaus und Briten. 
Vgl. Sadat’s Landslide Victory, in: The Middie 
East, Juli 1979 
Wie wichtig die gedruckten Medien in Ägyptens 
politischer Kultur sind zeigt der Versuch Sadats 
sie 1980 an die kurze Leine zu legen. Damals 
‘diskutierte man im Parlament undin aller Öffent- 
lichkeit ernsthaft die landesweiten Zeitungen 
und Zeitschriften zur verfassungsmäßig defi- 
nierten vierten Gewalt zu erklären. Sadats Ende 
war dann auch das Ende dieser fixen Idee, wel- 
che die gesamte Presse in ’staatstragende Ver- 
antwortung’ genommen, sprich aller ihrer Frei- 
heiten beraubt hätte. Vgl. auch: The Middle 
East, Januar 1984, "Egypt launches its fourt 
estate’. 
( 6) vgl. Is this the Price of Peace? in: The Middle 
East, Oktober 1981. 
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sungsmäßigen Recht Gebrauch gemacht 
und weitere, diesmal sechs Parlamentarier 
für den neuen Maglis as-Shaab ernannt. 
Die eigentliche Neuigkeit bei dieser Nach- 
richt ist, daß unter diesen ernannten Abge- 
ordneten vier Angehörige der Amal-Partei 
sind, sowie mit Milad Hanna, einem be- 
kannten christlichen Architekturprofessor, 
sogar ein Mitglied der Progressiven Unioni- 
sten. 

Ob sich damit die ursprüngliche ange- 
strebte Integration aller wirklich relevanten 
Kräfte ins etablierte politische System so- 
zusagen durch die Hintertür bewerkstelli- 
gen läßt, nachdem man zuvor gezeigt hat, 
wer Herr im Hause ist, bleibt abzuwarten. 

. Hans-Jürgen Koch 


Hierzu: "Voting Reforms face rough Passage’, 
in: The Middle East, November 1983. 

In manchen Wahlkreisen war es ihr deshalb 
nicht einmal möglich, eigenen Kandidaten auf- 
zustellen. Die Tatsache schließlich, daß der 
Stimmenanteil dieser Partei nicht einmal mehr 
im endgültigen offiziellen Wahlergebnis aufge- 
führt wurde, bestätigt die Vermutung einiger 
Kenner der politischen Szene, die von der Um- 
ma-Partei als ein auf Kairo beschränktes Fami- 
lienunternehmen des Vorsitzenden Ahmad Al- 
Sabahi sprachen. 

Die Mosiembruderschaft ist ein 1928 von Has- 
san Al-Banna in Ismailia gegründeter islami- 
scher Geheimbund, der eine moslemische 
Theokratie, besierend allein auf dem Text des 
Korans, als einzig legitime Form politischer 
Herrschaft akzeptiert. Von Ägypten ausgehend 
haben sich in anderen Ländern des islamischen 
Einflußbereichs lokale Spielarten der Bruder- 
schaft herausgebildet, welche dort alle mehr 
oder weniger starken Einfiuß auf das politische 
Geschehen nehmen. Seit der Gründung hat es 
Abspaltungen durch noch orthodoxere Funda- 
mentalisten gegeben, die gelegentlich (Sadats 
Tod!) zur Erreichung ihrer Ziele auch auf militan- 
te und gewalttätige Aktionen zurückgreifen. Im 
Zuge des sogenannten islamischen Revivalis- 
mus hat die Bruderschaft in Ägypten wieder an 
politischem Einfluß gewonnen. Auch in Pakistan 
gibt es eine sehr aktive Bruderschaft. 

(10) Aus: Le Monde, 31. Mai 1984 S. 4. 

(11) Vgl. International Herald Tribune, 30. Mai 1984. 
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PLO — Thesen zur Diskussion 


‚Revolution bis zum Sieg’ — 


ein gescheitertes Konzept 


Im Januar 1984 gab Jean Genet dem West- 
berliner TIP ein Interview, indem er katego- 
risch feststellte, auch in Zukunft — d. h. 
nach dem Abzug aus dem nordlibanesi- 
schen Tripoli und dem Besuch in Kairo bei 
Mubarak — werde man mit Yassir Arafat 
rechnen müssen. Als daraufhin der TIP- 
Fragesteller den Einwand machte, aber 
Arafat fehle doch jetzt die militärische 
Macht, fuhr Genet fort: 
Nein, sie fehltihm nichterstjetzt, sie hat 
ihm immer schon gefehlt. Die PLO war 
immer schlechter bewaffnet als der 
kleinste arabische Staat. Arafat hatkei- 
ne Flugzeuge und nur eine handvoll 
schrottreife Panzer. Die Palästinenser 
waren immer nur eine ideelle Gemein- 
schaft. 


Geret spricht damit die Grundstruktur der 
Palästina-Frage, das wesentliche Problem 
an, das sich jeder politischen, nationalen 
Bewegung des arabisch-palästinensi- 
schen Volks stellt: Die materielle Basis die- 
ses Volkes, seine eigenständige wirtschaft- 
liche Produktion und Reproduktion und die 
sich darauf gründenden sozialen Struktu- 
ren, sind durch den Prozeß fortschreiten- 
der zionistischer Landnahme und vor allem 
durch die Kriege und Vertreibungen 1948 
und 1967 weitgehend zerstört. Soweit sich 
zusammenhängende gesellschaftliche 
Strukturen haben erhalten können (vor al- 
lem in der Westbank), sind diese verkrüp- 
pelt. Versuche der wirtschaftlichen und so- 
zialen Reorganisierung — seiesin Israel, in 


den besetzten Gebieten oder in den arabi- 
schen Aufnahmeländern — sind notwendig 
geprägt von diesem Zustand äußerster 
Fragmentierung der arabisch-palästinen- 
sischen Gesellschaft. Unter diesen Um- 
ständen bedeutet jegliche wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung das Eingehen 
neuer Abhängigkeiten und politischer 
Kompromisse: 

In Israel und in den besetzten Gebieten übt 
der zionistische Staat die Kontrolle aus und 
sorgt mit allen Mitteln dafür, den Prozeß der 
Landnahme als irreversibel festzuschrei- 
ben. In den arabischen Aufnahmeländern 
sorgen die jeweiligen Regime mit wech- 
selnden Methoden! und wechselnden Er- 
folgen dafür, daß sich die wirtschaftlich-so- 
ziale Entwicklung ’ihrer’ palästinensischen 
Bevölkerungsteile nicht zu einem politisch- 
sozialen Gefährdungspotential für den Be- 
stand der Regime entwickeln kann. 


Angesichts einer solcherart fehlenden 
materiellen Basis haben sich in der palästi- 
nensischen Gesellschaft keine politi- 
schen Strukturenherausbilden können,die 
unmittelbar durch wirtschaftliche Macht 
vermittelt wären. Sofern sich wirtschaftli- 
che Macht überhaupt hat konzentrieren 
können, sich also Ansätze zueinernatio- 
nalenBourgeoisieherausbilden, bleibt .die- 
se von Enteignung, Verfolgung und Ent- 
rechtung bedroht — dies gilt sowohl für Is- 
rael wie für die arabischen Aufnahmelän- 
der. Die Interessenlagen der rudimentären 
bourgeoisen Gruppen unterscheiden sich 
entsprechend der jeweiligen Situation, in 


„Also gut, wohin geht’s diesmal?” 


der sie leben: In Israel suchen sie nach glei- 
chen Chancen in der israelischen Wirt- 
schaft, in den besetzten Gebieten fordern 
sie den eigenen Staat (in enger wirtschaftli- 
cher Verbindung mit Jordanien), und im 
arabischen Exil sehen sie nur in der Rück- 
kehr in ein befreites Gesamtpalästina eine 
Lösung ihrer Probleme. — Hinzu kommt 
das Problem der traditionellen Segmentie- 
rung der palästinensischen Gesellschaft in 
Familien und Familiengruppen (Clans), 
welche die Vertreibung und geographische 
Zersplitterung der Bevölkerung weitge- 
hend unbeschadet überstanden hat. Im 
Gegenteil: durch den Prozeß fortschreiten- 
der wirtschaftlicher Entwurzelung hat die- 
se Struktur als 'Netz sozialer Sicherung’ 
eher noch an Bedeutung gewonnen. Diese 
Segmentierung hat daher auch sehrtiefge- 
hend die Gruppen und Organisationen des 
palästinensischen Widerstandes geprägt. 
Und es haben sich damit eine ganze Reihe 
von Gruppen und Personen herausgebil- 
det, die zwar Führungsansprüche stellen, 
sich aber ansonsten allesamt durch eines 
auszeichnen: keine reale Machtbasis zu 
besitzen. 

Der palästinensische Widerstand seit 
den 60er Jahren, der sich alsbald als ’Palä- 
stinensische Revolution’ institutionalisier- 
te, mußte sich seine eigene Machtbasis 
bzw. das, was dafür gehalten werden konn- 
te, erst schaffen: Er ging aus von der Stra- 
tegie des bewaffneten Focus, um auf dem 
Wege der militärischen Gewaltausübung 
das politische Ziel, die Machtübernahme 
im historischen Palästina, zu erreichen. Mit 
der unreflektierten Anlehnung an die Fo- 
cus-Strategie? der kubanischen Revolu- 
tion und der Hereinnahme von Theoriever- 


.‚satzstücken des algerischen und vietna- 


mesischen Befreiungskampfes blieben die 
wesentlichen und besonderen Grundbe- 
dingungen der fragmentierten palästinen- 
sischen Gesellschaft außer betracht: Mit 
militärischen Konzepten, die in den ge- 
nannten drei Beispielen — außer gegen die 
kolonialen bzw. imperialen Gegner — stets 
gegen deninneren,d.h. den Klassen- 
Feind gerichtet waren, sollte hier ein äuße- 
rer Feind bekämpft werden, der im übrigen 
übermächtig ist. Und mehr noch: Dieser 
Kampf sollte — und mußte seit 1967 voll- 
ständig — von fremden Territorien aus ge- 
führt werden, deren Gesellschafts- und 


Herrschaftsverhältnisse für die Palästinen- 
ser zweifach bedeutsam waren und sind: 
zum einen sind die Exil-Palästinenser zu 
nicht wegdefinierbaren inne n-politischen 
Faktoren der jeweiligen Gesellschaften ge- 
worden?; zum anderen erweisen sich die 
jeweiligen Regime im Zweifelsfalle als 
ebensolche äußere Gegner wie das ‚zio- 
nistische Gebilde’. Um dieses Dilemma zu 
kaschieren, nahmen die zur politischen 
Klasse aufgestiegenen Führungsgruppen 
der institutionalisierten ’Palästinensischen 
Revolution’ ein strategisch viel vernichten- 
der wirkendes Dilemma in Kauf’: umnichtin 
inneren, d. h. Klassen-Auseinanderset- 
zung der arabischen Aufnahmeländer auf- 
gerieben zu werden, stellte die ideologi- 
sche Propaganda der Führung die Frage 
sozialer Veränderungen und Kämfpe zu- 
gunsten der Verkündung des militärischen 
Kampfes zur Befreiung Palästinas zurück. 
Damit wurde — drastisch gesagt — das 
strategische, nur auf dem Wege langer so- 
zialer und politischer Kämpfe verwirklich- 
bare Ziel zu einem taktischen Schritt de- 
gradiert.*. Alle weitere Veränderung — um 
das Stichwort von der Revolution aufzu- 
greifen — sollte auf den Zeitpunkt nach der 
Etablierung von palästinensischer Herr- 
schaft auf souveränem palästinensischem 
Territorium vertagt bleiben. 

’Palästinensische Revolution’ war daher 
immer nur 'Putsch-Plan’— Pian eines Put- 
sches, dessen Nicht-Gelingen unter den 
gegebenen militärisch-strategischen Kräf- 
teverhältnisse von vorneherein vorpro- 
grammiert war. Die Illusion, die nicht vor- 
handene materielle Bais durch die ’Macht 
der Gewehrläufe’ ersetzen zu können, er- 
wies sich am überlegenen Zugriff israeli- 
scher, syrischer und jordanischer Militärs. 
Die bitteren Lektionen für den Traum von 
der ’Revolution bis zum Sieg’ wurden 1970 
in Amman, 1876 in Beirut, 1982 wiederumg 
in Beirut und 1983 in Tripoli erteilt. 

Doch nicht nur die Toten und Verletzten 
dieser Kriege und Bürgerkriege sind der 
Preis füreine verfehlte Strategie, in der mili- 
tärische Selbstüberschätzung an die Stelle 
von politischer Phantasie trat und die vom 
jeweiligen Gegner konsequent und mit vol- 
ler Brutalität ausgenutzt worden ist. Mehr 
noch sind über Jahre Chancen vertan und 
Schwierigkeiten geschaffen worden, die 
noch lange Auseinandersetzungen in der 
palästinensischen Gesellschaft prägen 
werden: 


Das Hintanstellen der soziale nKämpfe 
hinter die als erste nationale Forderung 
propagierte Befreiung des Territoriums® 
hat viele Möglichkeiten der Entwicklung 
von ’subversiver Phantasie’, des Sich-Ein- 
schalten in die Vielfältigkeiten der sozialen 
und Kliassen-Auseinandersetzungen in- 
nerhalb der israelischen Gesellschaft ver- 
schüttet. Denn für den Araber Palästinas, 
der unter israelischer Herrschaft lebt — ob 
in Israel oder in den besetzten Gebieten —, 
stellt sich objektiv nicht die Frage nach der 
Existenz des ’zionistischen Gebildes’ — es 
ist alltägliche Wirklichkeit. — Die Fragmen- 
tierung zwischen jenen Teilen der palästi- 


nensischen Gesellschaft in Palästina, d. h. 
unter israelischer Herrschaft, und jenen im 
Exit, hat daher in der Vergangenheit wie- 
derholt politischen Ausdruck gefunden: so 
in den latenten Gegensätzen zwischen der 
Rakah® und der PLO-Führung, aber auch 
Ende der 70er, Anfang der 80er Jahre in 
den Meinungsverschiedenheiten zwischen 
der PLO in Beirut und dem Nationalen Füh- 
rungskomitee in der Westbank. 


Für das Exil allerdings erwies sich 
schwerwiegender als das Hintanstellen 
des Sozialen— dasim Libanon inFormvon 
Samed-Werkstätten” wie Limonade ins 
Meer der Bitternis gegossen wurde — das 
Voranstellen des Militärischen, der ver- 
meintlichen materiellen ’Basis’, vordas Po- 
litische. Denn diese Priorität war immer zu- 
gleich höchst real wie völlige Fiktion. Sie 
war realinsofern, als der gesamte bürokra- 
tische Organismus, der beschönigend ’Pa- 
lästinensische Revolution’ genannt worden 
ist, auf die Erfordernisse der Militärs zuge- 
schnitten war: bis hin zur Invaliden-Kasse 
für die ’Märtyrer der Revolution’ und der 
Anlage riesiger Waffendepots mit schwe- 
rem Gerätnoch 1981/82, welche die Israe- 


lis unversehrt übernehmen konnten. Diese 


Priorität war zugleich völlige Fiktion, da die 
engere politische Führung, während sie ih- 
re Militärs dazu anhielt, die Bevölkerung in 
den Flüchtlingslagern desLibanons weiter- 
hin mit dem Drill an der Waffe zu therapie- 
ren, stets und zum guten Teil hinter ver- 
schlossenen Türen mit politischen Karten 
versuchte zu reizen. So wurden z. B. unter 
Einschaltung von arabischen Regierungen 
(Ägypten, Saudi Arabien) permanent politi- 
sche Kompromißangebote über territoriale 
Lösungen an die USA und die EG gemacht, 
die Israeli zu territorialen Kompromissen 
veranlassen sollten. Natürlich muß ein Um- 
schlagpunkt ausgemacht werden, an dem 
sich der Übergang von der bewaffneten 
Revolte der Formationsjahre, der noch un- 
getrübten Utopie jener "Revolution bis zum 
Sieg’, hin zur formierten politischen Klasse 
der ’Führer der Revolution’ mit ihrer politi- 
schen Demagogie vollzogen hat. Äußerer 
Anlaß waren die verschiedenen diplomati- 
schen Initiativen in Folge des Oktober- 
Krieges 1973; damals stand monatelang 
eine umfassende Nahost-Konferenz in 
Genf in Aussicht, an der möglicherweise 
palästinensische Kreise hätte teilnehmen 
sollen. In denselben Zeitraum fällt der Auf- 
tritt Yassir Arafats vor der Generalver- 
sammlung der Vereinten Nationen (No- 
vember 1974) und die Welle von diplomati- 
schen Anerkennungen von PLO-Vertre- 
tungen in der Mehrzahl der Staaten der 
Welt. Doch als eigentlicher Umschlagpunkt 
muß der ’'Schwarze September’ 1970 in 
Amman gesehen werden: dort hatte sich 
die Aussichtslosigkeit der beschriebenen 
militärischen Strategie erwiesen. — Kenn- 
zeichnend für die Führung der ’Palästinen- 
sischen Revolution’ war fortan die Unfähig- 
keit, aus der Niederlage zu lernen und eine 
umfassende politische Perspektive zu ent- 
wickeln: Gegenüber der Bevölkerung wur- 
de am Konzept des’bewaffneten Kampfes’ 
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festgehalten, ihr wurde weiterhin versi- 
chert, sie könne Palästina mit der Waffe in 
der Hand befreien; das Militär sollte als 
gleichsam materielle Basis die Existenz 
der ’Palästinensischen Revolution’ si- 
chern. Abgehoben davon entstand eine 
seltsam verkümmerte politische Sphäre, in 
der Politik von den palästinensischen Füh- 
rern allenfalls als Diplomatie verstanden 
worden ist und wird. Die Trennung dieser 

Ebenen und das mangelhafte Politikver- 

ständnis der palästinensischen Führung 

haben zu verheerenden Konsequenzen 
geführt: 

— Noch zu einem Zeitpunkt, als die Füh- 
rung in Beirut — unerschüttert von der 
unübersehbar katastrophalen Lage 
und dem sich abzeichnenden endgül- 
tigen Desaster — Kampfesslogans 
gegen den zionistischen Aggressor 
verbreitete, stimmte (seit etwa 1979) 
die Bevölkerung in den Lagern bereits 
mit den Füßen ab. Wer es sich irgend- 
wie ermöglichen konnte, etwa durch 
verwandschaftiice Beziehungen, 
suchte eine Zukunft im Ausland. 

— Nach der Zerstörung des Hauptquar- 
tiers und weiter Teile des Apparats 
im Sommer 1982 mußten die militäri- 
schen Ambitionen und die real-politi- 
schen/diplomatischen Offensiven 
notwendig weiter auseinanderklaffen. 
Als schließlich im Frühjahr 1983 die 
politische Führung ’ihren’ Militärs 
durch die Einsetzung von dafür ’ge- 


Zwar hat die Friedensbewegung die Pershing-Stationie- 
rung nicht verhindert, dafür aber ein anderes Ziel er- 
reicht: die Endlösung der Sinnkrise. Der »heiße Herbst« 
therapierte gelangweilte Staatsbürger, denen Autosund 
Kühlschränke allein die Herzen nicht mehr erwärmen. 
Massenhafte »Die-Ins«, Fastenaktionen, Bittgebete und 
Menschenketten: sie waren nicht Mittel des Widerstan- 
des gegen Raketen, sondern bemühte Versuche, sich 
als Überlebensgemeinschaft zu finden. Esgingnicht um 
den Kampf gegen den Krieg, sondern um die psychische 
Sanierung Deutschlands. Der Rest ist Sozialdemokratie. 
Es kam wie es in Deutschland immer kommen muß, 
wenn es nicht um Emanzipation, sondern ums Überle- 
ben geht. Wie älles anfing und wo es enden wird, dage- 
gen analysiert und polemisiert. 
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eignet’ erscheinender Befehlshaber in 
der Beqaa-Ebene signalisierte, daß 
sie die Militärs wohl nur noch als ’Be- 
schäftigungstherapeuten für die Mas- 
sen’ begreift, war die darauf folgende 
bewaffnete Auseinandersetzung nur 
konsequent — wenngleich tragisch. 


Das palästinensische Volk als 
politisch-sozialer Faktor — 
seine nationale Vertretung: 
die PLO 


Bei all den bezeichneten Fehlern und Män- 
geln war die PLO der Ausdruck des kämp- 
fenden palästinensischen Volks und damit 
das Bindeglied für die nationale Identität 
dieser fragmentierten Gesellschaft. Mit 
dem Bürgerkrieg von Tripoli— wenngleich 
vom syrischen Regime geschürt — ist ein 
Riß durch die PLO gegangen. der so nicht 
mehr gekittet werden kann; d. h. die derzeit 
noch existierenden Bruchstücke der PLO 
der 60er bis 80er Jahre lassen sich nicht in 
der alten Formation der 'Palästinensischen 
Revolution’ zusammensetzen. 

Nun ließe sich angesichts fehlender natio- 
naler Formierung mit dem — eingangs zi- 
tieren — TIP-Fragesteller schließen: 
„Schön, es gibt Palästina, aber nur in den 
Köpfen der Palästinenser.“ Dem entgeg- 
nete Jean Genet: 

„Das stimmt doch nicht! In Ihrem Kopf doch 
auch. Sonst würden Sie nicht hier mit mir 
über Palästina sprechen.” 

Diese Bemerkung läßt sich gut und gerne 
verlängern: 

Natürlich auf Israel, aber auch auf die Re- 
gierungen und politischen Gruppierungen 
in Syrien, Libanon, Jordanien usw. usf. Für 
sie stellt sich die Frage der Existenz der 
Palästinenser — und wenn als eine Art’ne- 
gative Materie’, von der ständig eine poten- 
tielle Bedrohung der aktuellen Existenzfor- 
men der jeweils anderen ausgeht. (Die Be- 
drohung liegt in der sozialrevolutionären 
Sprengkraft einiger Gruppen in der PLO). 

Hieraus ergeben sich. die Konfliktpunkte, 
welche die vielfältigen sozialen, politi- 
schen, kulturellen, aber letztlich auch un- 
mittelbar wirtschaftlichen Auseinanderset- 
zungen markieren, in denen sich die Palä- 
stinenser als nationaleGemeinschaftin.der 
nächsten Zeit re-formieren werden. Ohne 
daß man zur Zeit angeben kann, welcher 
Weg eingeschlagen und welche Politik eine 
ggf. neu-formierte PLO verfolgen wird, läßt 
sich mit Sicherheit festhalten, daß nur 
eine alle Lebensbereiche der fragmen- 
tierten palästinensischen Gesellschaft 
berücksichtigende Strategie Erfolg haben 
kann. Dies berührt insbesondere die große 
Spaltung der Palästinenser in diejenigen, 
die unter israelischer Herrschaft, und jene, 
die im Exil leben. Ein Wiederaufwärmen 
der Konzepte einer 'Revolution bis zum 
Sieg’, also eines Anrennens gegen das 
'zionistische Gebilde’ als äußerer Feind, 


Palästinenser im Flüchtlingslager Rashi- 
diya Im Südlibanon 


wird erneut sein notwendiges Scheitern er- 
leben. 

Auf diesem Hintergrund sei eine ab- 
schließende Bemerkung zur Figur von Yas- 
sir Arafat gemacht: 

Er galt und gilt als die Integrationsfigur des 
palästinensischen Volks. In der Vergan- 
genheit wurde seine spezifische Stärke un- 
ter den Gruppen des Exils häufig damit er- 
klärt, daß er über keine eigene militärische 
’Hausmacht' verfügt?, daß er also die ge- 
fährlichen Rivalitäten der übrigen Führer in 
eigene politische Stärke ummünzen kön- 
ne. Im Sommer 1982 galt er in Beirut schon 
als 'einsam’; seine politischen Initiativen 
1983 wurden vielfach als ’abgehoben’ kriti- 


siert; nach seinem Besuch bei Mubarak in 
Kairo wird er als ’isoliert’ bezeichnet. 

Im Blick auf seine Verhandlungen mit Hus- 
sein über eine eventuelle Konförderation 
zwischen einem palästinensischen Teil- 
staat und Jordanien soll er hier ver- 
suchsweise als ideeller Gesamtkapitalist 
der palästinensischen Gesellschaft postu- 
liert werden. Zugleich wird damit ein be- 
stimmendes Dilemma dieser Gesellschaft 
und für die Zukunft des palästinensischen 
Volks als natioanle Einheit deutlich: 

Wie eingangs ausgeführt, kann sich durch 
den Zustand äußerster Fragmentierung in 
dieser Gesellschaft keine durch materielle 
Macht vermittelte politische Struktur her- 
ausbilden, worunter unter den gegebenen 
Bedingungen des inner-gesellschaftlichen 
Statusquo nur eine nationale Bourgeoisie 
vorstellbar wäre. Damit entfällt im Gesamt- 
kontext des Palästina- und Nahostkonflikts 
auf palästinensischer Seite fortwährend 
der Counterpart für wie auch immer denk- 
bare Vertragsabschlüsse (was sich in wie- 
derholten amerikanischen und europäi- 
schen Bemerkungen, wer denn nun der 
Sprecher des palästinensischen Volks sei, 
manifestiert). In dieser Situation bietet sich 
Arafat den vielen sich widerstreitenden 
Führungspersonen und -gruppen, die we- 
der allesamt noch einzeln über materiell 
vermittelte Macht verfügen, alseine Art’vir- 
tueller Gesamtbourgeois’ an. Wird er als 
solcher am Verhandlungstisch akzeptiert, 
kann er den in Fragmentierung lebenden 
’Habenichtsen’ über Nacht zu reel existie- 
render Macht verhelfen. Nichts ist hier er- 
folgreicher als der Erfolg! Scheitert Arafat, 
läßt man ihn fallen und bezichtigt ihn des 
Verrats an der nationalen Sache. 

Im konkreten Fallder Verhandlungen mit 
Hussein geht es um die Annäherungan den 
alten Hussein-Plan eines Vereinigten Ara- 
bischen Königreiches von 1972 (in seiner 
Neuauflage auch Reagan-Plan genannt) 
unter Berücksichtigung der Beschlüsse 
des Arabischen Gipfels von Fez. Käme es 
je zu einer wie auch immer gearteten Kon- 
föderationslösung zwischen einem palästi- 
nensischen Teilstaat aus Westbank und 
Gaza-Streifen einesteils und Jordanien an- 
derenteils, würden wesentliche Teile der 
fragmentierten palästinensischen Bour- 
geoisie aus Landwirtschaft, Industrie und 
Handel zusammengeführt und könnten 
sich national, d. h. auch politisch, formie- 
ren. Rund 55 Prozent der palästinensi- 
schen Gesamtbevölkerung wären von ei- 
ner solchen Lösung unmittelbar betroffen; 
durch zu erwartende Migration (vor allem 
aus dem Libanon) würde der Anteil sehr 
schnell größer. 


Es darf hier unterstelitwerden, daß keine 
der potentiell betroffenen wirtschaftlich in- 
teressierten Gruppen unter den Palästi- 
nensern gegen eine derartige Lösung 
ernsthafte Einwände vorbringen würde. 
Nur ihr ’ideeler Vertreter‘, der als "vorweg- 
genommener staatlicher Gesamtkapitalist’ 
agiert, müßte am Verhandlungstisch als 


solcher akzeptiertwerden. Dadiesallererst 
durch die Amerikaner zu geschehen hätte, 
weil nur sie die 1967 besetzten Gebiete aus 
dem israelischen Herrschaftsbereich her- 
ausbrechen könnten, wird man sich in 
Washington weiterhin überlegen, wer für 
die USA im Nahen Osten der bessere Ver- 
bündete ist: die bewährt starke israelische 
Bourgeoisie oder die noch zu formierende 
palästinensische. Allerdings darf hier 
gleich angemerkt werden, daß allein die 
Tatsache, daß Israelfür das amerikanische 
Budget als der’preiswerteste’ — weil effek- 
tivste — 'US-Stützpunkt’ auf der Welt gilt, 
den Griff zur zweiten, der arabischen Lö- 
sung völlig unwahrscheinlich macht. — 
Aber im Zweifelsfalle wird man sich in Was- 
hington der Frage entsinnen, wer denn ei- 
gentlich Yssir Arafat sei; und gegebenen- 
falls erschallt aus Jerusalem ein unüber- 
hörbares „Mörder!” — oder umgekehrt. 


Friedhelm Ernst 


Anmerkungen 


1. Das Regime in Jordanien kam im 'Schwarzen 
September’ 1970 einem möglichen Umsturzver- 
such durch die blutige Niederschlagung des palä- 
stinensischen Widerstandes zuvor; etwa 20.000 
Menschen verloren das Leben. — Die Regime am 
Golf beugen möglichen politischen Forderungen 
der dort lebenden palästinensischen Bevölke- 
rung, die zudem viele einflußreiche Positionen in 
den Golf-Staaten bekleidet, durch "finanzielle Ab- 
geltungen’ an die PLO und die Widerstandsorga- 
nisationen vor. Esistbekannt, daß vor allem AlFa- 
tah auf diese Weise seine Kasse füllt. 

2. Hierunter wird die Initiative eines bewaffneten mili- 
tärischen ’Kerns’, einer Gruppe, verstanden. Die 
zunächst in ihrem Charakter rein militärische Ini- 
tiative zur Veränderung politisch-geselischaftli- 
cher Verhältnisse wird in der klaren Erwartung ei- 
ner sich entwickelnden massenhaften Unterstüt- 
zung durch die unterdrückte Bevölkerung ergrif- 
ten. Die Initiative der Gruppe von Fidel Castro gilt 
hierfür als ein erfolgreiches Beispiel. 

3. In Jordanien zum Beispiel machen die Palästi- 
nenser rund 60 Prozent der Gesamtbevölkerung 
aus (vgl. auch Anm. 1). Im Libanon tragen sie seit 
der Mitte der 60er Jahre, dem Beginn des wirt- 
schaftlichen Niedergangs des Libanons, gleich- 
sam als 'Hefe im Teig’ wesentlich zur Verschär- 
fung der Spannungen in der ohnehin zerrissenen, 
von Stammesauseinandersetzungen geprägten 
libanesischen Gesellschaft bei. 

4. Das progagierte strategische Ziel, der „Traum“ 
(Yassir Arafat), eines 'demokratischen Palästi- 
nas’, in dem alle Muslime, Christen und Juden 
gleichberechtigt leben können, wird dem auf die- 
sen Wege zu erfolgende taktischen Schritt der 
militärischen Machtübernahme untergeordnet. 
Alle mit dem „Traum“ eines’demokratischen Palä- 
stinas’ verbundenen notwendigen sozialen Umge- 
staltungen in der arabisch-palästinensischen Ge- 
sellschaft werden de facto nicht verfolgt sondern 
auf den 'Sankt-Nimmerleins-Tag’ nach der erhoff- 
ten militärischen Machtübernahme verschoben. 

5. Darauf, daß in der von der Tradition einer Fella- 
chengesellschaft geprägten palästinensischen 
Diktion hier immer die Unmittelbarkeit des 'Bo- 
dens’ — also allererst terra’ und nicht’Territorium’ 
— gedacht ist, kann in der Kürze dieses Beitrags 
nicht eingegangen werden. 

6. israelische Kommunistische Partei, die in den letz- 
ten Jahren — mangels anderer politischer Vertre- 
tungsmöglichkeiten — hauptsächlich von den Pa- 
lästinensern in Israel in die Knesseth (das israeli- 
sche Parlament) und in die Kommunalvertretun- 
gen gewählt worden ist. Dabei trat die Rakah zu- 
meist im Wahlbündnis mit anderen Gruppierun- 
gen auf, bewahrte sich allerdings jeweils die füh- 
rende Rolle im Bündnis. — Diese Konstellation 


könnte sich bei den bevorstehenden Knes- 
sethwahlen ändern, da eine weitere arabisch-jüdi- 
sche Liste zu den Wahlen antritt. 

7. Es handelte sich um Werkstätten der Fatah, die 
(besonders in den Flüchtlingstagern) handwerkli- 
che und kunstgewerbliche Produkte herstellten. 
Der Sinn lag zum einen in arbeitsmarktpolitischen 
und wirtschaftlichen Effekten — in den Samed- 
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Werkstätten waren über dreitausend Palästinen- 
ser beschäftigt und es wurde auch für den Export 
produziert, (z. B. Möbel). Zum anderen sollte — 
gerade im kunstgewerblichen Bereich — die palä- 
stinensische Kultur und Tradition erhalten werden. 
Arafat ist als Kommandeur des Militärs zwar ver- 
antwortlich, aber er ist kein Truppenführer im en- 
geren Sinne. 


— ARZTE/INNEN 


— KRANKENSCHWESTERN 


/-PFLEGER 


(möglichst m. Fachausbildung) 
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Verschuldung 


Dritte Welt im Schuldturm 


Ursachen und Folgen der Verschuldung in der Dritten Welt 


Der folgende Artikel ist als Auftakt zu einem Themenblock „Verschildung in der Dritten 
Welt” anzusehen, in dem u. a. auf die Rolle der Privatbanken, des IWF, der historischen 
Einordnung von Staatsverschuldungen genauer eingegangen wird. Geplant ist dieses 
Schwerpunktheft für den Oktober 1984. 


Ein Anstieg der Zinsen in den USA, ausgelöst durch das Redkorddefizit der US-Bun- 
desregierung in Höhe von rund 200 Mrd. $, droht die Internationale Verschuldungs- 
krise erneut zu verschärfen. Schon 1982 und 1983 konnte ein Kollaps des internatio- 
nalen Finanzsystems nur durch Umschuldungen im Wert von mehr als 100 Mrd. $ 
verhindertwerden. Inszwischen dürfen die Gesamtschulden der Dritten WeltdenBe- 
trag von 800 Mrd. $überschritten haben, allein an Zinsen dürften 1984 rund 80 bis 100 
Mrd. $ fällig sein. Immer mehr Staaten geraten so in eine neue ökonomisch-Juristi- 
sche Form der Abhängigkeit, die Schuldknechtschaft; sie sitzen ausweglos fest wie 
in einem Schuldturm. 

Der folgende Beitrag versucht die verschiedenen Ursachen der Schukdenkrise 
aufzuzeigen und die derzeitige Lage zu umreißen. 

In einer geplanten Fortsetzung soll auf die Diskussion um die Lösungsvorschläge 
und deren Wirkungen auf die Schuldenraten eingegangen werden. 


Die Ursprünge der Verschuldungskrise rei- 
chen zurück in die frühen 70er Jahre. Der 
Weg in den Schuldturm vollzog sich dabei 
in drei Etappen: einer ersten, etwa von 
1972/73 bis 1979, in der hohe Schulden 
aufgetürmt wurden; einer zweiten, inderes 
aufgrund der weltweiten Wirtschaftskrise 
zu einem Rückgang der Deviseneinnah- 
men bei gleichzeitigem drastischen An- 
stieg der Zahlungsverpflichtungen kam. 
Als 1982 daraufhin nacheinander mehrere 
Staaten nicht einmal mehr in der Lage wa- 
ren, ihre Zinsen auszubringen, kam es zum 


Exportproduktion 


In der Zeitung hier steht, daß unser Land seinen Schuh- 
export gesteigert hat. 


4 


Es heit, daß sie billig sind und sich in den USA und in 
Europa gut verkaufen lassen. 


offenen Ausbruch der Verschuldungskrise. 
Die seitdem laufende dritte Etappe zeich- 
net sich durch Umschuldung einerseits, 
drastische Reaktionen und Auflagen der 
Gläubiger andererseits aus. 


Schuldenursache 1: 
Nichtproduktive Verwendung 
der Kredite 


Für viele Staaten, insbesondere die 
Schwellenländer, war der erste Schritt auf 


Diese Exporte haben unsere Ausiandsschulden um 
1,07 % verringert. 


. .. Dann wird es wohl noch eine Zeit dauern, bevor wir 
selbst welche an den Füßen haben... 


dem Weg in den Schuldturm ausgerech- 
net ihr verstärktes Bemühen um die Steige- 
rung des BSP durch industrialisierung und 
den Ausbau der Infrastruktur. Anfang der 
70er Jahre waren die Voraussetzungen 
dazu vergleichsweise gut. Denn nach 
Wachstumsraten in den 60er Jahren wie zu 
den besten Zeiten des deutschen „Wirt- 
schaftswunders“ — durchschnittlich 6,4 
Prozent standen diesen Ländern bei 
Kreditgebern alle Türen offen. Angesichts 
der seinerzeit niedrigen Zinsen schien sich 
eine Verschuldung dieser Länder im Aus- 
land auch durchaus zu lohnen: mit den ge- 
pumpten Dollars konnten auf dem Welt- 
markt Waren gekauft werden, die zur Stär- 
kung der Wirtschaftskraft gebraucht, im In- 
land aber noch nicht produziert wurden. 
Solange diese Investitionen einen Ertrag 
abzuwerfen versprachen, der über dem zu 
zahlenden Zins lag, schien sich das Schul- 
denmachen allemal zu lohnen; zumal sei- 
nerzeit die relativ hohen Inflationsraten die 
Schuldner zusätzlich begünstigten. 

: Nicht aufgehen konnte diese Rechnung 
allerdings, wenn das Kapital ineffizient — 
ohne Devisenertrag — eingesetzt wurde; 
oder aber bei einem Anstieg der Zinsko- 
sten. Diese grundlegenden ökonomischen 
Zusammenhänge wurden Ländern wie 
Brasilien, Mexiko und vielen anderen zum 
Stolperstein. Denn in der allgemeinen Auf- 
schwungseuphorie wurden Projekte finan- 
ziert, die sich in volkswirtschaftlicher Rech- 
nung als Minusgeschäft erwiesen. So lei- 


steten sich viele Staaten aufwendige Pre- 
stigebauten ohne jeglichen Ertrag oder 
verpulverten Milliarden in die Aufrüstung 
von Militär und Polizei. Getreu dem Prinzip 
„Zuckerbrot und Peitsche“ wurden die Kre- 
dite bisweilen auch dazu verwandt, 
Grundnahrungsmittel zu importieren und 
zu staatlich subventionierten Preisen ab- 
zugeben, um so die für jede Regierung ge- 
fährlichen Millionen von Siumbewohnern in 
den Hauptstädten stillzustellen. Über Kor- 
ruption und Vetternwirtschaft versickerte 
zudem nicht selten ein beträchtlicher Teil 
der Kredite in die Taschen der herrschen- 
den Elite, um dann eiligst außer Landes ge- 
schafft zu werden — etwa auf geheime 
Konten in der sittenstrengen Schweiz oder 
zu lohnenden Anlagen in den USA. Die 
OECD schätzt für Ende 1982 das Ausmaß 
der Kapitalflucht aus Nicht-OPEC- 
Entwicklungsländern (NOPEC-Staaten) 
auf 50 bis 100 Mrd. $. (2) 


Schuldenursache 2: Ineffiziente 
Investitionen 


Wurden die Kredite aber nicht nur „verfrüh- 
stückt“, sondern tatsächlich investiert, so 
erwiesen sich die aufgebauten Produk- 
tionskapazitäten auf dem Weltmarkt häufig 
als nicht konkurrenzfähig. Mangelhafte 
Qualität, zu hohe Transport- und sonstige 
Kosten, Fehler des Managements usf. trie- 
ben viele Unternehmen in die Pleite. Doch 
auch grundsolide Investitionsprojekte er- 
wiesen sich häufig als Fehischlag, denn im 
Verlauf der 70er Jahre verschlechterte sich 
die Lage auf dem Weltmarkt,auf dem die 
Devisen zur Rückzahlung der Schulden 
verdient werden mußten. Dazu kam, daß 
die Industrieländer ihre Märkte gegen Im- 
porte aus Dritte-Welt-Staaten durch Pro- 
tektionismus abschotteten, insbesondere 
seit Beginn der Weltwirtschaftskrise An- 
fang der 80er Jahre. So etwa lieferten die 
Europäer den Brasilianern in den 70er Jah- 
ren zahlreiche Stahiwerke — auf Kredit. Als 
die Brasilianer aber ihren billigen Stahl 
nach Europa exportieren wollten, um mit 
den Devisenerlösen ihre Schulden abzu- 
tragen, erzwang die notleidende europäi- 
sche Stahlindustrie Importrestriktionen, di- 
plomaten-ökonomisch „Selbstbeschrän- 
kungsabkommen“ genannt.?® Ergebnis: 
Der Stahl istin Europa teurer als nötig, Bra- 
silien aber sitzt auf seinem billigen Stahl 
und den Schulden. 


Schuldenursache 3: Teures Öl 


Für die ärmeren Länder begann der Weg in 
den Schuldturm zumeist mit der drasti- 
schen Verteuerung der Ölpreise 1972/73. 
Denn die meisten Länder, die sich am Vor- 
bild der Industriestaaten orientiert und 
dementsprechend auf Öl als wichtigste 
Energiequelle gesetzt hatten, konnten ih- 
ren Ölverbrauch nicht reduzieren, waren 
weiterhin auf den Import des teuren Öl an- 
gewiesen. 

Doch anders als die Industriestaaten 
waren die unterentwickelten Länder nicht 
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Welt-Schuldenberg 


in der Lage, ihr Ölrechnung durch verstärk- 
te Warenlieferungen an die OPEC-Staaten 
zu begleichen. Sie mußten Krediteteils vom 
IWF, teils von Regierungen reicher Länder, 
teils von privaten Gläubigern aufnehmen. 
Als 1979/80 die Ölpreise sich erneut mehr 
als verdoppelten, gerieten die Zahlungsbi- 
lanzen vieler Dritte-Welt-Staaten völlig aus 
dem Lot. Seitdem leben eine ganze Reihe 
dieser Länder auf Pump — und auf Spar- 
flamme. 


Finanzierung des Schuldturms 
über den Eurodollarmarkt 


Die gewaltigen Finanzströme, die die 
schlagartige Vervielfachung des Rohöl- 
preises 1972/73 auslöste, ließen binnen 
kurzem einen neuartigen Markt für Kapital 
aufblühen: den Eurodollarmarkt. Denn die 
über Nacht reichgewordenen OPEC-Staa- 
ten konnten nur einen Teil der ihnen zuflie- 
Benden Dollars für Konsumgüter oder Inve- 
stitionen in Fabriken und Infrastrukturimei- 
genen Lande ausgeben; für den Rest 
suchten sie nach ertragreichen Anlagen im 
Ausland. Aufgrund zahlreicher Bestim- 
mungen war die Anlage von großen Dollar- 
guthaben für Ausländer in den USA jedoch 
schwierig und unattraktiv; so etwa durften 
aufgrund der sogenannten „Regulation Q“ 
Guthaben bei amerikanischen Banken 
nicht oder nur relativ niedrig verzinst wer- 
den.? Zudem dürften viele der neureichen 
Ölmilliardäre, die die Industrieländer mit ih- 
rem Preiskartell empfindlich schröpften, ei- 
ne Beschlagnahme ihrer Konten in den 


USA befürchtet haben — hatte die US-Re- 
gierung seinerzeit doch sogar militärische 
Aktionen gegen OPEC-Miglieder öffentlich 
erwogen. In dieser Situation kam den Ölfür- 
sten zugute, daß sich in Europa eine Art ex- 
territorialer Markt für Dollar gebildet hatte. 
Ermuntert durch freizügige Regelungen 
waren Banken in Europa nämlich dazu 
übergegangen, ausländische Währungen 
in ihrem Besitz, z. B. Dollars, nicht wie bis- 
lang üblich an das Ursprungsland zurück- 
zuverkaufen, sondern auf eigene Rech- 
nung zu verleihen. Ein gewaltiger Vorteil 
bei diesem Geschäft besteht dabei darin, 
daß Einlagen im Fremdwährung, anders 
als solche in heimischer Währung, nicht 
den Bestimmungen der jeweiligen Noten- 
bank unterliegen; insbesondere auch nicht 
der für die Banken kostspieligen Verpflich- 
tung, einen Teil des Einlagenbetrags bei 
der Notenbank zinslos als Mindestreserve 
zu unterhalten. Die derart ermöglichten Ko- 
stenersparnisse aber wurden von den Eu- 
robanken inForm vonZinsnachläßen an die 
Kreditnehmer weitergegeben. Damit aber 
bot der Euromarkt nicht nur Freiheit von lä- 
stiger Aufsicht und gesetzlichen Regle- 
mentierungen, sondern auch ver- 
gleichsweise günstige Zinsen. 

Auf diesem Geldmarkt nun boten die 
OPEC-Staaten ihre überschüssigen Dol- 
lar milliarden aus dem Ölgeschäftan— un- 
ter dem Eindruck der unsicheren politi- 
schen Lage allerdings in der Regel nur 
kurzfristige für drei Monate, um ihr Kapital 
gegebenenfalls wieder abziehen zu kön- 
nen. Die Eurobanken gewährten deshalb 
aber langfristig Kredite nur unter der Be- 
dingung, daß die Schuldzinsen alle drei 
Monate an die Marktzinsen angepaßt wur- 
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den. Diese — von den bis dahin üblichen 
Regelungen abweichende — Vereinba- 
rung flexibler Zinsen aber sollte sich für die 
Schuldner als gewaltiger Pferdefuß ent- 
puppen. Denn im Laufe der 70er Jahre 
stieg der Euro-Leitzins LIBOR von 8,3 % 
1972/73 auf schwindelerregende 17,4 % 
1981. Damit aber stiegen auch die Zinsver- 
pflichtungen der Schuldner. Devisenein- 
nahmen mußten nun für Zinszahlungen 
verwandt werden — anstatt wie geplant 
zum Abbau der Schulden und damit auch 
der Zinsverpflichtungen. 


Ausschaltung des IWF durch 
„Kommerzialisierung des 
Zahlungsbilanzausgleichs“ 


Aber nicht nur die auf dem Euromarkt übli- 
che Vereinbarung flexibler Zinsen erwies 
sich im nachhinein als problematisch. Bis 
Anfang der 70er Jahre mußten Zahlungsbi- 
lanzdefizite eines Landes, entstanden 
durch zu hohe Importe im Verhältnis zuden 
Exporten, in der Regel durch Kreditaufnah- 
me beim IWF finanziert werden. Der IWF 
aber, eine supranationale Institution, 
knüpft an die Kreditvergabe politische Auf- 
lagen, die dazu beitragen sollen, das Zah- 
lungsbilanzdifizit abzubauen. Diese Aufla- 
gen waren und sind Gegenstand heftiger 
Kontroversen, beinhalten sie doch 
schmerzliche Eingriffe in die Belange sou- 
veräner Regierungen; zudem treffen die 
auferlegten Maßnahmen nicht selten gera- 
de die armen Bevölkerungsschichten in 
den betroffenen Ländern besonders hart. 
Last but not least sind die Maßnahmen 
nicht selten auch „sachlich“ umstritten. Ga- 
nz allgemein wird von vielen Wirtschaftsex- 
perten die einseitige Ausrichtung der IWF- 
Politik an der sogenannten „monetären 
Zahlungsbilanztheorie“ kritisiert, derzufol- 
ge das Ziel „Wirtschaftswachstum“ und 
„gerechte Einkommensverteilung“ ran- 
giert.* 

Der Eurodollarmarkt nun schien eine 
Möglichkeit zu bieten, die durch die Öl- 
preissteigerungen entstandenen Zah- 
lungsbilanzdefizite zu finanzieren — zu re- 
lativ günstigen Zinssätzen und vor allem 
ohne vormundschaftliche und im eigenen 
Lande unpopuläre Auflagen durch den 
IWF. Andererseits verleitete die Möglichkeit 
der Verschuldung auf den Euro-Märkten 
aber auch dazu, die Probleme schleifen zu 
lassen: anstatt die teuren Öl — und sonsti- 
gen Importe nach Möglichkeit abzubauen, 
wurde von der in kurzer Sicht bequemeren 
Möglichkeit zur Finanzierung der Import- 
überschüsse durch kommerzielle Kredite 
Gebrauch gemacht. Den Defizit-Ländern 
schmackhaft gemacht wurde diese „Kom- 
merzialisierung des Zahlungsbilanzaus- 
gleichs“ von den Euro-Banken, denen sei- 
nerzeit „Petro-Dollars“ aus den OPEC- 
Staaten in Milliardenhöhe zuflossen; da es 
aber aufgrund des Rückgangs der Investi- 
tionen in den entwickelten Ländern an An- 
tagemöglichkeiten fehlte°, drängten die 
Eurobanken nach Angaben von Beobach- 
tern jedem noch halbwegs akzeptabel er- 


Es begann verheißungsvoll: 1974 klin- 
gelten in Togo die Kassen, denn der 
Weltmarktpreis für Phosphat hatte sich 
vervierfacht. Binnen Jahresfrist stiegen 
so die Devisenerlöse dieses wichtigs- 
ten Exportguts von knapp 30 auf über 
140 Mio. $ Im Rausch dieses plötzli- 
chen Reichtums ließ sich die selbst- 
herrliche Militärregierung unter Staats- 
chef Eyadema von eigennützigen Be- 
ratern eine Industriealisierungsstrate- 
gie aufschwatzen — zum Schaden der 
rückständigen, aber durchaus ausbau- 
fähigen Landwirtschaft. Die hochflie- 
genden Pläne liebgewonnen, ignorierte 
die Regierung auch, daß schon in den 
folgenden Jahren die Phosphaterlöse 
erst auf 80 und dann auf 50 Mio. $ san- 
ken — und stopfte die Löcher in der De- 
visenkasse mit Auslandskrediten. 


So lieferte die Schweizer Firma BBC 
trotz Krise auf dem europäischen 
Stahlmarkt zunächst — kostenlos — ei- 
ne optimistische Studie über die Ab- 
satzchancen für Stahl — und durfte 
dann auch prompt — für rund 100 Mio. 
DM — ein Stahlwerk bauen; die 
Schweizer Bankgesellschaft stellte die 
Kredite. Dabei verfügt Togo nur über 
unwesentliche Eisenerzvorkommen 
und einen unbedeutenden eigenen Ab- 
satzmarkt. Die auf 40.000 Tonnen aus- 
gelegte Kapazität des Werkes war 
dann auch nie mehr als ein Viertel aus- 
gelastet. 1983 wurden gerade 10 % der 
Kapazität genutzt, 1984 ging der 
Schmelzofen kaputt; seitdem ist das 
Werk de facto stillgelegt. 


Auch eine englische Firma kam gut 
ins Geschäft. Zwar gibtesin Togo keine 
Rohölvorkommen, doch hinderte dies 
die Engländer — unterstützt von Regie- 
rungskrediten — nicht, der togolesi- 
schen Regierung eine komplette Raffi- 
nerie für rund 100 Mio. DM aufzu- 
schwatzen. Das Öl sollte aus dem 
Nachbarland Nigeria importiert und auf 
dem Spotmarkt in Rotterdam gewinn- 
bringend verkauft werden. Aus dem 
Geschäft wurde nichts — nicht zuletzt 
auch wegen des billigeren englischen 
Nordseeöls. 1980, zwei Jahre nach In- 
betriebnahme, mußte die auf eine Mil- 
lion Tonnen ausgelegte Raffinerie in 
Togo wieder dichtmachen ... 


Als Faß ohne Boden erwies sich 
auch der Aufbau der Tou- 
rismusindustrie, der Togo Angang der 
70er Jahre in einer UN-Studie empfoh- 
len wurde — obwohl Togo weder be- 
sondere landschaftliche Reize noch ei- 
ne touristische Infrastruktur aufzuwei- 
sen hatte. Selbst ein so harmloses Tou- 
ristenvergnügen wie Baden im Meer ist 


Fehlinvestition 


in Togo aufgrund der gefährlichen 
Brandung kaum möglich; in den Bin- 
nengewässern aber droht den Badeur- 
laubern Gefahr durch tropische Parasi- 
ten. Mit Hilfe einer deutschen Consul- 
ting-Firma wurden dennoch in kurzer 
Zeit mehrere touristische Großprojekte 
— von riesigen Hotelkomplexen über 
eine Gastronomiefachschule bis hin 
zum Tierreservat — geplant und teil- 
weise realisiert. Experten schätzen, 
daß Togo trotz dieser erheblichen Inve- 
stitionen bisher noch keine Mark und 
keinen Dollar am Tourismus verdient 
hat, vielmehr nach wie vor jährlich zwei- 
stellige Millionenbeträge (in DM) zubut- 
tern muß. 


Der derzeitige Vorsit- 
zende des Bundesrats 
und Möchtegern-Au- 
Benminister und Kredit- 
einfädler Franz-Josef 
Strauß überbrachte zur 
Feier der 100-jährigen 
Unabhängigkeit Togos 
von Deutschland ein 
Kreditgeschenk: Die 
BRD erläßt Togo 270 
Mio. DM Schulden. 


und Verschwendung: Das Beispiel Togo 


Einen permanenten Aderlaß für den 
ohnehin defizitären Staatshaushalt 
verursacht auch das nach be- 
triebswirtschaftlichen Kriterien völlig 
unrentable „Hotel du 2 Fevrier“ mit sei- 
nen 52 Präsidenten- und Ministersui- 
ten, Konferenzsälen, Casino usf... Der 
ruhmsüchtige Präsident Eyadema 
wollte mit diesem über 200 Millionen 
DM teuren Prunkbau eine Konferenz — 
oder gar den Hauptsitz — der „Organi- 
sation für Afrikanische Einheit“ (OAU) 
nach Lome locken. Dieser Traum des 
Präsidenten, Togo zu einer „afrikani- 
schen Schweiz“ zumachen und an der 
Spitze dieser „Oase der Stabilität“ eine 
bedeutende Rolle als politischer Ver- 


mittler im afrikanischen Einigungspro- 
zeß zu spielen, kommt die Togolesen 
teuer zu stehen: allein der Unterhalt der 
bestenfalls zu 20 Prozent ausgelaste- 
ten Edelherberge kostet jeden Monat 
mindestens 700.000 DM ... 


Im Dezember 1982 mußte Staats- 
präsident Eyadema vor den Mitgliedern 
der Einheitspartei zugeben, daß die 
1974 eingeleitete Industriealisierungs- 
strategie ein völliger Fehlschlag war. 
Allein für die stillgelegte Raffinerie, das 
Stahlwerk und ein ebenfalls marodes 
Textilunternehmen hatte der Staat in 
den vergangenen Jahren umgerechnet 
rund 2,7 Mrd. DM aufwenden müssen, 


blätter des iz3w, Nr. 119, August 1984 25 


die größtenteils aus Darlehen von Ge- 
schäftsbanken finanziert wurden. Die 
Auslandsschulden wurden für Ende 
1983 ebenfalls auf rund 2,7 Mrd. DM 
beziffert. 


Die Vernachlässigung der Landwirt- 
schaft rächt sich jetzt bitter: seinerzeit 
unterblieb der relativ billige Bau von 
Brunnen allzu oft; so wurden während 
des Fünfjahresplans von 1971 bis 1976 
anstatt der geplanten 470 Brunnen (für 
durchschnittlich 200.000 DM) nur etwa 
100 gebaut, — obwohl viele Menschen 
auf dem Land täglich zehn Kilometer 
und mehr zu Fuß bis zur nächsten Was- 
serstelle zurückzulegen haben. Die 
derzeitige Dürre in Afrika trifft deshalb 
die Bevölkerung in Togo jetzt auch be- 
sonders hart. Neben Ernteausfällen bei 
den Exportprodukten Kaffee und Ka- 
kao fehlt es nun auch an Grundnah- 
rungsmitteln. Zur Behebung der drin- 
gendsten Not mußte das eigentlich 
fruchtbare Togo bereits Getreide in 
Frankreich, Kanada und den USA be- 
stellen. 


Um dem permanent defizitären Land 
weitere Kredite und damit Warenimpor- 
te zu sichern, mußte Präsident Eyade- 
ma nach anfänglichen Weigerungen 
1983 doch die Auflagen des IWF und 
der Gläubigerstaaten erfüllen: sechs 
marode Staatsbetriebe — darunter 
auch das öffentliche Nahverkehrsun- 
ternehmen für Lom& — wurden ge- 
schlossen, ein siebenter Betrieb wurde 
privatisiert. Die Staatsausgaben — 
ausgenommen das Schulwesen — 
mußten um 15 Prozent gekürzt, Ge- 
haltserhöhung für Staatsbedienstete 
wieder zurückgenommen werden. Auf 
Druck von IWF und Weltbank mußten 
die staatlichen Monopole, an die die 


., Bauern ihre Produkte liefern müssen, 


„ihre Ankaufpreise erhöhen; so sollen 
den Erzeugern Anreize geboten wer- 
den, mehr zu produzieren. In der staat- 
lichen Planung wird nun der ländlichen 
Entwicklung (mit den Unterzielen 
„Selbstversorgung“ und „Förderung 
von Agrarexporten“) oberste Priorität 
eingeräumt. 


Die togolesische Bevölkerung hat für 
die fehlgeschlagenen Investitionspro- 
jekte und die ungünstige Entwicklung 
auf dem Weltmarkt, für Prestigesucht 
und Zinsanstieg bitter bezahlen müs- 
sen: Seit 1980 ist das reale BSP um 
mindestens zehn Prozent zurückge- 
gangen; seit Ende 1982 rangiert Togo 
auch wieder offiziell unter den LLDC's, 
den ärmsten Staaten. 
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scheinenden Schuldner die Kredite gerade 
zu auf”. 


Schuldenursache 4: Rückgang 
der Exporterlöse 


Endgültig in den Schuldturm gerieten zahi- 
reiche Länder infolge der weltweiten Wirt- 
schaftskrise seit Anfang der 80er Jahre. 
Ausgelöst nicht zuletzt durch die erneute 
Steigerung der Ölpreise durch das OPEC- 
Kartell, ging in den meisten Industriestaa- 
ten die Produktion zurück — damit aber 
auch der Bedarf an Rohstoffen, den nach 
wie vor wichtigsten Devisenbringern der 
Dritten Welt. Völlig durcheinander aber ge- 
rieten die Import-Export-Bilanzen vieler 
Länder schließlich dadurch, daß nicht nur 
der mengenmäßige Absatz vieler Rohstof- 
fe sarık, sondern auch deren Preise dra- 
stisch verfielen. Real gemessen — nach 
Bereinigung um den Anstieg der Preise für 
Fertigwaren, die die Entwicklungsländer 
importieren — waren die Rohstoffpreise 
1982 niedriger als zujeder Zeitnachdem2. 
Weltkrieg. Die sogenannten Terms of Tra- 
de, mit denen das Verhältnis von Export- zu 
Importpreisen gemessen wird, gingen für 
die ärmeren NOPEC-Staaten vom Index- 
wert 100 (1975) auf 87 (1981) zurück.® Um 
also ein bestimmtes Fertigprodukt auf dem 
Weltmarkt kaufen zu können, mußten 1981 
rund 15 Prozent mehr Rohstoffe als Ge- 
genwert geliefert werdenals 1975; und das 
bei schrumpfender Nachfrage nach eben 
diesen Rohstoffen — für viele Länder ein 
heilloser Teufelskreis, 


Schuldenursache 5: Anstieg 
der Zinsen 


Doch nicht genug — zum Rückgang der 
Exporterlöse kam noch ein weiteres Übel 
hinzu: Anfang der 80er Jahre kletterten die 
Zinsen auf Rekordhöhe; damit aber für die 
Schuldner — vor allem diejenigen, die flexi- 
ble Zinsen vereinbart hatten — auch die 
Zinskosten. Ursache für den Zinsanstieg 
war insbesondere ein 1979 erfolgter Kurs- 
wechsel der US-Notenbankpolitik, der da- 
zu führte, der Bekämpfung der Inflation 
oberste Priorität einzuräumen. Denn nach 


- den Lehren des Wirtschaftstheoretikers 


Milton Friedman und seiner monetaristi- 
schen Gefolgsleute liegt der letzte Grund 
für die Krisen, die die industrielle Marktwirt- 
schaft im letzten Jahrzehnt immer stärker 
beutelten, in den wachsenden Inflationsra- 
ten; nach Ansicht der Monetaristen nämlich 
setzt die Inflation die Selbststeuerung der 
Marktprozesse über die Preissignale außer 
Kraft und zerrüttet so die gesamte Markt- 
wirtschaft. Um die Inflation zu stoppen, hal- 
ten deshalb in den letzten Jahren die No- 
tenbanken der wichtigsten Industrieländer 
die Geldmenge vergleichsweise knapp. 
Anfang der 80er Jahre ließ diese Anti-In- 
flationspolitik durch knappes Geld nicht nur 
die nominalen, sondern auch die realen 
Zinsen emporschnellen. Dies u. a. auch 
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Kaufkraftverluste für die 
Entwicklungsländer 


Beispiel: Kaffee/Tansania 1961-1974 


1961-64 


——— 


—— 
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musste Tansania 7,5 kg Kaffee exportieren 
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deshalb, weil mit der Reagan-Administra- 
tion, die Jahr für Jahr Rekord-Defiziten für 
das US-Staatsbudget in Kauf nahm, ein 
„zinsrobuster“ Großnachfrager nach den 
knappen Dollars auf den Plan trat. 


Auch auf den internationalen Kapital- 
märkten änderte sich die Szenerie. Infolge 
der zweiten Ölpreisanhebung und der 
durch sie mitverursachten Weltrezession 
sarık die Nachfrage nach Öl, so daß 1981 
einige OPEC-Staaten ihrerseits Kredite 
aufnehmen mußten. Die ehrgeizigen Ent- 
wicklungspläne dieser OPEC-Staaten lie- 
ßen sich mit den sinkenden Öleinnahmen 
nämlich nicht mehr finanzieren, so daß die- 
se Länder —- etwa Algerien, Venezuela und 
Nigeria — aus der Position des Nettogläu- 
bigers und Geldgebers in die des Netto- 
schuldners und Kretitnachfragers wech- 
selten. Stellten die OPEC-Staaten in ihrer 
Gesamtheitim ersten Halbjahr 1981 den in- 
ternationalen Kapitalmärkten noch Mittel in 
Höhe von netto 7,7 Mrd. $ bereit, so nah- 
men sie im 2. Halbjahr netto 8,8 Mrd. $ an 
Darlehen auf.” 

Als Ergebnis dieser vermehrten Dollar- 
Nachfrage bei knappem Angebot stieg der 
Leitzins LIBOR für Kreditnehmer bester 
Bonität auf 17,4 Prozent. Kunden mit 
schlechterem „standing“ mußten i. d. R. 
noch weit mehr bezahlen. 


Dauerhaft hohe Zinsen? 


Trieb somit das mehr und minder zufällige 
Zusammenwirken verschiedener Faktoren 
das Zinsniveau 1981 vorübergehend auf 
Rekordniveau — und esließ es 1983 wieder 
absinken — so rechnen Experten inzwi- 
schen mit der Möglichkeit, daß sich das 
durchschnittliche Zinsniveau insgesamt 
auf Dauer nach oben verschoben haben 
könnte. Das aber würde den Schuldnern 
trübe Zukunftsaussichten bescheren. In 
den letzten Jahren nämlich veränderte sich 
aufgrund des Einsatzes von Computern 
und Liberalisierungen des US-Bankwe- 
sens das Spar- und Anlageverhalten der 
US-Bürger. Anstatt wie bisher brav und 
bieder überschüßiges Geld auf relativ nied- 
rig verzinste Sparkonten einzuzahlen, su- 
chen immer mehr Sparer nach höher ver- 
zinslichen Anlageformen. Zwar entwickel- 
ten gleichzeitig die US-Banken trickreiche 
Arrangements, die ihre Kosten durch Ab- 
bau der Mindestreservepflichten senken, 
doch scheint sich insgesamt die Mittelbe- 
schaffung für die Kreditinstitute zu verteu- 
ern. Dies aber müßte ihnen dann Anlaß 
sein, auf Dauer höhere Zinsen für gewährte 
Kredite zu verlangen.® 


Schulden nicht gleich Schulden 


Bei Beurteilung der Lage der einzelnen 
Länder ist zu berücksichtigen, daß Kredit 
nicht gleich Kredit ist. Als Kreditgeber kom- 
men nämlich u. a. staatliche Institutionen 
der Industrieländer wie Regierung und No- 
tenbank, supranationale Organisationen 
wie IWF, Weltbank und IDA, schließlich 
auch private Banken und internationale Zu- 


sammenschlüsse von Banken in Frage; 
Kreditnehmer sind große private Unterneh- 
men, halbstaatliche Organisationen wie z. 
B. Entwicklungsbanken, schließlich auch 
Notenbanken und Regierungen. Die Palet- 
te der Kredittypen umfaßt subventionierte 
Darlehen mit langen Laufzeigen im Rah- 
men der Entwicklungshilfe, Ianglaufende 
multilaterale Kredite zu Marktpreisen 
(Weltbank) oder Subventionspreise (IDA), 
kurzfristige, teilweise staatlich subventio- 
nierte und/oder garantierte Exportkredite 
sowie rein kommerzielle Darlehen mit un- 
terschiedlichen Laufzeiten — entweder zu 
fixen oder zu flexiblen Marktzinsen. 

Auch spielt eine Rolle, ob die Schulden 
auf Dollar, DM oder Franken lauten, dasich 


aus den Wechselkursschwankungen für 
den Schuldner Vor- und Nachteile ergeben 
können — je nachdem, inwelcher Währung 
er die meisten Exporterlöse erzielt. Insge- 
samt lauteten nach Schätzungen der 
OECD 1983 etwa 56 Prozent der Dritte- 
Welt-Schulden auf Dollar; beiden Krediten 
zu kommerziellen Bedingungen belief sich 
der Prozentsatz allerdings auf 90 %. Auf- 
grund von Berechnungen kommt die 
OECD aber zu dem überraschenden Er- 
gebnis, daß eine zehnprozentige Abwer- 
tung des Dollars letztlich den Schulden- 
stand der Dritten Welt um ca. 30 Mrd. $ er- 
höhen würde; die Schuldendienstver- 
pflichtungen würden um 4 Mrd. $ steigen.? 
Schließlich ist zu bedenken, daß eine gan- 
ze Reihe von Staaten der Dritten Welt — 
oder aber Privatpersonen aus diesen Län- 
dern — auch beträchtliche Guthaben auf 
Konten in der Ersten Welt unterhalten. 
Nach Schätzungen der OECD flossen al- 
lein durch Kapitalflucht bis 1982 zwischen 
50 und 100 Mrd. $aus NOPEC-Staaten ab. 
Die „offiziellen“ Guthaben dieser Staaten 
wurden 1983 auf 150 Mrd. geschätzt, so 


daß sich die Nettoschulden dieser Staaten 
demnach „nur“ auf rund 410 Mrd. $ belie- 
fen.'? 


Nicht alle Staaten der Dritten 
Welt haben Schuldenprobleme 


Der erneute Anstieg der Rohölpreise 1979/ 
80, Rückgang der Exporterlöse, Anstieg 
der Zinsen, Fehlschlag von Investitions- 
projekten, Kapitalflucht usf. betrafen die 
einzelnen Länder, je nach den individuellen 
Voraussetzungen und den verfolgten Stra- 
tegien, recht unterschiedlich. Einigen Län- 
dern gelang es, trotz der schwierigen Rah- 
menbedingungen relativ ungeschoren da- 
vonzukommen. Leuchtendes Beispiel ist 


für die OECD Südkorea, das trotz absolut 
hoher Schulden keine Zahlungsprobleme 
kennt. Diesem Land gelanges mit den 
aufgenommenen Auslandskrediten immer 
ausreichende Devisenerlöse zu erzielen; 
die Kreditgeber honorieren die hohe „Boni- 
tät‘ Südkoreas, indem sie auf hohe Risi- 
koaufschläge auf die Kreditzinsen verzich- 
ten, mithin vergleichsweise niedrige Zinsen 
fordern. Andere Länder ohne ernsthafte 
Schuldenprobleme sind Malaysia, Thai- 
land und Taiwan.'% 


Allerdings dürften gerade diese von der 
OECD als Musterfälle angeführten Staaten 
von den westlichen Industrieländern aus 
politischen Gründen bevorzugt behandelt 
worden sein — ungeachtet der häufig re- 
pressiven Innenpolitik dieser Staaten. 
Generell kam die Weitregion Südosta- 
sien bisher am besten durch die Krise. Eini- 
ge südostasiatische Staaten könnten aus 
ihr sogar gestärkt hervorgehen, denn sie 
haben inszwischen den Schwellenländern 
Lateinamerikas den Rang als bevorzugten 
Standort für Investitionen abgelaufen. 
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Aussichtslose Lage für viele 
ärmere Staaten 


Der größere Teil der Staaten der Dritten 
Welt jedoch verschuldete sich seit Anfang 
des Jahrzehnts bis über die Halskrause. 
Auf Dauer inSchuldknechtschaft begeben 
haben sich eine Vielzahl von kleineren 
Staaten der Dritten Welt. Zwarhaben die 62 
ärmsten Staaten (LICs: Low-Income- 
Countries, darunter 36 LLDCs: Least De- 
veloped-Countries) Kredite hauptsächlich 
bei staatlichen Institutionen der Industrie- 
länder aufgenommen, auf die sie im Schnitt 
nur subventionierte vier Prozent Zinsen zu 
zahlen haben, doch türmen sich in diesen 
Ländern die Auslandsschulden besonders 
hoch. So hatte etwa Mauretanien 1981 
langfristige Auslandsverbindlichkeiten in 
Höhe von 871 Mio. $. Das Bruttosozialpro- 
dukt — Meßgröße für die Wirtschaftskraft 
eines Landes — belief sich 1981 aber nur 
auf ca. 710 Mio. $. Auf jeden der knapp 1,6 
Millionen Mauretanier entfielen somit Aus- 
landsschulden in Höhe von 540 $ — beiei- 
nem jährlichen Pro-Kopf-Einkommen von 
460 $. Wie aussichtslos die Lage für Mau- 
retanien ist, kann ein Rechenbeispiel ver- 
deutlichen: um die vier Prozent Zinsen auf- 
bringen zu können, müßte das BSP um fünf 
Prozent steigen — und der gesamte Mehr- 
ertrag ans Ausland transferiert werden; 
tatsächlich lag das Wirtscaftswachstum in 
den 70er Jahren bei 1,7 Prozent — bei fal- 
lender Tendenz. 1982 beliefen sich Maure- 
taniens Auslandsverbindlichkeiten denn 
auch schon auf 1005 Mio. $ ..."' 


Der südamerikanische Staat Guyana 
hatte 1981 langfristige Verbindlichkeiten in 
Höhe von 689 Mio. $ — bei einem BSP von 
580 Mio. $. Die Volksrepublik Kongo stand 
1981 allein mit langfristigen Verbindlichkei- 
tenin Höhe von 1,2 Mrd. $im Auslandin der 
Kreide; das BSP wird von der Weltbank mit 
1,8 Mrd. $ ausgewiesen. 1982 summierten 
sich die Schulden schon auf 1,4 Mrd. $ auf. 
Im volkreichen Ägypten schließlich erzielte 
1981 jeder der 43,3 Millionen Einwohner 
durchschnittlich ein Jahreseinkommen von 
640 $ — die langfristigen Auslandsschul- 
den betrugen pro Kopf 350 $, 1982 schon 
knapp 400 $. 


Für die beispielhafte angeführten Län- 
der besteht kaum Aussicht, daß sie sich 
aus eigener Kraft je werden aus dem 
Schuldturm befreien können. Denn die auf- 
getürmten Schulden sind Ergebnis der Tat- 
sache, daß diese Volkswirtschaften im 
Laufe der 70er Jahre mehr Güter importier- 
ten als exportierten. So zynisch es klingt: 
Trotz aller Armut gerade in diesen Ländern 
wurde insgesamt mehr verbraucht, als die 
eigene Volkswirtschaft produzierte. Durch 
das Schuldenmachen aber haben sich die 
Probleme noch verschärft, da jetzt auch 
noch die Zinsen durch Exporte verdient 
werden müssen. 
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Schmerzhafte 
Sanierungsauflagen mit 
ungewissen Erfolgsaussichten 


Inzwischen aber werden von den Gläubi- 
gern Kredite i. d. R. nur noch locker ge- 
macht, wenn das betreffende Land auchei- 
nen Kredit vom IWF erhält — und die dazu 
notwendigen Auflagen erfüllt. Insbeson- 
dere auch die privaten Eurobanken, die 
Jahre zuvor durch die „Kommerzialisie- 
rung des Zahlungsbilanzausgleichs“ die 
umstrittene politische Institution IWF quasi 
ausgeschaltet hatten, bestehen nun auf 
diesen Auflagen. Die aber laufen meist dar- 
auf hinaus, daß die Importe drastisch redu- 
ziert werden — erzwungen etwa durch eine 
Freigabe der politischfixiertenWechselkur- 
se, die i. d. R. eine starke Abwertung der 
heimischen Währung und damit Verteu- 
erung ausländischer Waren zur Folge hat. 
Ferner wird häufig eine Kürzung und Um- 
strukturierung der staatlichen Budgets ver- 
langt — weg von konsumtiven hin und inve- 
stiven Ausgaben. Ein Element dieser 
„Staatssanierung“ ist dabei oft der Abbau 
von Subventionen für Grundnahrungsmit- 
tel bei gleichzeitiger Erhöhung der Erzeu- 
gerpreise. Kleinbauern sollen dadurch An- 
reize erhalten, über den eigenen Bedarf 
hinaus auch für die städtische Bevölkerung 
zu produzieren, deren Grundbedarf nicht 
selten über Importe gedeckt werden muß- 
te. Andere Maßnahmen zielen auf die Auf- 
gabe nicht-effizienter Importsubstitutions- 
strategien, die Förderung des heimischen 
Kapitalmarktes usf. Kritiker bezweifeln al- 
lerdings, daß diese schmerzhaften Spar- 
maßnahmen sinnvoll sind; denn solange 


Brasilien 
KU Mexiko 


89: Bruttoverschuldung 


die Nachfrage nach Rohstoffen schwach 
bleibe, könnten die unterentwickeliten Wirt- 
schaften ohnehin nicht gesunden. 

Bisher konnten diese Auflagen nicht ver- 
hindern, daß die NOPEC-Staaten auch 
1982 noch ein Leistungsbilanzdefizit von 
insgesamt rund 59 Mrd. $ eingingen und in 
dieser Höhe neue Schulden auftürmten; 
doch verringerte sich das aus Warenliefe- 
rungen stammende Defizit immerhin von 
1980 38 Mrd. $ auf 15 Mrd. $ 1982.'? Schon 
dieser bloße Rückgang der Außenhandels- 
defizite aber führte in vielen Ländern zu 
schwersten binnenwirtschaftlichen Proble- 
men; gerade in der Gruppe der mittleren 
und ärmeren NOPEC-Staaten dürfte 1983 
das Sozialprodukt pro Einwohner noch 
stärker geschrumpft sein als schon in den 
beiden Jahren zuvor.'? Die breiten Bevöl- 
kerungsschichten müssen nun die Zeche 
für staatliche Prunksucht und Fehlinvesti- 
tionen, Kapitalflucht und steigende US- 
Zinsen zahlen. Nach Angaben der Welt- 
bank ist inzwischen nicht mehr auszu- 
schließen, daß in den armen Ländern Afri- 
kas das Pro-Kopf-Einkommen 1990 unter 
dem von 1960 liegen wird. Hohe Wachs- 
tumsraten also allein für Armut und Elend 

14 


Wirtschaftsrückgang auch in 
den Schwellenländern 


Auch die bisherigen „Musterschüler in Sa- 
chen Entwicktungspolitik“, die südameri- 
kanischen Schwellenländer, müssen nun 
bitter für die „Kommerzialisierung des Zah- 
lungsbilanzausgleichs“ bezahlen. Wäh- 
rend auf die 36 ärmsten Staaten (LLDCs) 
1982 insgesamt nur etwa 5 % der Gesamt- 
schulden der Dritten Weltentfielen, machte 


Die größten Schuldner Palen 
der Welt 


127: Jugoslawien 


gegenüber dem Ausland 


in Milliarden Dollar 


(jeweils letztverfügbarer Stand) 


inLateinamerika 


DER WELT-SCHULDENBERG. Die Entwicklungsländer und der Ostblock haben einen Berg von 
Auslandsschulden angehäuft, der sich nach Berechnungen der Dresdner Bank gegenwärtig auf etwa 
890 Milliarden Dollar beläuft. Der Jahreswert aller Exporte der Entwicklungsländer und aller Exporte 
des Ostblocks würde nicht ausreichen, um diesen Berg abzutragen. Tatsächlich ist von einem Schul- 
denabbau auch keine Rede. Vielmehr zeigen sich immer mehr Schuldnerländer außerstande, auch nur 
die fälligen Zinsen zu bezahlen. Zahlungsaufschub, Umschuldungen und vorläufige Zahlungseinstel- 

(SZ) 


lungen sind an der Tagesordnung. 


der Anteil allein von Brasilien, Mexiko und 
Argentinien rund 30 % aus. Trotz derabso- 
ut wesentlich höheren Schulden ist das 
Verhältnis von Gesamtschulden zu Brutto- 
sozialprodukt in den Schwellenländern je- 
doch günstiger als bei vielen ärmeren Staa- 
ten. Das besondere Problem dieser vor- 
mals reichen und damit kreditwürdigen 
Schwellenländer liegt aber darin, daß sie 
sich besonders stark bei privaten Banken 
zu kommerziellen Konditionen — und damit 
zu flexiblen Zinssätzen — verschuldeten: 
so betrug 1983 der Anteil der Schulden mit 
flexiblen Zinssaätzen an den Gesamt- 
schulden für Argentinien und Brasilien je- 
weils 70 %, für Mexiko gar 78 %.'? 

Der rapide Anstieg der Zinsen 1980 bis 
1982 betraf diese Länder deshalb ganz be- 
sonders — und ließ alle Stabilisierungsbe- 
mühungen scheitern. Denn obwohl es die- 
sen drei Ländern unter schwersten binnen- 
wirtschaftlichen Opfern — drastischem 
Rückgang des Pro-Kopf-Einkommens (16) 
— gelang, ihr Handelsbilanzdefizit von 12 
Mrd. $ 1980 nicht nur abzubauen, sondern 
bis 1982 sogar in einen Überschuß von 1,5 
Mrd. $ zu verwandeln, verharrte ihr Lei- 
stungsbilanzdefizit aufgrund der gestiege- 
nen Zinsverpflichtungen bei jährlich etwa 
24 Mrd. $. 1982 mußten diese drei Länder 
mehr als 50 % ihrer Exporterlöse allein für 
Nettozinszahlungen aufwenden;” als dar- 
aufhin die fälligen Raten nicht mehr aufge- 
bracht werden konnten, kam es zum offe- 
nen Ausbruch der Verschuldungskrise. 


1982: Haarscharf am 
Zusammenbruch des 
Weltwirtschaftssystems vorbei 


Ausgelöst wurde die Verschuldungskrise, 
als es im Laufe des Jahres 1982 zu einer 
massiven Flucht mexikanischen Kapitals in 
die USA kam.!® Die mexikanische Regie- 
rung sah sich daraufhin außerstande, die 
nötigen Dollar auch nur für die fälligen Zins- 
zahlungen aufzutreiben — Spätfolge einer 
verfehiten Wirtschaftspolitik, die blindlings 
auf steigende Öleinnahmen gesetzt hatte. 
Hatte sich für Insider das Desaster schon 
längere Zeit abgezeichnet — die plötzliche 
Kapitalflucht deutet darauf hin —, so pack- 
te die eiligst nach Mexiko eingeflogenen 
Krisenmanager doch das nackte Entset- 
zen, als sie feststellen mußten, daß nicht 
einmal die mexikanische Regierung auch 
nur einen annähernden Überblick über das 
gesamte Ausmaß der fälligen Verbindlich- 
keiten besaß: zu viele Kreditgeber hatten 
im Rausch der Gründerjahre des Euro- 
marktes zu vielen mexikanischen Institutio- 
nen ihre Kredite aufgedrängt... 

Als 1982 nacheinander auch noch die 
Großschuldner Ungarn, Brasilien, Argenti- 
nien und Jugoslawien in Zahlungsschwie- 
rigkeiten gerieten, stand das Weltfinanzsy- 
stem auch nach Ansicht der Deutschen 
Bundesbank am Rande des Zusammen- 
bruchs.'? Die einseitige Zahlungsunfähig- 
keits-Erklärung eines dieser Länder hätte 


Arme Schweine!... 
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Staaten Lateinamerikas mehr als das 
zweieinhalbfache ihres Eigenkapitals aus- 
geliehen, allein an Brasilien rund 2 Mrd. $. 
Hätten sich diese Länder zahlungsunfähig 
erklärt, wäre es dieser und anderen Gläubi- 
ger-Banken kaum gelungen, durch Wert- 
berichtigungen und Auflösung „stiller Re- 
serven“ den eigenen Bankrott zu vermei- 
den. Aufgrund der starken Interbanken- 
Verschuldung wäre es dann aber zu einer 
weltweiten Kettenreaktion mit unabsehba- 
ren Folgen für die gesamte Menschheit ge- 
kommen. Denn der Zusammenbruch des 
Finanzsystems hätte vermutlich — ähnlich 
wie in der Weltwirtschaftskrise 1929 — 
schwerste Störungen auch im Produktions- 
bereich nach sich gezogen: u. a. wäre zu- 
mindest zeitweise der internationale Han- 
del und damit die Lieferung lebenswichti- 
ger Güter zum Erliegen gekommen. Sei- 
nerzeit führten Massenarbeitslosigkeit und 
Verarmung weiter Bevölkerungskreise zu 
politischer Radikalisierung und schließlich 
zum Faschismus...?° 

ditgeber rund 60 % ihrer Ausleihungen, gar 
94 % ihrer Nettoausleihungen ohne Regie- 
rungsgarantien, auf die „großen Vier“ Ar- 
gentinien, Brasilien, Mexiko und Südkorea 
konzentriert;?! dabei hatten etwa die Hälfte 
der gegenüber privaten Banken aufgelau- 
fenen Dritte-Welt-Schulden in Höhe von 
zum damaligen Zeitpunkt eine Kette von 
Bankzusammenbrüche nach sich ziehen 
müssen. Denn in der Annahme, daß Staa- 
ten nicht wie Unternehmen pleite machen 
könnten und im Zweifelsfall — wie tatsäch- 
lich geschehen — politische Unterstützung 
finden würden, hatten viele private Banken 
Kredite ohne Rücksicht auf altbewährte Er- 
fahrungsregeln bankmännischer Vorsicht 
ausgeteilt. Manufactures Hanover etwa, 
die fünftgrößte US-Bank, hatte an fünf 


250-350 Mrd. $ eine Restlaufzeit von nur 
einem Jahr undkürzer — eine hochbrisante 
Situation.2? 


Problematische 
Umschulungen: Tilgungskrise 
aufgeschoben, aber nicht 
aufgehoben 


„Gemeistert“ wurde die Krise in Mexiko wie 
in den folgenden etwa 40 Fällen mit Hilfe 
des Instruments der Umschuldung, organi- 
siert im Zusammenspiel von privaten Ban- 
ken, staatlichen Notenbanken und supra- 
nationalen Institutionen wie dem IWF und 
der Bank für Internationalen Zahlungsaus- 
gleich (BIZ).?? Im Prinzip laufen die Um- 
schuldungen meist darauf hinaus, daß das 
betreffende Land um einen Kredit beim 
IWF nachsucht, den es nur erhält, wenn es 
dessen „Sanierungsprogramm“ erfüllt — 
Maßnahmen, die die Zahlungsbilanz des 
Landes aufbessern sollen. Auf der Grund- 
lage eines solchen mit dem IWF vereinbar- 
ten Programms erklären sich die privaten 
Gläubiger dann bereit, die fälligen Til- 
gungszahlungen hinauszuschieben — 
nicht aber die Zinszahlungen. Die fälligen 
Zinsen werden vielmehr in der Regel über 
neue Kredite finanziert. Deren Zinsen aber 
liegen regelmäßig deutlich höher: südame- 
rikanische Schuldner müssen für derarti- 
ges „fresh money“ inzwischen 20-30 Pro- 
zent Jahreszinsen aufbringen,?* auch 40 
Prozent sollen schon verlangt und bezahlt 
worden sein. 


Trotz dieser hohen „Risikoprämien“ ha- 
ben die privaten Banken inzwischen kalte 
Füße bekommen. Sie reduzierten ihre Kre- 
ditvergabe an NOPEC-Staaten von rund 


Kredite amerikanischer Großbanken an lateinamerikanische Länder 


Bilanz- Kredite Inter- Eigen- 


Kredite an 


summe nation. kapital Argen- Brasi- Mexi- Vene- «Länder 
Kredite tinien lien ko zuela zusamm. 
Milliarden Dollar in Prozent des Eigenkapitals 

CitiCOrP vnsersenennenenne 134,7 89,2 46,3 5,77 18,9 81,4 50,3 26,0 176,6 
Bank of America ...... 121,2 82,4 27,7 5,14 7,8 48,4 53,3 31,4 140,9 
Chase Manhattan ...... 81,9 55,9 34,9 3,05 25,4 83,9 50,9 40,2 200,4 
Manufacturers Hanover 64,3 45,5 21,1 2,67 49,5 79,7 71,7 40,6 241,5 
Morgan Guaranty ...... 58,0 33,1 20,8 3,32 22,3 53,8 35,4 14,0 125,5 
Chemical Bank ........ 51,2 33,7 13,2 2,31 16,0 55,4 61,3 33,7 166,4 
Continental Il. ... 42,1 30,4 10,2 1,73 23,2 27,5 40,4 25,1 116,2 
Bankers Trust 40,0 23.7 10,4 1,78 12,8 41,6 71,8 24,4 150,6 
First Chicago 36,3 22,3 7,9 1,74 14,4 39,5 50,0 17,2 121,1 


70 Mrd. $ 1981 auf gerade noch 20 Mrd. $ 
im vergangenen Jahr.2° Mit welcher Vor- 
sicht die Banken derzeit Kredite vergeben, 
zeigt sich daran, daß in die letztjährige 
„Umschuldungsaktion Brasilien“ nicht we- 
niger als 850 Geschäftsbanken einge- 
spannt werden mußten, um die benötigten 
6,5 Mrd. $ „einsammeln“ zukönnen. Durch 
die Zurückhaltung der privaten Banken 
aber wird die Lage für die Schuldner nur 
noch schlimmer, denn aufgrund des knap- 
pen Angebots an Krediten steigen in der 
Tendenz die Zinsen ... 

Ist die derzeitige Knausrigkeit der privaten 
Banken also ein Faktor, der die Krise eher 
noch anheizt, so ist sie aus der Sicht des je- 
weiligen Banken-Managements doch 
durchaus geboten, soll Schaden vom eige- 
nen Unternehmen abgelenkt werden: Denn 
da durch die Umschuldungen die Fälligkeit 
der Altschulden nur um sechsbis acht Jah- 
ren hinausgeschoben wird, ist für die zwei- 
te Hälfte der 80er Jahre eine weiter Til- 
gungskrise bereits vorprogrammiert. 


Nach der „Kommerzialisierung 
des Zahlungsbilanzausgleichs“ 
nun die „Sozialisierung des 
Ausfallrisikos“ 


Für diesen Zeitpunkt sorgen die Banken in- 
zwischen schon kräftig vor: In der Bundes- 
republik zumindest gingen sie still und ein- 
vernehmlich dazu über, zwar nur niedrige 
Sparzinsen zu vergüten, dennoch aber ho- 
he Zinsen auf vergebene Kredite zu be- 
rechnen. Die auf diese Art zusammenge- 
scheffelten Rekordgewinne benutzen sie, 
um auf ihre Auslandsforderungen „Wert- 
berichtigungen“ vorzunehmen — allein die 
deutschen drei Großbanken und ihre 
„Töchter“ legten auf diese Weise in den 
vergangenen Jahren vorsorglich ca. 9 Mrd. 
DM auf die hohe Kante;?” wobei der beson- 
dere Clou dieser Abschreibungen darin 
liegt, daß sie den zu versteuernden Gewinn 
schmälern. Steuerersparnis: 56 Prozent. 
Der effektive Verlust reduziert sich so auf 
44 Prozent. 

So folgt auf die „Kommerzialisierung des 
Zahlungsbilanzausgleichs“ nun die „So- 
zialisierung des Ausfallrisikos“: Bankkun- 
den und Fiskus werden an den Kosten un- 
seriöser Kreditvergaben — auch die BIZ 
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spricht von „schweren Fehlern der privaten 
Banken”2® — beteiligt. Sollte also der bis 
dato noch undenkbare Fall eintreten — daß 
nämlich souveräne Staaten sich als bank- 
rott erklären und die Bankenforderungen 
tatsächlich zu Totalausfällen werden — so 
könnten die Banken und ihre Anteilseigner 
mit einem blauen Auge davonkommen. 
Auch verringern derartige Abschreibungen 
die Gefahr eines Zusammenbruchs des 
Weltfinanzsystems — nehmen damit 
gleichzeitigden Großschuldnern aber auch 
ein letztes Druckmittel. Denn mit der Dro- 
hung, sich bankrott zu erklären und damit 
auch die Banken mit in den wirtschaftlichen 
Untergang zu reißen, hatten zumindest die 
Großschuldner beim Pokern um die Kondi- 
tionen der Umschuldung ein letztes As im 
Ärmel. Andererseits aber eröffnen die Ab- 
schreibungen auch die Möglichkeit, daß 
die privaten Banken von sich aus auf Teile 
ihrer Forderungen verzichten. Zumindest 
ein partieller Schuldenerlaß erscheint über 
kurz lang als nicht unwahrscheinlich. 
Sollten die Schulden hingegen doch 
noch in voller Höhe getilgt werden, so müß- 
ten die Wertberichtigungen aufgelöst 
und nachversteuert werden. Den Zins- 
gewinn aus der Steuerstundung hätten die 
privaten Banken dann aber allemal — bei 
einer über mehrere Jahre währenden 
Steuerstundung in Höhe von rund 5 Mrd. 
DM ein auch nicht zu verachtendes Zubrot 
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Kenia — Interview 


Politische Gefangene auf der „Insel 
der Stabilität” 


Interview mit Yussuf Hassan vom Komitee für die Freilassung der politischen 


Gefangenen in Kenia 


Auf Einladung des Organisationskomitees der Afrika-Solidaritätsgruppen in der 
Bundesrepublik (OK), des „Arbeitskreis Dritte Welt Frankfurt“ und anderer Sollda- 
ritätsgruppen informierte Yussuf Hassan vom Komitee für die Freilassung der politi- 
schen Gefangenen In Kenia (London) im April dieses Jahres in Frankfurt, Schwä- 
bisch-Hall und Tübingen über die aktuelle Situation in Kenla. 

Hassan stammt aus dem an Somalia angrenzenden Nordosten Kenias. Erbegannei- 
ne Journalistenausbildung In Kenla, wo er als Reporter tätig war, arbeitete dann eini- 
ge Zeit als Redakteur bei der „Arab Times“ im Nahen Osten und wechselte schließ- 
lich zur BBC nach London, wo er bis Anfang dieses Jahres einer der Chefredakteure 
der Afrika-Nachrichtensendungen war. Seitdem ist er Chefredakteur. des afrikani- 
schen Nachrichtenmagazins „Mambo“, das ab Sommer dieses Jahres In Londoner- 


scheinen wird. 


Das nachstehende Interview entstand während der Informationsreise Hassans im 
April; die Fragen stellte Frank Schulze vom Arbeitskreis Dritte Welt Frankfurt. 


F.: Der Titel der Veranstaltungsreihe, mit 
der Sie inmehreren Städten der Bundesre- 
publik über die aktuelle Situation in Kenia 
informieren wollen, lautet „Politische Ge- 
fangene im Ferienparadies — ein Muster- 
land auf Abwegen“. Könnten Sie zunächst 
einmal kurz erläutern, was zur Gründung 
des „Komitees für die Freilassung der poli- 
tischen Gefangenen in Kenia“ geführt hat? 


A.: Das Komitee für die Freilassung der po- 
litischen Gefangenen in Kenia wurde als 
Reaktion auf die politische Entwicklung in 
unserem Land gegründet, als Reaktion auf 
eine schon mehrere Jahre anhaltende Re- 
pressionskampagne in Kenia. Besonders 
wichtig in diesem Zusammenhang ist die 
Internierung (ohne Gerichtsverfahren) von 
Kritikern der Regierung, von Intellektuellen, 
besonders Hochschullehrern und Studen- 
ten. 

Das Komitee wurde 1982 gegründet, um 
sich für die Freilassung der politischen Ge- 
fangenen, besonders der unter dem „Vor- 
beuge-Gesetz“ Internierten, einzusetzen. 
Dieses allen grundlegenden Menschen- 
rechten zuwiderlaufende Gesetz erlaubt 
der Regierung, jedermann mittels einer In- 
ternierungsverfügung für unbeschränkte 
Zeit zu inhaftieren, ohne ein Gerichtsver- 
fahren irgendwelcher Art. Wir gründeten 
uns auch, um unserer Solidarität mit dem 
Volk von Kenia Ausdruck zu geben, und es 
in seinem Kampf gegen dasrepressive Re- 
gime in Kenia und das Fehlen demokrati- 
scher Rechte zu unterstützen. Wir unter- 
stützen auch den Widerstand gegen die 
Entscheidung der Regierung, den USA und 
Großbritannien die Errichtung von Militär- 
stützpunkten in unserem Land zu gestatten 


— eine Entscheidung, die nuraus Angstum 
das politische Überleben der herrschen- 
den Klasse getroffen wurde, und bei der die 
große Mehrheit des kenianischen Volks 
keine Möglichkeit hatte, mitzuentscheiden. 


Harambee — „Selbsthilfe“ für 
die Reichen 


F.: Hier in der Bundesrepublik wird häufig 
die „Stabilität“ Kenias beschworen, wird 
das Bild des „afrikanischen Musterlandes“ 
entworfen. ‚Vielleicht könnten wir einige 
Aspekte dieser „Stabilität“ einmal heraus- 
greifen. Zunächst wäre da das „Haram- 
bee“-System, das von der Kenyatta-Re- 
gierung baldnach der Unabhängigkeitein- 
geführt wurde: wohlhabendere Leute, 
meist Politiker in Zusammenarbeit mit Ge- 
schäftsleuten spendeten in einer Art frei- 
williger Selbstbesteuerung größere Geld- 
beträge auf Öffentlichen Versammlungen 
für wohltätige Zwecke, meist für Entwick- 
lungsprojekte wie Schulen, Krankenhäu- 
ser usw. Diese Art Patronagesystem hatte 
Ja eine wichtige Rolle im politischen Leben 
Kenias, und brachte vielleicht auch einen 
gewissen „Umverteilungseffekt” mit sich. 
Was war die Funktion das Harambee-Sy- 
stems im politischen System Kenias, trug 
es zur „Stabilität“ Kenias bei, und wie sieht 
es heute damit aus? 


A.: Die Harambee-Bewegung war ur- 
sprünglich durchaus eine fortschrittliche 
und begrüßenswerte Einrichtung. Sie 
gründete sich ja auf dem Selbsthilfe-Ge- 
danken — das heißt auf sich selbst gestellt, 


Entwicklung voranzutreiben, ohne von ex- 
ternen Kräften abhängig zu sein. Der abge- 
fälschte Harambee-Zirkus, der von der ke- 
nianischen Elite geschaffen wurde, hatte 
jedoch hauptsächlich die Förderung wirt- 
schaftlicher und politischer Partikularinter- 
essen zum Ziel. Es entstand ein wohlorga- 
nisiertes System der Öffentlichkeitswer- 
bung, das eine Menge mit der amerikani- 
schen Form von Demokratie zu tun hatte. 
Es beruhte auf einer kleinen Zahl einzelner 
Persönlichkeiten, die sich ihren Reichtum 
zusammengestohlen hatten und nun zei- 
gen wollten, wieviel sie für bestimmte Pro- 
jekte spenden konnten. Die Begrenztheit 
dieses Systems liegt auf der Hand. Solan- 
ge Politiker durch die verschiedensten Un- 
ternehmungen an große Mengen Geldher- 
ankommen konnten (Unternehmungen, 
auf die der Staat keinen Einfluß nehmen 
konnte, denn diese Leute waren ja der 
Staat) konnten sie tatsächlich Unterstüt- 
zung von der Basis erwarten, denn die Leu- 
te dachten, hier handelte es sich um Gel- 
der, die die betreffenden Politiker aufrecht-. 
mäßige Weise durch ihre Ämter und Funk- 
tionen erworben hatten. in dem Maße, in- 
dem sich die Harambee-Versammiungen 
jedoch zu Komödien entwickelten, auf de- 
nen die einzelnen Politiker damit prahlten, 
wieviel Geld sie dem kenianischen Volk ab- 
genommen hatten, wurde die ganze Sache 
für die Bevölkerung freilich immer unan- 
nehmbarer. 


Es war aber nicht die Bevölkerung, die das 
beendete, denn immerhin stellte es ja eine 
Möglichkeit dar, wenigstens einen gewis- 
sen Teildesgestohlenen Geldes wiederzu- 


‚bekommen, indem es in Entwicklungspro- 


jekte investiert wurde — auch wenn diese 
Entwicklungsprojekte natürlich auf die Ein- 
flußzonen der Politiker beschränkt waren, 
besonders die dicht besiedelte Central 
Province und das Rift Valley". Die eigentli- 
che Krise kam vielmehr erst, als es zu 
Machtkämpfen dieser Politiker untereinan- 
der kam, die Machtstruktur brüchiger wur- 
de, die Wirtschaftskrise die Einnahmen der 
Politiker (ob legaler oder illegaler Art) zu- 
nehmend verringerte. Diejenigen Politiker, 
die nun keinen Zugriff mehr auf große Geld- 
mengen hatten, begannen schließlich, an- 
dere zu bezichtigen, sie würden Geld von 
ausländischen Mächten erhalten. Es wur- 
de eine sehr heikle politische Angelegen- 
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heit, und die Harambee-Versammlungen 
sind heute verboten, wegen Sektierertum 
und politischer Eifersüchteleien innerhalb 
der herrschenden Elite. Die fortschrittliche- 
ren Kräfte begannen nämlich schon sehr 
früh zu fragen: wo kommt das Geld eigent- 
lich her? Ein Parlamentsabgeordneter be- 
kommt nur ein vergleichsweise geringes 
Gehalt von 8- 10.000 Schilling und spendet 
plötzlich 2 - 300.000 Schillinge, mit den 
Worten: das ist von mir und meinen Freun- 
den. Die Bevölkerung begann natürlich zu 
fragen: wo kommt das Geld her? Wer sind 
deine Freunde? Die ganze Sache kam erst 
zum Stillstand, als Leute, die wußten, wo 
das Geld herkam, aus persönlichen Grün- 
den andere Politiker, die populärer zu wer- 
den drohten, angriffen. Die Sache wurde 
gefährlich, und wurde verboten, um einen 
Waffenstillstand innerhalb der herrschen- 
den Elite zu erreichen. 


F.:Wann genau wurden die Harambee- 
Versammlungen verboten? 


A.: Sie wurden vor den Wahlen im letzten 
Jahr verboten, im August 1983. Der Präsi- 
dent nahm die anstehenden Wahlen zum 
Vorwand und verbot die Harambee-Ver- 
sammlungen mit dem Argument, daß sie in 
der Vergangenheit von den Politikern zur 
Verfolgung ihrer eigenen Interessen aus- 
genutzt worden seien. 


F.: Ein weiterer Aspekt dieser sogenannten 
„Stabilität“ ist ja mit Sicherheit die Einstel- 
lung, das Bewußtsein der „kleinen Leute“, 
besonders der Landbevölkerung, gegen- 
über der Politik der „Elite“. Wie weitsind sie 
von der „Elitepolitik“ eigentlich betroffen, 
bzw. wie weit sind sie an ihr eigentlich in- 
teressiert? 


A.: In diesem Zusammenhang sind grund- 
sätzlich zwei Dinge von Bedeutung. Zuerst 
einmal muß man natürlich ganz klar sagen, 
daß die sogenannte „Elitepolitik“ genau die 
Politik ist, die über ihre Zukunft entschei- 
det, und die die politischen und wirtschaftli- 
chen Probleme, mit denen sie konfrontiert 
sind, mitverursacht hat. Die Landbevölke- 
rung z.B. ist von der Politik auf höherer 
Ebene direkt betroffen. 

Die Erfahrungen mit dem politischen Sy- 
stem, wie es tatsächlich existiert, mit dem 
Neokolonialismus, haben daher nicht nur 
die Arbeiter, sondern auch die Bauern in 
Kenia dazu gebracht, ihren Widerstand zu 
organisieren und Veränderungen anzu- 
streben. Dasistjagenau der Grund, warum 
das kenianische Regime so repressiv ge- 
worden ist: die Diskussionen, die zunächst 
nur in den Städten Kenias stattfanden, 
breiteten sich auch auf die ländlichen Ge- 
biete aus, und die ländliche Bevölkerung 
fühlte immer stärker, daß sie auf allen Ebe- 
nen ausgebeutet wurde. 

Als Kaffee-Bauer z.B. wird man vom staat- 
lich kontrollierten Marketing Board? ausge- 
beutet. Alsbäuerlicher Tee-Produzent wird 
man von derselben Regierung ausgebeu- 
tet, die einen relativ niedrigen Preis für 
Agrarprodukte zahlt, während der Preis der 
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Dienstleistungen und Produkte des vom 
Ausland kontrollierten Industriesektors un- 
aufhörlich angehoben wird. Die Inflations- 
rate und die Lebenshaltungskosten sind so 
hoch geworden, daß Bauern inzwischen 
dazu übergegangen sind, ihre Tee- und 
Kaffeepflanzen auszureißen, weil sich die 
ganze Mühe einfach nicht mehr lohnt. Sie 
haben sich entschieden, stattdessen Nah- 
rungsmittel für ihre Familien zu erzeugen, 
was natürlich ihre wirtschäftliche Situation 
entscheidend beeinträchtigt: sie sind jetzt 
nur noch Subsistenzbauern. Das ist eine 
eindeutige Aussage, eine eindeutige Ent- 
scheidung: die Devisen, die mit dem Export 
von Tee und Kaffee erzielt werden, dienen 
dazu, Luxusgüter für die wohlhabenden 
Teile der Stadtbevölkerung zu beschaffen, 
und was die Bauern jetzt mit ihrem Verhal- 
ten ausdrücken ist, daß sie einfach nicht 
mehr in der Lage sind, die Entwicklung des 
städtischen Sektors zu finanzieren. 

Der Anteil der Stadtbevölkerung ist sehr 
klein im Verhältnis zur Gesamtbevölke- 
rung; die ländlichen Gebiete werden ver- 
nachlässigt, die Zahl der Landlosen steigt 
täglich; der Lebensstandard sinkt, die 
Schulabgänger, besonders aus den wei- 
terführenden Schulen, drängen in die Städ- 
te, wo sie keine Arbeit finden können, und 


finden sich zum Schluß in Sium-Gebieten 
wieder. Die meisten von ihnen nehmen inir- 
gendeiner Form an der „Parallel-Wirt- 
schaft“, d.h. am Schwarzmarkt, teil. Die 
Frauen werden unter diesen Umständen 
gezwungen, sich zu prostituieren. All das 
trägt dazu bei, eine sehr instabile Gesell- 
schaft, eine explosive Situation zu schaf- 
fen. 

Ich glaube, man kann die ganze Situation 
so zusammenfassen, daß der Westen, um 
seine wirtschaftlichen, militärischen und 
politischen Interessen zu sichern, hinsicht- 
lich der tatsächlichen Situation Kenias eine 
völlige Schönfärberei betrieben hat. Man 
schuf den Mythos der „Stabilität“ Kenias, 
den der Insel der Ruhe und des Friedens in 
einem Ozean der Unruhe, auf der die De- 
mokratie überlebt hat. 


Der Putschversuch vom August 
1982 


F.: Es ist oft davon gesprochen worden, 
daß der mißglückte Putschversuch der 
Luftwaffe vom August 1982 ein Ausdruck 
der explosiven Situation war, die damals 
bestand und z.T. sicher auch heute noch 
weiterbesteht. Wie stand eigentlich die 


Mehrheit der Bevölkerung, besonders die 
von den Ereignissen nicht unmittelbar be- 
troffene Landbevölkerung, diesem 
Putschversuch gegenüber? 


A.: Zufälligerweise war ich gerade in Kenia, 
als der Putschversuch stattfand. Ich war 
am Tag zuvor angekommen und hatte eine 
Reihe von Freunden besucht, die alle gro- 
Be Angst hatten, und der Eindruck, den ich 
gewann, war, daß jedermann erwartete, 
daß sich irgendetwas in allernächster Zu- 
kunft ereignen würde. Es war eine unge- 
heure Spannung da. Als wir am Abend des 
Putschversuchs aus einem der Vororte 
Nairobis in die Stadt zurückfuhren, hörten 
wir Schüsse. Mein Freund, der mit im Auto 
saß, meinte, das wären wahrscheinlich Po- 
lizisten auf der Jagdnach Einbrechern oder 
Straßenräubern — ein Aspekt der Situation 
in Kenia ist, daß die Kriminalitätsrate unge- 
heuer zugenommen hat, da es eine sehr 
geringe Zahl wohlhabender Leute und im- 
mer mehr arme arbeits- und landiose Men- 
schen gibt (der 1975 ermordete volksnahe 
Politiker J.M. Kariuki sagte einmal Kenia sei 
ein Land von 10 Millionären und 10 Millio- 
nen Bettlern). Die wohlhabenderen Leute 
befestigen ihre Häuser wie Burgen und ha- 
ben Angst, von den hungrigen Kenianern 
außerhalb ihrer Mauern angegriffen zu 
werden — was auch immer wieder vor- 


kommt. 

Mein Freund sagte also, vielleicht sind es 
Einbrecher, aber ich hatte das Gefühl, daß 
es jetzt soweit war, und daß es vielleicht ein 
Militärputsch sein könnte. Wie sich später 
herausstellte, lag ich mit meiner Vermu- 
tung richtig. 

Als die jüngeren Offiziere der Luftwaffen 
den Putsch im Radio bekanntgaben, 
strömten sofort Tausende von Kenianern 
aus den Siumgebieten des Mathare-Tals, 
aus Majengo, Kibera und Dagoretti in die 
Innenstadt, um dort nicht nur einfach pas- 
siv ihre Solidarität mit den Putschenden zu 
demonstrieren, sondern um dort die mitLu- 
xusgütern gefüllten Auslagen zu plündern. 
Sie nahmen dabei all die Dinge mit, die sie 
sich normalerweise nicht im Traum leisten 
konnten, und die hauptsächlich für die Be- 
dürfnisse einer kleinen Oberschicht und 
der großen Zahl europäischer oder ameri- 
kanischer Ausländer, für die Angehörigen 
internationaler Organisationen usw. be- 
stimmt waren — deren Kaufkraft die Lage 
der Siumbevölkerung übrigens nicht gera- 
de verbessert. 

Die Leute feierten auf den Straßen, die Stu- 
denten mischten sich darunter, viele Leute 
sagten: was immer jetzt auch auf uns zu- 
kommen mag, wir sind dafür, wir wollen ei- 
ne Veränderung. Die Gefühle und Hoffnun- 
gen des kenianischen Volks fanden an die- 
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sem Tagihren klarsten und offensichtlichs- 
ten Ausdruck. In einer Reihe von Regionen 
nahmen Staatsbeamte aller Artan den Fei- 
ern teil. Der Putschversuch wurde schnell 
niedergeschlagen, ehe man absehen 
konnte, was wohl daraus geworden wäre, 
weiles ein in vieler Hinsicht recht merkwür- 
diger und schlecht vorbereiteter Putsch- 
versuch war. Er wurde sehr blutig nieder- 
geschlagen, und diente dann der Regie- 
rung als Vorwand nicht nur alle Kräfte, die 
mit dem Putschversuch in Verbindung 
standen, zu eliminieren, sondern auch die 
nationalistische und linke Opposition zu 
zerschlagen. Die Regierung hatte ihren 
Vorwand: der und deristein Nationalist, ein 
Linker, einer, der die Regierung bekämpft: 
inhaftiert ihn, tötetihn. Eine Reihe ganz und 
gar unschuldiger Leute wurden am Tag des 
Putschversuchs von der Armee getötet, als 
sie in die Stadt kamen, um sich gegen den 
Putschversuch auszusprechen, bzw. um 
ihn zu verhindern. 


Wahlen ohne Wähler 


F.: Der Putschversuch vom August 1982 
hatdas Bild Kenias als „Insel der Stabilität“ 
natürlich auch im Westen erschüttert, und 
zumindest zeitweise in Frage gestellt. Eine 
der Maßnahmen, mit denen dieses er- 
schütterte Vertrauen wiederhergestellt 
werden sollte, waren ja wohl die Wahlen im 
September letzten Jahres. Wie demokra- 
tisch waren diese Wahlen wirklich, und wie 
hat man ihren Ausgang — die eindeutige 
Bestätigung der Regierungspartei KANU 
— in Kenia selbst beurteilt? 


A.: Die „Wahlen“, die im letzten Jahr statt- 
fanden, waren nur dem Namen nach Wah- 
len. Sie wurden in einem Einparteien-Sy- 
stern abgehalten, bei dem sich eine Partei 
zur Wahl stellte, die es eigentlich gar nicht 
mehr gibt, die nur noch dem Namen nach 
existiert. Diese Partei, die KANU, wird nur 
für die Wahlen wiederbelebt, sie hat keine 
regionalen Organisationen, keine Büros 
auf Bezirks- oder gar Dorfebene. Esisteine 
Partei, deren Mitgliederzahl sogar von den 
kenianischen Behörden schamhaft ver- 
schwiegen wird, eine Partei ohne Mitglie- 
der. Wenn man also von „Wahlen“ spricht, 
muß einem klar sein, daß hier einige wenige 
reiche Leute, die genug zusammengerafft 
hatten, sich die Stimmen der Bevölkerung 
kaufen konnten. Diese hatte ja keine Wahl, 
eben weil die große Mehrheit derjenigen, 
die alternative Ansichten hätten vertreten 
können, die Vorschläge hätten machen 
können, Kenia aus der gegenwärtigen 
Sackgasse herauszuführen, vonjeder poli- 
tischen Betätigung ausgeschlossen wur- 
den. Andere wurden ohne Gerichtsverfah- 
ren interniert; Parlamentsabgeordnete, die 
zusammen mit der herrschenden Parla- 
mentsmehrheit bei den letzten Wahlen ge- 
wählt worden waren, und dann kritische. 
Meinungen vertraten, wie Koigi wa Wam- 
were, sitzen im Gefängnis; James Orengo, 
ein anderer Parlamentsabgeordneter, floh 
nach Tansania und wurde kürzlich an Ke- 
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nia ausgeliefert, wo er sich vor einer Justiz 
verantworten muß, die längst schon jeden 
Schein von Gerechtigkeit und unabhängi- 
ger Urteilsfindung verloren hat. Chelagat 
Mutai mußte das Land verlassen. George 
Anyona, ein anderer Parlamentsabgeord- 
neter, der ein Sprecher der einfachen Leu- 
te gewesen ist, der die korrupte herrschen- 
de Klasse angegriffen hatte, ist jetzt ohne 
Gerichtsverfahren interniert. Oginga Odin- 
ga, der frühere Vizepräsident des Landes 
und Gründer der einzigen Oppositionspar- 
tei, die es in Kenia gab, der KPU, die 1969 
verboten wurde, stand unter Hausarrest. In 
Nordkenia wurde ebenfalls einer Reihe von 
Politikern verboten, an den Wahlen teilzu- 
nehmen. Es waren also tatsächlich nur 
Schein-Wahlen, und man kann die Einbe- 
rufung der Wahlen beim besten Willen nicht 
als demokratischen Akt der kenianischen 
Regierung hinstellen: der Präsident hatte 
keinen Gegenkandidaten, auf keiner Ebe- 
ne kann man gegen den Präsidenten antre- 
ten, das Einparteiensystem garantiert, daß 
er der einzige Kandidat ist. Die Ergebnisse 
der Wahlen, die 1983 in Kenia abgehalten 
wurden, waren bekannt, bevor sie abge- 
halten worden waren! 


F.: Wie hoch war eigentlich die Wahlbeteili- 
gung? 


A.: Sie war extrem niedrig. Sogar die herr- 
schende Gruppe selbst mußte das zuge- 
ben, selbst die Tageszeitungen schrieben, 
daß sie eine Enttäuschung gewesen wa- 
ren; sie suchten nach einer Entschuldigung 
und schrieben schließlich, vielleicht habe ja 
der Putschversuch die Leute eingeschüch- 
tert — Wohl eine der naivsten Begründun- 
gen, die man sich denken kann. 


F.: Wissen Sie die genauen Zahlen? 


A.: Landesweit lag die Wahlbeteiligung un- 
ter 35 %; in einigen Gebieten sogar nur 
5-10 %; auf Landesebene kam dann schon 
eine „repektablere“ Zahl von knapp 35 % 
heraus — dieselbe Anzahl von Leuten, die 
bei den letzten Wahlen in EI Salvador wäh- 
len gingen — wenn man das, was da statt- 
fand, wirklich als „Wahlen“ bezeichnen will. 


Demokratie in Kenia — ein 
Luxus? 


F.: Vielleicht könnten sie — um diesen 
Aspekt der „Stabilität“ Kenias abzuschlie- 
Ben, grundsätzlich etwas zur Rolle der De- 
mokratie in ihrem Land sagen. Bei uns hört 
man ja besonders in letzter Zeitimmer wie- 
der daß „Demokratie“ und „städtische“ 
oder „Eliten“-Politik eigentlich in Dritte- 
Welt Ländern so etwas wie einLuxus seien. 
Besonders in den ärmeren Ländern, z. B. 
Afrikas, sei die Befriedigung der Grundbe- 
dürfnisse der Bevölkerung das Entschei- 
dende, und der politische Überbau (ein- 
schließlich demokratischer oder sozialisti- 
scher Oppositionsbewegungen) letztlich 
ein städtischer Luxus. Sich für demokrati- 
sche Rechte einzusetzen, sei dann zwar 


sehr ehrenhaft, aber letztlich nicht beson- 
ders relevant. Wei beurteilen sie den Stel- 
lenwert der Opposition in ihrem Land? 


A.:Ich glaube, daß die Ansichten, die sie da 
erwähnt haben, sehr idealistisch sind; An- 
sichten, die man in einer bestimmten Pha- 


«se politischer Entwicklung haben kann. Ei- 


nes ist jedenfalls klar: die Bevölkerung Ke- 
nias, der Dritten Welt insgesamt, braucht 
dringend einen Feldzug gegen Armut, ge- 
gen Krankheiten, und gegen den Analpha- 
betismus. Das bedeutet aber in keinster 
Weise, daß der „Verantwortlichkeitsfaktor“ 
entfällt: jedes politische Regime muß sich 
seinem Volk gegenüber verantworten für 
die Art und Weise, in der es seine Geschik- 
ke bestimmt. Wenn man einer Nation oder 
Gruppe das Recht nimmt, ihre politischen, 
ökonomischen und kulturellen Geschicke 
selbst zu bestimmen, werden die Möglich- 
keiten vorn Regierungen, solche Feldzüge 
zu führen, die Nahrungsmittelversorgung 
der Bevölkerung sicherzustellen, bedeu- 
tend geringer. Was die kenianische Ge- 
schichte angeht, muß man einmalganz klar 
sagen, daß während des Kolonialismus 
und auch noch einige Zeit danach Kenia 
genügend Nahrungsmittel für die eigene 
Bevölkerung produzieren konnte. Heute 
dagegen ist das unglücklicherweise nicht 
mehr der Fall. Der Grund hierfür ist nicht et- 
wa, daß Kenia nicht genügend Land hätte, 
oder nicht genügend Arbeitskräfte — im 
Gegenteil, Kenia hat genügend Land und 
Arbeitskräfte um Nahrungsmittel für sich 
und für den Export zu produzieren, seine 
Nachbarn mitzuversorgen. Die gegenwärtige 
Krise in Kenia und in vielen anderen Ent- 
wicklungsländern Afrikas und in der Dritten 
Welt hat ihre Ursache in der katastrophalen 
Politik einer kleinen Elite, die diese Länder 
zur Unterwürfigkeit verdammt, und dazu, 
wie Bettler an entwickelte Länder wie Euro- 
pa oder die USA heranzutreten. Das ist das 
grundlegende Problem Afrikas und der 
Dritten Welt. im selben Moment, in dem 
man die Verantwortlichkeit abschafft — 
und einige Idealisten mögen glauben, was 
zählt, sei alleine Nahrung und ein Dach 
über dem Kopf, der Rest sei dann nicht 
mehr wichtig — im selben Moment begrün- 
det man Verhältnisse, in denen die Men- 
schen schließlich verhungern. Die Lösung 
kann sicherlich nicht ein „kasernierter So- 
zialismus“ sein, eine Machtergreifung von 
im Ausland ausgebildeten Soldaten, deren 
Politik in mancher Hinsicht noch verhee- 
render als die ihrer zivilen Vorgänger ist, 
weil sie auch die militärische Macht besit- 
zen und rücksichtslos einsetzen können. 
Wir brauchen aber eine Regierung, dievom 
Volk gewählt und kontrolliert wird — nicht 
unbedingt nach westlichem Vorbild. Wenn 
man bei uns von Demokratie spricht, denkt 
man nicht unbedingt an das Parlament in 
Westminister oder an das amerikanische 
Präsidialsystem. Wir haben bei uns Tradi- 
tionen von Verantwortlichkeit, von egalitä- 
ren Gesellschaften, und diese Traditionen 
können von der Bevölkerung genutzt wer- 
den, um für ihre Gundbedürfnisse zu 


kämpfen, um den Imperialismus zu be- 
kämpfen, um ihr wirtschaftliches, politi- 
sches und kulturelles Schicksal selbst in 
die Hand zunehmen, und umeine egalitäre 
Gesellschaft zu schaffen, in der es keine 
Analphabeten mehr gibt, niemand mehr 
aufgrund von Korruption und Unverant- 
wortlichkeit an Krankheiten stirbt, und nie- 
mand mehr verhungert, weil der Staat, der 
nicht zur Rechenschaft gezogen werden 
kann, die Nahrungsmittel ans Ausland ver- 
kauft, um mit den daraus erzielten Devisen- 
einnahmen Luxusgüter für die städtische 
Oberschicht zu kaufen, die die Wirtschaft 
und Politik beherrscht. 


Die Universität als kritische 
Gegenöffentlichkeit 


F.: Sie haben bereits über die Repression 
in Kenia gesprochen, über die Internierung 
ohne Gerichtsverfahren, über die Verurtei- 
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Verhaftete Studenten in der Universität 


lung aus politischen Gründen. Welche 
Auswirkungen hat diese Repression auf 
das Universitätsleben? Viele der Internier- 
ten bzw. Inhaftierten waren ja Lehrende 
oder Lernende an der Universität. 


A.: Zunächst einmal muß festgehalten wer- 
den, daß ein Hauptproblem vieler Entwick- 
lungsländer das Fehlen qualifizierter Ar- 
beitskräfte ist. Niemand kann also die 
enorm wichtige Rolle der Universitätbeider 
Herausbildung einheimischer Experten in 
Frage stellen, die das Land von ausländi- 
schen Experten unabhängig machen und 
den Wohlstand, für den wir uns einsetzen, 
technisch und organisatorisch möglichma- 
chen zukönnen. An der Universitätin Kenia 
entstand mit der Zeit eine recht fortschrittli- 
che Studentenschaft, die einen wichtigen 
Beitrag zum politischen Bewußtsein der 
kenianischen Bevölkerung geleistet hat, 
und die es möglich gemacht hat, Vertrauen 
in die eigene Kraft einheimischer Experten 
bei der Entwicklung des Landes zu haben. 
Die Universität stand beim Kampf um eine 
Gesellschaft ohne Korruption und Vettern- 
wirtschaft, für Gleichheit und Fortschritt an 
vorderster Front. Die Universität spielte 
auch eine Rolle in der Forschung, die not- 
wendig ist, um die Struktur der keniani- 
schen Gesellschaft besser zu begreifen. 
Genau hier kam die Universität in Schwie- 
rigkeiten. Indem sie die wirtschaftliche 
Realität Kenias, die Ausbeutung der Bevöl- 
kerung durch die herrschende Klasse, die 
Gier der multinationalen Konzerne, die so- 
viel wie möglich so schnell wie möglich aus 
dem Land schaffen wollen, aufdeckte und 
die Rolle der Arbeiter und Bauern im der- 
zeitigen System aufzeigte, wurde sie zu so 
etwas wie einer stillen Opposition zur herr- 
schenden Klasse, die ihr Überleben durch 
das Verbot aller politischen Betätigung zu 
sichern suchte. Die Universität wurde so 
schließlich zur einzigen Institution des Lan- 


des, die in der Lage war, Fakten über die 
tatsächliche Lage bereitzustellen und die- 
se zu erforschen. Die Regierung machte 
sich deshalb schon seit langem Sorgen we- 
gen der Aktivitäten der Universität. Die ke- 
nianische Regierung kam zuletzt zu dem 
Schluß, daß sie diese progressive Rolle der 
Universität nicht mehr tolerieren konnte 
und handelte — das heißt, die Universität 
wurde aufgelöst. Nach der Auflösung der 
Universität wurden viele Studenten, die 
das Massaker, das die Armee während des 
Putschversuchs der Luftwaffe unter den 
Studenten angerichtet hatte, überlebt hat- 
ten, inhaftiert; wegen Teilnahme an einer 
Rebellion, wegen „Hochverrat“. Die Hoch- 
schullehrer, die ihrer Sorge um den Weg, 
die das Land eingeschlagen hatte, Aus- 
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druck verliehen, wurden ohne Gerichtsver- 
fahren interniert. Zur Zeit sind fünf Hoch- 
schullehrer auf unbestimmte Zeitohne Ge- 
richtsverfahren inhaftiert; ein weiterer, Mai- 
na wa Kinyatti, der den Kampf der Mau- 
Mau-Bewegung erforscht hatte, wurde 
aufgrund seiner Forschungsergebnisse 
verurteilt, die in den Augen der herrschen- 
den Klasse zum Hochverrat geworden wa- 
ren — der Kampf des eigenen Volks gegen 
die Kolonialherren! 

Journalisten, die das korrupte Verhalten 
der Elite, ihre dunklen Geschäfte mit den 
Multinationalen Konzernen, die Führung 
bestimmter Ministerien im Stil von Fami- 
lienunternehmen aufdeckten, wurden in- 
haftiert oder ohne Gerichtsverfahren inter- 
niert — einer von ihnen ist Wangongo Ka- 
riuki, der jetzt zu viereinhalb Jahren Haft 
verurteilt worden ist. Man fand eine Zeitung 
namens „Pambana“ beiihm, die die ökono- 
mische und politische Krise klarlegte, die 
das Land in eine irreversible Krise stürzen 
würde. Viele andere Leute wurden auf ähn- 
liche Weise fertig gemacht — Leute, die der 
Universität oder Intellektuellenkreisen an- 
gehörten. 

Das jetzige Regime in Keniaistinhöchstem 
Grade intellektuellenfeindlich; es hat sich 
stattdessen seit dem Putschversuch eng 
an die Armee angelehnt. Wie man aus La- 
teinamerika weiß, wo eseine Reihe vonPo- 
litikern gibt, die sich hauptsächlich auf die 
Armee stützen, entstehen so leicht Ein- 
Mann-Diktaturen, die von der Armee und 
den Sicherheitsorganen mit brutaler Ge- 
walt aufrecht gehalten werden. Ich fürchte, 
die herrschende Klasse Kenias ist auf dem 
besten Wege, diesen Zustand herzustel- 
len. 


F.: Im Zusammenhang mit der politischen 
Justiz in Kenia gibt es einen Aspekt, der 
hier nur wenig bekannt geworden ist, aber, 
wie mir scheint, eine Menge über die politi- 
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sche Kultur nicht nur in Kenia, sondern: 


auch in Tansania aussagt. Ich meine den 
Austausch von politischen Flüchtlingen 
zwischen Kenia und Tansania, der im letz- 
ten Jahr stattfand. War das staatspolitische 
Notwendigkeit, oder ein Akt des politi- 
schen Zynismus? 


A.: Ich weiß nicht, wie man es nennen soll, 
aber Zynismus scheint mir noch eine sehr 
milde Art, das zu bezeichnen, was da ge- 
schehen ist, denn es ging hierimmerhin um 
das Leben von Menschen, die sich der 
herrschenden Klasse in Kenia mit aller 
Kraft widersetzt hatten, die aus politischen 
Gründen aus dem Land geflüchtet sind, 
und die jetzt an ein Land ausgeliefert wor- 
den: sind, dessen Justizsystem systema- 
tisch gleichgeschaltet wurde, zur repressi- 
ven politischen Waffe gemacht wurde. 19 
Kenianer, Studenten Angehörige der 
Streitkräfte und Politiker sind in ein Land 
ausgeliefert worden, wo sie nicht die ge- 
ringste Chance eines fairen Prozesses ha- 
ben. Bei diesem „Austausch“ wurden alle 
internationalen Vereinbarungen über die 
Behandlung politischer Flüchtlinge gebro- 
chen. Inzwischen sind bereits zwei der 
Ausgelieferten, Ojuka und Okumu, die bei- 
den die den Putschversuch angeführt ha- 
ben sollen, von einem Militärgericht in aller 
Eile zum Tode verurteilt worden. 


Die Regierung in Nairobi als 
Kolonialregime: die Massaker 
im Norden 


F.: Eines der jüngsten.Ereignisse in Kenia 
ist hier kaum zur Kenntnis genommen wor- 
den: Das Massaker von ungefähr 400 Men- 
schen in Nordkenia. Die besonderen Pro- 
bleme dieser Region sind bei uns so gut 
wie unbekannt; vielleicht könnten Sie zu- 
nächsteinmalüber die genauen Ereignisse 
im Zusammenhang mit diesem Massaker 
berichten. 


A.: Am 5. Februar 1984 wurden Truppen 
nach Wajir, einem der Distrikte in Nordke- 
nia geschickt, mit der Vollmacht, alle Maß- 
nahmen, die sie für nötig hielten, durchzu- 
führen. Nordkenia befindet sich seit lan- 
gem im Ausnahmezustand, der den örtli- 
chen Behörden und Sicherheitskräften die 
absolute Macht gibt, ohne Konsultationen 
mit der Zentralregierung vorzugehen. Zwi- 
schen dem 5. und 10. Februar 1984 wurden 
5000 Menschen aus dem Bezirk Wajir zu- 
sammengetrieben; die meisten von ihnen 
mußten sich nackt ausziehen; diejenigen, 
die sich weigerten, wurden entweder er- 
schossen, zu Tode geprügelt oder bei le- 
bendigem Leibe verbrannt. Das ist ein wei- 
terer Akt der Grausamkeit, den das kenia- 
nische Regime in Nordkenia zu verantwor- 
ten hat, beidem mindestens 400 Leute ums 
Leben kamen. Insgesamt verschwanden 
über 1000 Leute bei diesen „Aktionen“, de- 
ren Schicksal nicht bekannt ist. Einige von 
ihnen, unter anderem religiöse Führer, ört- 
liche Politiker und Beamte wurden getötet, 
ihre Häuser verbrannt. Parlamentsabge- 
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ordnete aus diesem Gebiet waren Zeuge 
dieser Grausamkeiten und berichteten 
darüber in Nairobi; die keniainischen Be- 
hörden sagten jedoch lediglich, sie wollten 
wohl aus einer kleinen Angelegenheiteinen 
großen Propagandacoup machen, und das 
gute Ansehen Kenias beschmutzen. 


F.: Nordkenia hat ja eine sehr bewegte Ge- 
schichte hinter sich, die sich vom Rest Ke- 
nias in vieler Hinsicht unterscheidet. Das 
Massaker vom Februar dieses Jahres war 
ja nicht der erste Zwischenfall dieser Art. 
Was sind die Gründe für die Sonderstel- 
lung Nordkenias und welche Bedeutung 
haben die Vorgänge dort für die ‚politische 
Entwicklung insgesamt? 


A.: Nun, die „Provinz Nordkenia“, wie man 
dieses Gebiet heute nennt, war bis 1963 als 
Northern Frontier District NFD (Nördlicher 
Grenzbezirk) bekannt, und wird von Leuten 
somalischer Abstammung bewohnt. Vor 
1963 verwalteten die Briten diesen Nor- 
thern Frontier District als völlig eigenstän- 
diges Gebiet, das nur militärische Funktion 
hatte also Pufferzone zwischen dem von 
weißen Siedlern bewohnten Hochland von 
Kenia und dem italienischen Somalia sowie 
Äthiopien. Ein Ergebnis dieser kolonialen 
Isolierung des NFD vom Rest Kenias war, 
daß es keinerlei Beziehungen zwischen 
dem NFD und dem Rest Kenias gab. Das 
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ging soweit, daß jemadn, der aus diesem 
NFD nach Nairobi reisen wollte, einen Paß 
sowie eine spezielle von der Verwaltung 
ausgestellte Ausreisegenehmigung 
brauchte — in umgekehrter Richtung na- 
türlich ebenso. 


Für Großbritannien spielte der NFD in 
der kenianischen Politik erst in den frühen 
sechziger Jahren eine Rolle, als die durch 
die Mau-Mau-Bewegung erzwungene Un- 
abhängigkeit früher als von den weißen 
Siediern geplant auf der Tagesordnung 
stand. Die britische Kolonialregierung hielt 
1962 eine Volksabstimmung ab, die über 
das zukünftige Schicksal der NFD ent- 
scheiden sollte. Bei dieser Abstimmung 
sprachen sich 86 % der Bevölkerung des 
NFD für den Anschluß an die gerade unab- 
hängig gewordene Republik Somalia. Auf- 
grund des Drucks der nationalisti- 
schen Führer Kenias und der bereits 
unabhängigen afrikanischen Staaten, die 
die territoriale Integrität des keniani- 
schen Staats gewahrt wissen wollten, wur- 
de die britische Regierung gezwungen, 
den Nordosten Kenias im Jahre 1963 zur 
siebten Provinz des Landes zu erklären. 
Sie erklärte dort einen Ausnahmezustand, 
verbot dort alle politischen Aktivitäten, und 
zwang die damals führende Partei in die- 
sem Gebiet, die Northern Peoples Progres- 
sive Party (NPPP), in den Untergrund zu 
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gehen. Die NPPP begann daraufhin einen 
bewaffneten Kampf gegen die keniani- 
schen Zentralregierung. Dieser Bürger- 
krieg wurde 1967 dadurch beendet, daß die 
Regierungen Kenias und Somalias ein Ab- 
kommen schloßen; eine Art Normalität 
kehrte wieder in dieser Provinz ein und die 
Mehrzahl der Leute, die vor dem blutigen, 
fünfjährigen Krieg, der mehr als 5000 Tote 
forderte, geflohen waren, kehrten in ihre 
Heimat zurück. 

Die Normalität auf die sie hofften, trat aber 
niemals ein, weil der Ausnahmezustand 
nicht aufgehoben wurde. Die kenianische 
Regierung die in Nairobi und Zentralkenia 
immer unbeliebter wurde, fand hier eine 
höchst willkommene Gelegenheit, einen 
nationalen Zusammenschluß zustande zu- 
bringen, indem sie bei allen ökonomischen 
und politischen Krisen die Aufmerksamkeit 
der Kenianer auf den Nordosten Kenias 
lenkte und erklärte, die Bewohner des 
Nordostens wollten sich von Kenia abspal- 
ten, und Somalia wollte einen Teil Kenias 
für sich beanspruchen. Seit 1967, bis zum 
heutigen Tage, herrscht eine Schreckens- 
herrschaft in diesem Gebiet. Ngugi wa 
Thiong’o, der bekannte kenianische 
Schriftsteller, bezeichnete diesen Teil des 
Landes als „ein einziges riesiges Gefäng- 
nis, in dem die Sicherheitskräfte jeden 
Aspekt des Lebens kontrollieren“. Die Be- 
völkerung dort ist einer fortwährenden, 
sehr intensiven Repression ausgesetzt, die 
unter Leitung des Provincial Commissio- 
ner, Benson Kaharia, steht, der während 
des Mau-Mau-Kampfs Mitglied der „Ho- 
meguards“, der von der Kolonialregierung 
geschaffenen afrikanischen „Schutztrup- 
pe“ war. Die Taktik, die dieser Provinzkom- 
mandeur gegenüber der Bevölkerung 
Nordostkenias anwendet, ist genau die 
Taktik der britischen Kolonialherren ge- 
genüber der kenianischen Bevölkerung 
während des zehnjäfrigen Mau-Mau- 
Krieges. 


Die jüngste Entwicklung sah so aus: im No- 
vember 1980 brachten Regierungstruppen 
über 300 Menschen in Garissa, einer klei- 
neren Stadt im Nordosten, um. Die Men- 
schen wurden im Siumgebiet von Garissa 
in ihren Hütten verbrannt ... 


F.: Sie waren Augenzeuge dieser Ereignis- 
se, nicht wahr? 


A.: Ich war am 9. November 1980 in Garis- 
sa, als dieses Massaker stattfand. Ich über- 
lebte, weil ich in der Nacht zuvor im Hause 
eines Freundes übernachtet hatte, und 
nicht im Slumgebiet von Garissa, Bula Ka- 
ratasi, wo ich eigentlich wohnen sollte. Als 
ich am nächsten Morgen aufwachte, sah 
ich den wohl entsetzlichsten Anblick in mei- 
nem Leben: ein Inferno, das den größten 
Teil von Bula Karatasi zerstörte, undindem 
viele Unschuldige verbrannten. Schwan- 
gere Frauen wurden getötet, kleine Kinder 
wurden von den Soldaten ins Feuer zu- 
rückgeworfen, und am nächsten Morgen 
wurde die gesamte Bevölkerung von Garis- 
sa, unter ihnen die gewählten Parlaments- 
abgeordneten und ihre Frauen, sowie zahl- 
reiche Beamte, in ein Lager gebracht, wo 
sie 48 Stunden lang festgehalten wurden. 
Drei Frauen brachten in dieser Zeit Kinder 
zur Welt, wo sie ohne Nahrung, ohne Was- 
ser festgehalten wurden. Eine lange Reihe 
von Leuten wurde dazu gezwungen, sich 
auszuziehen, Frauen und Kinder unter ih- 
nen; in einer sehr traditionellen Mosiem- 
Gesellschaft zwang man die Menschen da- 
zu, sich vor ihren Verwandten und Freun- 
den nackt auszuziehen. Es war das ernied- 
rigendste Schauspiel, das man sich nur 
denken kann. 

Aber diese Terrorkampagne gegen die Ke- 
nianer somalischer Abstammung, die von 
der Regierung durchgeführt wurde, war 
nicht auf Garissa beschränkt. Am Tage die- 
ses Massakers durchsuchten die Sicher- 
heitskräfte die Wohngebiete der Somalier 
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in den Städten und nahmen sie fest. Eine 
Reihe der Festgenommenen waren, wie 
sich dann später herausstellt, Äthiopier, 
Sudanesen und andere, den Somaliern äu- 
Berlich ähnliche Afrikaner — was der Re- 
gierung, die die Lage offenbar nicht mehr 
unter Kontrolle hatte, sehr peinlich war. 
Seitdem ist die Terrorkampagne gegen 
den Nordosten eingesetzt worden, um in 
Zeiten wirtschaftlicher oder politischer Kri- 
sen an die „nationale Einheit“zu können. 
Sehr zum Bedauern der Regierung neh- 
men die Leute diesen billigen Propaganda- 
trick jedoch nicht mehr ohne weiteres hin. 
Sie stellen jetzt Fragen und wollen wissen, 
was mit ihren Mitbürgern im Norden des 
Landes wirklich geschieht, und die Bevöl- 
kerung Nordkenias fühlt sich in ihrem 
Kampf gegen die Repression in ihrem Lan- 
desteil nicht mehr allein gelassen. Sie ist 
jetzt der Ansicht, daß sie solidarisch zu- 
sammen mit dem übrigen kenianischen 
Volk handelt, daß sie gegenüber einem re- 
pressiven Regime dieselben Interessen 
hat, daß sie und das übrige kenianische 
Volk einen gemeinsamen Kampf gegen 
den Imperialismus kämpfen, und daß sie 
gemeinsam gegen die Ungleichheit und für 
die Schaffung einer egalitären Gesellschaft 
kämpfen, in der das gesamt keniansiche 
Volk endlich zu einer Nation wird, die der 
Selbstbestimmung in Politik, Wirtschaft 
und Kultur verpflichtet ist, die Kenia auf ei- 
nen fortschrittlichen Weg bringt, der Wohl- 
stand für alle mit sich bringt. 


F.: Sieht die Bevölkerung des Nordostens 
ihr Schicksal als mit dem Kenias verbun- 
den an, oder gibtes in dieser Region immer 
noch Bestrebungen, sich von Kenia zu lö- 
son? 


A.: Diese Bestrebungen spielen keine Rolle 
mehr, denn die Mehrheit der Bevölkerung 
im Norden Kenias sind — wie iin den übrigen 
Landesteilen auch — junge Leute, die den 
Kolonialismus nicht mehr erlebt haben, die 
nur die Repression der herrschenden Elite 
in Kenia kennen, die die politische Situation 
nicht nur in Kenia, sondern in Afrika verste- 
hen, und die wissen, daß das gemeinsame 
Problem Afrikas nicht ein Nationalitäten- 
problem ist. Sie sind der Ansicht, daß, wenn 
eine fortschrittliche Regierung in Kenia an 
die Macht kommen sollte, diese Regierung 
ihre nationale Identität Innerhalb Republik 
Kenia anerkennen und respektieren wür- 
de, eine nationale Identität, die ihnen ga- 
rantieren würde, sich politisch und kulturell 
frei zu entfalten. 


Kenias politische Zukunft: die 
Befreiung vom 
Neokolonialismus? 


F.:Meine nächste Frage hatmitder Einstel- 
lung vieler Leute zu tun, die sich kritisch- 
solidarisch mit dem beschäftigen, was in 
Afrika vor sich geht. Diese Einstellung 
scheint mir in vieler Hinsicht entscheidend 
durch die Tatsache beeinflußt zu sein, daß 
die Afrika-Solidaritätsbewegungen, Grup- 


38 blätter des iz3w, Nr. 119, August 1984 


pen etc. sich auf Befreiungsbewegungen 
konzentrierten. Die solidarische Unterstüt- 
zung solcher Bewegungen ist natürlich ei- 
ne sehr gute und fortschrittliche Sache; 
was aber dadurch vielleicht weniger ent- 
wickelt worden ist, ist ein Bewußtsein der 
„neokolonialen Normalität“. Kenia war ja 
das erste Land in Afrika, das — in der Form 
des Mau-Mau-Aufstands in den fünfziger 
Jahren — einen modernen antikolonialisti- 
schen Kampf geführt hat. Jetztscheintsich 
eine neue Art von Widerstand zu formieren, 
sonstwürde das kenianische Regime wohl 
kaum zu solchen Repressionsmaßnahmen 
greifen. Befindet sich Kenia bereits in einer 
neuen Phase des Kampfes, einer Phase, 
die auf die Kämpfe um die nationale Befrei- 
ung folgt und die vielleicht erst in Zukunft 
ihre volle Kraft entfalten und die politische 
Landschaft Afrikas vollkommen verändern 
wird? 


A.:Ich glaube in der Tat, daß das der Fallist. 
Was wir heute in Kenia beobachten kön- 
nen, ist die Herausbildung einer Arbeiter- 
klasse, einer bewußten Arbeiterklasse, die 
sich von den existierenden kapitalistischen 
Strukturen ausgebeutet fühlt, sowie einer 
Klasse von Bauern, die sich einem ähnli- 
chen Druck ausgesetzt sieht. Diese beiden 
Klassen sind heute im Begriff zu erkennen, 
daß ihre Schicksale miteinander verbun- 
den sind, daß sie vom selben imperialisti- 
schen Weltsystem ausgebeutet werden. 
Dies ist tatsächlich eine neue Phase und 
diese Erfahrungen sind vielleicht mit denen 
in Südafrika vergleichbar, wo ein ähnlicher 
Kampf stattfindet. Ich glaube, daß dieser 
Kampf sehr wohl eine neue Phase der Aus- 
einandersetzungen einläutet, Kämpfe um 
die Befreiung in Länder, die bereits „unab- 
hängig“ sind und die sich gegen die neoko- 
lonialen Strukturen wehren. Dies könnte 
die Phase sein, die Afrika eine neue Per- 
spektive, eine neue Einstellung ermöglicht. 
Die Hoffnungen, Ziele und Aufgaben die- 
ses Kampfes sind völlig anders als die der 
antikolonialen, nationalistischen Kämpfe in 
den fünfziger und sechziger Jahren. In Ke- 
nia hat dieser Prozeß ganz sicher bereits 
eingesetzt, denn in dem Maße, in dem sich 
die Repression verstärkt hat, hat auch der 
Widerstand der Bevölkerung zugenom- 
men. In dem Maße, indem mehr Menschen 
inhaftiert und interniert werden oder außer 
Landes fliehen, kann man immer häufiger 
feststellen, daß einfache Leute, Bauern, 
die nicht lesen und schreiben können, Ar- 
beiter ohne Schulbildung, versuchen Flug- 
blätter zu lesen und unter die Leute zubrin- 
gen, Informationen über die Aktivitäten der 
Multis und die Korruption und Vetternwirt- 
schaft in ihrem Land zu erhalten und wei- 
terzuverbreiten. Neue Kräfte beginnen sich 
zu formieren, die neuen Probleme gegen- 
überstehen; ganz anders als zur Zeit der 
antikolonialen Kämpfe. Diese Kräfte sind in 
vieler Hinsicht besser vorbereitet, sie ken- 
nen das Spielbesser alsihre Vorgänger, ih- 
re Ziele sind nicht mehr die des antikolonia- 
len Kampfes, den weißen Mann aus Afrika 
zu entfernen, sondern eine einheimische 
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Elite zu entfernen, die mit dem internatio- 
nalen Monopolkapital auf internationaler 
Ebene kollaboriert. Dies ist ein sehr 
schwieriger Kampf, in vieler Hinsicht zäher 
und möglicherweise langwieriger, als alle 
Kämpfe, die das kenianische Volk bis jetzt 
erlebt hat; ich fürchte auch, er wird blutiger 
sein, weil sich die Repression verstärken 
wird. Wahrscheinlich wird es eher ein städ- 
tischer Kampf sein, der sich mit Kämpfen 
auf dem Land verbindet. Der Ausgang die- 
ser Kämpfe läßt sich nicht in Monaten oder 
Jahren voraussagen, aber ich bin davon 
überzeugt, daß es ein langer und blutiger 
Kampf werden wird, in dem sich die Mehr- 
heit des Volkes durchsetzen wird. 


F.: meine letzte Frage bezieht sich auf ihre 
eigene Rolle, die Rolle des Komitees für die 
Freilassung der politischen Gefangenen in 
Kenia, ihrer Aktivitäten, wie auch z.B. Ihrer 
Besuchs in Deutschland. Wie weit können 
Sie zu dem oben dargelegten Prozeß bei- 
tragen, was istdie Wirkung Ihrer Aktivitäten 
im Exil? 


Das Komitee für die Freilassung der politi- 
schen Gefangenen inKeniaisteine rein hu- 
manitäre Organisation. Es ist eine Organi- 
sation, die sowohl ausKenianern wie Nicht- 
Kenianern besteht. Sie beschäftigt sich nur 
mit dem Schicksal der politischen Gefan- 
genen und Internierten in Kenia und hatkei- 
ne andere Funktion, als Ausdruck der Soli- 
darität mit dem kenianischen Volk zu sein, 
die Freilassung der politischen Gefange- 
nen zu fordern und außerhalb des Landes 
auf ihre Situation hinzuweisen. Was mei- 
nen Besuch hier in Deutschland angeht, ist 
der Zweck, Solidaritätsarbeit zu koordinie- 
ren, einen Gedankenaustausch mit Leuten 
herbeizuführen, die am Schicksal Kenias 
und generelleren Problemen der Dritten 
Welt interessiert sind, und genauere Infor- 
mationen über die wirkliche Situation in Ke- 


nia zu verbreiten, was eine bessere Per- 
spektive der Lage dort ermöglichen soll. 
Abgesehen hiervon möchte Ich noch hin- 
zufügen, daß der Kampf des kenianischen 
Volkes gegen das neokoloniale Regime in 
Kenia bereits begonnen hat, und daß die- 
ser Kampf alleine entscheidend ist, und 
nicht durch Leute im Exil bestimmt oder be- 
einflußt werden kann. Wenn der Kampf ein- 
mal begonnen hat, kann er nicht mehr 
durch Kräfte außerhalb des Landes be- 
stimmt werden. 


1) Großer ostafrikanischer Grabenbruch, dicht be- 
völkert und von großer ökonomischer Bedeutung 

2) Eine zentrale staatliche Einkaufs- und Verkaufs- 
organisation für bestimmte Agrarprodukte 


Für diejenigen, die sich eingehender 
über die Situation in Kenia informieren 
wollen, hat der „Arbeitskreis Dritte 
Welt Frankfurt“ eine Broschüre her- 
ausgegeben: „Kenia — Politische Ge- 


fangene im Ferienparadies. Ein Mu- 
sterland auf Abwegen.“ Erhältlich zum 
Preis von DM 2,- beim iz3w, Postfach 
5328, 7800 Freiburg 
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Ausländer in der BRD 


Asylpolitik und Ausländerfeindlichkeit 


Seit die Wirtschaftkrise in der Bundesrepublik deutlicher fühlbar wird, sucht 
man nach Sündenböcken, und das „Ausländerproblem“ fültt die Schlagzei- 
len. Besonders heftig ist die Hetze gegen Asylsuchende, obwohl selbst auf 
dem Höhepunkt der sogenannten „Asylantenflut“ 1980 und vor dem Einset- 
zen repressiver Maßnahmen, sich nur etwa 100.000 Asylsuchende in der 
BRD befanden, die kaum mehr als 2 % der 4,5 Millionen Ausländer ausmach- 


ten. 


Zwar steigt die Zahl der Menschen ständig, die aus politischen und wirt- 
schaftlichen Gründen aus Ländern der Dritten Weltfliehen, die Hauptlast die- 
ser Flüchtlingsströme trägt aber wiederum die Dritte Welt selbst. In der Stati- 
stik des Hohen Flüchtlingskommissars der UNO steht die BRD als Aufnah- 
meland für Flüchtlinge im internationalen Vergleich an 36. Stelle, mit einem 
Anteil von 0,17 % Flüchtlingen an der Gesamtbevölkerung, während bitter 
arme Länder wie z. B. Somalia es auf 20 % und mehr bringen. _ 

Auch ohne repressive Maßnahmen der Industrieländer gegen Flüchtlinge 
wie Visazwang und dergleichen würde dieses Verhältnis im wesentlichen so 
bleiben, denn den meisten Flüchtlingen aus der Dritten Weltfehlteinfach das 


Geld für weite Reisen. 


Das weltweite Anwachsen der Flüchtlings- 
ströme in den 70er Jahren ist kein Naturer- 
eignis, sondern läßt sich auf sehr konkrete 
Ursachen zurückführen: 

Die Hauptursache für diesen Anstieg 
sind (Bürger)-Kriege, in den meisten Fällen 
ausgelöst oder geschürt durch die USA: so 
in Indochina oder Mittelamerika. 

Größere Flüchtlingsströme haben auch 
Israels Einmarsch im Libanon und die brü- 
derliche Waffenhilfe der Sowjetunion für 
das Regime Afganistans ausgelöst, sowie 
der Konflikt am Horn von Afrika, den beide 
Supermächte gemeinsam schüren. 

Ein weiterer Grund für das Anwachsen 
der Flüchtlingsströme ist die Verschlechte- 
rung der terms of trade — die wachsende 
Verschuldung der Dritten Welt begünstigt 
das Einsetzen diktatorischer Regime, die in 
der Lage sind, eine unpopuläre Wirt- 
schaftspolitik im Interesse der Industrie- 
bzw. Gläubigerländer mit Gewaltgegen die 
eigene Bevölkerung durchzusetzen, wie z. 
B. in Chile, Brasilien oder der Türkei. 

Da die Verantwortung der Industrielän- 
der für das Entstehen wachsender Flücht- 
lingsströme in der Dritten Welt hierzulande 
systematisch geleugnet wird, und die be- 
troffenen Menschen erst wahrgenommen 
werden, wenn die Zahlen der Asylsuchen- 
den in den Industrieländern selbst steigen, 
lohnt es sich kurz der Frage, wie diese 
Flüchtlingsströme in der Dritten Welt er- 
zeugt werden, nachzugehen. Nehmen wir 
als Beispiel die Türken, die vor der Einfüh- 
rung des Visazwangs 1980 als Hauptkon- 
tingent der politischen Flüchtlinge in der 
BRD stellten. Zugleich wird an diesem Bei- 
spiel die Funktion der Kampagne gegen 


„Scheinasylanten“ im Rahmen der Auslän- 
derpolitik der BRD deutlich. 

Das türkische Militärregime, das 20.000 
politische Gefangene? hat, könnte ohne in- 
ternationale Unterstützung, insbesondere 
ohne die Milliarden der Türkeihilfe, sich 
nicht an der Macht halten.* Die Summe der 
Auslandsschuiden der Türkei ist etwa halb 
so groß wie das Bruttosozialprodukt. Ange- 
sichts dieser totalen Abhängigkeit der Mili- 
tärs von ihren Gläubigern sind die Gläubi- 
gerländer, in erster Linie auch die BRD, un- 
mittelbar für die Lage der Menschenrechte 
in der Türkei verantwortlich zu machen. 

Hinzukommt, daß die ökonomische 
Ausbeutung der Türkei durch die Indu- 
strieländer sogenannte Armutsflüchtlinge 
erst hervorbringt. Der index der terms of 
trade (des Verhältnisses der Importpreise 
zu den Exportpreisen) sank von 1973 = 
100 auf 1980 = 58,5; d. h. die Türkei ver- 
kauft ihre Waren nur noch zum halben 
Preis. Der Reallohn der Arbeiter sank in nur 
vier Jahren, von 1976 bis 1980 auf weniger 
als die Hälfte. Hinzu kommen Massenent- 
lassungen und Firmenpleiten als Folge der 
wirtschaftspolitischen Auflagen des Inter- 
nationalen Währungsfonds. Hinzu kommt 
ferner eine extrem ungleiche Verteilung der 
Einkommen innerhalb der Türkei selbst, wo 
die oberen 20 % der Bevölkerung über 56,4 
% des Volkseinkommens verfügen, 
(1973), ein Wert der auf der Welt nahezu 
einmalig ist.? 

Wenn die Menschen, die auf diese Wei- 
se ins Elend getrieben worden sind, als 
Asylsuchende zu uns kommen, werden sie 
von einer zynischen Propaganda gegen 
„Scheinasylanten“ von Opfern zu Tätern 


gemacht: „Wunderland Deutschlandfinan- 
ziert die Schmarotzer der Welt...” — „Neh- 
men wir noch mehr auf, gehen wir alle unter 
...“ (Neue Revue, 11. 12. 81). 

Am Beispiel der Türkei zeigt sich außer- 
dem besonders deutlich der Zusammen- 
hang zwischen globalpolitischen Bedin- 
gungen (der Rücksichtnahme der Bundes- 
regierung auf den NATO-Partner Türkei, 
die Rücksichtnahme auf polizeilichem Ge- 
biet steht allerdings in peinlichem Gegen- 
satz zu den detaillierten Vorschriften, die 
der Türkei auf dem Gebiet der Wirtschafts- 
politik gemacht werden) und der Repres- 
sion gegen einzelne Menschen, türkische 
undkurdische politische Flüchtlinge. Skan- 
dalurteile wie vom Verwaltungsgerichtshof 
Mannheim, wonach Folter keinen Asyl- 
grund darstellt, und der Selbstmord von C. 
Altun haben die Aufmerksamkeit eines 
Teils der Öffentlichkeit auf diesen Zusam- 
menhang gelenkt.” 


Sowohl das Problem der sogenannten 
„Scheinasylanten“ als auch das „Auslän- 
derproblem“ schlechthin sind in der deut- 
schen Öffentlichkeit oft als Türkenproblem 
dargestellt worden. Es erscheint daher 
sinnvoll, die Frage aufzuwerfen, wieso ei- 
gentlich gerade Türken die größte Gruppe 
der in der BRD lebenden Ausländer stellen: 

Zur Zeit des Arbeitskräftemangelsin den 
sechziger Jahren wurden durch in die Tür- 
kei gereiste deutsche Auswahlkommissio- 
nen zahlreiche türkische Arbeiter und Ar- 
beiterinnen angeworben. Sie waren zum 
größten Teiljung und waren entweder noch 
unverheiratet oder ließen ihre Familie im 
Heimatland zurück. 


Noch 1967 lag die Zahl der türkischen 
Bevölkerung in der BRD nur um ein Viertel 
höher als die Zahl der türkischen Beschäf- 
tigten. Diese Situation war eine Folge des 
damals staatlicherseits vertretenen Rota- 
tionsprinzips, wonach die Bundesrepublik 
nicht als Einwanderungsland galt; die 
Gastarbeiter sollten nach einiger Zeit in ihr 
Heimatland zurückgeschickt und durch 
neue ersetzt werden. Da die Gastarbeiter 
aus EG-Ländern wie Italien vor dieser Be- 
handlung durch das Recht der Freizügig- 
keit geschützt waren, wurden seit Anfang 
der sechziger Jahre bevorzugt Türken re- 
krutiert. Die Andersartigkeit und mangeln- 
de Integrationsbereitschaft der Türken, die 
ihnen heute oft vorgeworfen wird, galt da- 
mals als Vorzug: man ging bewußt davon 
aus, sie würden sich weniger leicht als an- 
dere an die deutsche Realität gewöhnen 
können und sich daher leichter wieder inihr 
Land schicken lassen. 
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Da das Rotationsprinzip sich für die Un- 
ternehmer als unwirtschaftlich erwies, wur- 
de es schnell aufgegeben, und die einmal 
eingestellten Türken blieben größtenteils 
im Land und zeigten folgerichtig im Laufe 
der Jahre eine Tendenz, die Wohnbarak- 
ken zu verlassen undihre Familien nachzu- 
holen. 1981 machten die Arbeitnehmer nur 
noch 40 % der türkischen Wohnbevölke- 
rung in der BRD aus. 1982 waren 46,8 % 


der türkischen Gastarbeiter über zehn Jah- 
re in der BRD. Trotz dieser Tatsachen hielt 
die Ausländerpolitik der BRD an der Fiktion 
fest, die BRD sei kein Einwanderungsland, 
und der Nachzug der Familien der Gastar- 
beiter wird nach wie vor auf jede mögliche 
Weise behindert, obwohl es sich dabei, da 
die meisten in Frage kommenden Angehö- 
rigen sowieso schon hier sind, um einen 
begrenzten Personenkreis handelt. Deut- 
lichstes Beispiel für diese menschenver- 
achtenden Schikanen ist der Plan der CDU, 
Kinder über sechs (!) Jahren, deren Eltern 
bereits in der BRD leben, nicht mehr nach- 
ziehen zu lassen. 

Dies alles, obwohl die Bundesregierung die 
KSZE-Schlußakte von Helsinki unter- 
schrieben hat, wo sich die unterzeichneten 
Länder verpflichtet haben, den freien Fa- 
miliennachzug für Wanderarbeiter zu ge- 
währleisten. 

Diese Situation brachte in den Jahren 
1978-1980 viele Angehörige in der BRD le- 
bender Türken und einige türkische Gast- 
arbeiter, denen die Aufenthaltserlaubnis 
nicht verlängert worden war dazu, einen 
Antrag auf politisches Asyl zu stellen, um 
sich mit diesem letzten Mittel wenigstens 
vorübergehend ein Aufenthaltsrecht in der 
BRD zu sichern, das ihnen zwar zustand, 
aber verweigert wurde (Seit der Einführung 
von Sammellagern für Asylsuchende müs- 
sen auch schwangere Frauen und solche 
mit Kleinkindern ins Lager, selbst dann, 
wenn der Mann Wohnung und Arbeitser- 
laubnis hat). 

1980 gab es 57.913 türkische Asylsu- 
chende (53,7 % sämtlicher Asylanträge 
dieses Jahres). 

Diese Vorgänge wären von der Öffentlich- 
keit weitgehend unbemerkt geblieben, 
denn diese 58.000 — unter denen zweifel- 
los auch etliche Armutsflüchtlinge ohne fa- 
miliäre Bindungen in der BRD waren — 
machten nur wenig mehr als3 % der in der 
BRD lebenden Türken aus und ihre Asy- 
lanträge wurden fast alle abgelehnt und ge- 
gen die wenigen Anerkennungen legte die 
Bundesregierung ausnahmslos Wider- 
spruch ein. Die Zunahme der Asylsuchen- 
den wäre kaum ins Bewußtsein der Bevöl- 
kerung gedrungen, wenn nicht an diesem 


„Ich bin einfach überfordert!“ 


Punkt eine breite Kampagne gegen 
„schein“- oder „Wirtschaftsasylanten“ ent- 
facht worden wäre, die zeitweilig die ge- 
samte öffentliche Diskussion über Auslän- 
der in der BRD beherrschte. 


Zur politischen Funktion der 
staatlichen 
Propagandakampagne gegen 
Asylsuchende: 


Auf dem Hintergrund dieser Kampagne 
wurde das Asylrecht demontiert und ne- 
benher noch Stimmung gegen Ausländer 
im allgemeinen gemacht, denn es istleich- 
ter, gegen rechtiose Randgruppen wie 
Asylsuchende zu hetzen, als gegen die 
Gastarbeiter, die man selbst ins Land ge- 
holt hat. Um die Erinnerung an die Vergan- 
genheit auszulöschen, wird sogar der Be- 
griff „Gastarbeiter“ zunehmend durch 


„Ausländer“ ersetzt und folgerichtig gibt es 
in der Bundesrepublik auch keine „Gastar- 
beiterfeindlichkeit, sonder eben eine 
„Ausländerfeindlichkeit‘. Es ist wichtig, 
sich klarzumachen, daß das Ausmaß der 
Repression und Propaganda gegen diese 
Menschengruppe in keinem Verhältnis zu 
deren realer Bedeutung steht und nur er- 
klärbar ist, wenn man davon ausgeht, daß 
damit ganz andere Ziele verfolgt werden, 
als die vorgebliche „Eindämmung der Asyl- 
antenflut“. 


Zum einen werden im Namen dieser Ab- 
schreckungskampagne für eine Gruppe 
von Menschen sämtliche rechtsstaatlichen 
Garantien außer Kraft gesetzt, Asylsu- 
chende haben zum Teil weniger Rechte als 
Strafgefangene* — Aufhebung der Freizü- 
gigkeit, Lagerunterbringung, Zwangsver- 
pflegung, Arbeitsverbot, zwangsweise 
Heranziehung zu gemeinnützigen Arbei- 
ten, gekürzte Sozialhilfe in Naturalien oder 
Gutscheinen statt Bargeld, faktische Auf- 
hebung der Krankenversicherung u. v. M. 


Neue Osnabrlicker Zeitung 


— wer garantiert, daß diese Bahandlung 
nicht schon morgen auf andere Gruppen 
derBevölkerungausgedehntwerdenkann, 
vielleicht die übrigen Ausländer oder deut- 
sche Sozialhilfeempfänger usw.? 

Schon heute haben wir uns daran ge- 
wöhnt, daß Menschen, denen nichts ande- 
res vorgeworfen wird, als sich auf ein 
Grundrecht berufen zu haben — vielleicht 
zu Unrecht, aber wer kann das bis zur end- 
gültigen Klärung des Einzelfalles beurtei- 
len? — unter Umständen jahrelang inLager 
gesperrt werden, wo ihnen pro Person fünf 
Quadratmeter Wohnfläche zur Verfügung 
stehen.® 

Nicht seiten vergehen auch heute, 1984, 
zwei Jahre, bisein politischer Flüchtling vor 
dem Bundesamt angehört wird. Für ein 
Verwaltungsgerichtsverfahren werden 2-6 
Jahre veranschlagt. Ein mittelloser Flücht- 
ling muß die gesamte Zeit im Lager verbrin- 
gen und darf mindestens zwei Jahre, in Ba- 
den-Württemberg während des gesamten 
Verfahrens, nicht arbeiten. Ineinemder be- 
rüchtigtstenLager, der Thiepval-Kaserne in 
Tübingen, befanden sich im August 1981 
130 Flüchtlinge aus der Dritten Welt. Zwei 
Jahre später waren 20 von ihnen weiterge- 
wandert oder in ihre Länder zurückgekehrt, 
10 waren in andere Lager verlegt worden 
(meistens als Strafmaßnahme), bei 10 ist 
der Aufenthalt unbekannt, 6 haben inzwi- 
schen geheiratet und gamze.3 Flüchtlinge 
wurden anerkannt. 80 dieser 130 Flüchtlin- 
ge warten noch immer auf ihre Asylent- 
scheidungen, die Wahrscheinlichkeit der 
Ablehnung beträgt für sie 95 %. 
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Diskussionsbeitrag des Vertreters des 
Hohen Flüchtlingskommissars der 
UNO beim Bundesamt für die Aner- 
kennung ausländischer Flüchtlinge, 
Dr. P. van Krieken, auf einer Tagung 
über Asylrecht am 18./19. 11. 1982 
(als Antwort auf eine Stellungnahme 
des Bundesinnenministeriums): 

„Sie sprachen von 85 % Mißbrauch 
des Asylrechts. Ich möchte einige un- 
gefähre Zahlen nennen: 15 % der 
Asylbewerber werden vom Bundes- 
amt und beinahe 5 % von Verwal- 
tungsgerichten anerkannt, davon wird 
ein Drittel dann wieder vom Bundesbe- 
auftragten angefochten, dann 8 % 
Frauen und Kinder, die bekanntlich 
seit April nicht mehr anerkannt wer- 
den. Weitere 8 % werden wegen an- 
derweitigem Schutz vor Verfolgung 
abgewiesen, so Afghanen, die drei 
Wochen in Pakistan waren, Iraner, die 
drei Tage in der Türkei waren und seit 
gestern auch Äthiopier, die kürzere 
oder längere Zeit im Sudan waren ... 8 
% Bürgerkriegsopfer oder ähnlich ge- 
lagerte Fälle werden nicht anerkannt. 
Die Zeugen Jehovaz.B., die aus Grie- 
chenland kommen und bis vor kurzem 
anerkannt wurden, werden nicht mehr 
anerkannt. Dann gibt es noch 25 % 
Osteuropäer, die nicht anerkannt wer- 
den, aber bekanntlich hier bleiben kön- 
nen. Das zusammen hat. meines 
Erachtens mit 85 % Mißbrauch wenig 


Otto Benecke Stiftung (Hg.): Asyipolitik der Bun- 
desrepublik Deutschland, Baden-Baden 1983, 
S.43. 


Der Gewöhnungseffekt, der auf nichts 
anderes abzielt als die völlige Korrumpie- 
rung des Rechtsempfindens der Bevölke- 
rung, ist der eigentliche Sinn dieser Maß- 
nahmen, zumal der offiziell beabsichtigte 
Abschreckungseffekt durch sie kaum er- 
reicht wird — zwar sinkt die Gesamtzahl.der 
Asylsuchenden, doch hinter dieser sinken- 
den Gesamtzahl verbirgt sich das Versie- 
gen der Flüchtlingsströme, die durch Ein- 
führung des Visazwangs für bestimmte 
Herkunftsländer die Bundesrepublik über- 
haupt nicht mehr erreichen, während 
gleichzeitig die Flüchtlingszahlen aus den 
übrigen Ländern gleichbleiben oder stei- 
gen. 

Ein wichtiger Effekt der Stimmungsma- 
che gegen „Wirtschaftsasylanten“ und 
„Asylschnorrer“ (Strauss) ist auch das An- 
heizen der Ausländerfeindlichkeit. Politi- 
kern und Massenmedien ist es so gelun- 
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gen, innerhalb weniger Jahre das Bewußt- 
sein eines Teils der Bevölkerung von den 
wirklichen Ursachen der Krise abzulenken: 


Eine Emnid-Umfrage nach den Ursachen 
der steigenden Arbeitslosigkeit in der BRD 
erbrachte noch 1978 als häufigste Antwor- 
ten: die Weltwirtschaftskrise, Rationalisie- 
rungen, Automatisierungen und allgemei- 
nen Konjunkturrückgang. Im März 1982 
hingegen war die häufigste Nennung: zu 
viele Gastarbeiter.® 


Es ist daher nötig, die Kampagne gegen 
Asylsuchende im Kontext der Kampagne 
gegen Ausländer schlechthin zu analysie- 
ren: 

Heute ist offenkundig, daß die Massen- 
arbeitslosigkeit zur Dauererscheinung der 
achtziger Jahre werden wird. Staatliche 
Politik, die nicht unfähig erscheinen will, 
dieses Problem zu lösen, wird um jeden 
Preis versuche, diese Situation in den Griff 
zu bekommen. Konkret heißt das jedoch, 
daß der Staat, dersich als unfähigerwiesen 
hat, durch ökonomische Maßnahmen 
(Konjunkturspritzen, Globalsteuerung, Ar- 
beitsbeschaffungsprogramme usw.) die 
Arbeitslosigkeit zu mildern, immer stärker 
auf eine politische Lösung des Problems 
zusteuern wird: die ausländischen Arbeiter 
erneut, wie zu den Zeiten des Rotations- 
prinzips, zur staatlichen Manövriermasse 
zu machen und einen erheblichen Teil von 
ihnen wegzuekeln. Verschwiegen wird da- 
bei, daß mit dieser Methode allenfalls dann 
Arbeitsplätze geschaffen werden können, 
wenn man gleichzeitig deutsche Arbeiter 
zwingt, schlechtere Arbeitsplätze als ihre 
bisherigen anzunehmen. 


Die CDU will bis 1990 die Zahl der Aus- 
länder von 4,7 auf zwei bis drei Millionen 
verringern.’ 

Da dieses Ziel nicht mit rechtsstaatlichen 
Mittein zu erreichen sein wird, wird ver- 
sucht, ein derartig ausländerfeindliches 
politisches Klima zu schaffen, daß ein Teil 
der Ausländer sich „freiwillig“ wegekeln 
läßt. 

Ob mit dieser Methode tatsächlich Arbeits- 
plätze für Deutsche geschaffen werden 
können, ist eine ganz andere Frage. Nach 
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Berechnungen der Bundesanstalt für Ar- 
beit sind nur ca. 350.000 von Ausländern 
besetzte Arbeitsplätze von billigen deut- 
schen Arbeitern zu besetzen. Andererseits 
ginge mit dem Weggang der Ausländer so- 
viel Massenkaufkraft verloren, daß da- 
durch ca. 300.000 Arbeitsplätze abgebaut 
würden und ganze Industriezweige gefähr- 
det wären. 

Ökonomisch gesehen ist die Formel 
„Ausländer raus!“ also zur Lösung des Ar- 
beitsplatzproblems ungeeignet; andere, 
vielversprechendere Lösungen, wie etwa 
die 35-Stunden-Woche oder irgendwelche 
anderen sinnvollen Modifikationen des 
herrschenden Wirtschaftssystems, die 
man sich ausdenken könnte, haben aber 
den Nachteil, politisch schwerer durch- 
setzbar zu sein. Esgeht auch garnicht dar- 
um, tatsächlich von heute auf morgen Mil- 
lionen Ausländer hinauszuwerfen, ent- 
scheidend ist die propagandistische Wir- 
kung der ausländerfeindlichen Kampagne, 
die es den Politikern ermöglicht, da Ent- 
schlossenheit zu demonstrieren, wo der 
jeringste Widerstand zu erwarten ist. Im 
Übrigen vertrauen die Politiker auf die Sug- 
gestivkraft der griffigen Formel: „Es gibt in 
der BRD zwei Millionen arbeitende Auslän- 
der und zwei Millionen Arbeitslose — gin- 
gen die Ausländer nach Hause, dann hät- 
ten alle Arbeitslosen Arbeit.“ 


Die schrecken 
abır. auch vor. 
nichtz zurück! 


So, wie die Ausländer als Gesamtheit in die 
Rolle eines Sündenbocks für die Krise ge- 
drängt werden, werden wiederum die politi- 
schen Flüchtlinge stellvertretend für alle 
Ausländer kriminalisiert und zu einer „Asyl- 
antenflut“ hochstilisiert, die über die kleine 
Wohlstandsinsel BRD hereinbricht und uns 
die Arbeitsplätze wegnimmt. Diese Stell- 
vertreterfunktion der Asylsuchenden wird 
notwendig, wo ein Anstandsrest der Öf- 
fentlichkeit nicht erlaubt, einfach zu ver- 
gessen, daß „wir“ die Gastarbeiter selbst 
geholt haben, oderwoes, wenn die Auslän- 
derfeindlichkeit allzu offen von Staats we- 
gen propagiert würde, Schwierigkeiten mit 
den Herkunftsländern der Gastarbeiter gä- 
be, oder wo die ausländischen Kollegen 
einfach zu gut bekannt und zu lange schon 
akzeptiert sind, um noch wirksam als Sün- 
denbock dienen zukönnen, wie früher APO 
und RAF. 

Damit die „Asylantenflut“ auch wirklich be- 
drohlich wirkt und diese Propagandafunk- 
tion erfüllen kann, ist es entscheidend, sie 
als tendenziell unbegrenzt darzustellen: 
„Wir können nicht alle politisch Verfolgten 
in der Welt aufnehme“ (Ex-Innenminister 
Baum), „Ein Ende der Flutistnicht abzuse- 
hen. Im Sudan sollen Zehntausende auf die 
Ausreise warten, in Bangladesch, Indien, 


42 blätter des iz3w, Nr. 119, August 1984 


Pakistan, Türkei und im Libanon Hundert- 
tausende, meine Damen und Herren“ (Der 
Baden-Württembergische Innenminister 
Palm). Keinesfalls soll die Bevölkerung auf 
den Gedanken kommen, die 300.000 Asyl- 
suchenden, die in den letzten 30 Jahren 
deutschen Boden betreten haben und von 
denen insgesamt 42.000 als Asylberech- 
tigte hiergeblieben sind, in Beziehung zu 
setzen zu der Tatsache, daß jährlich über 
100.000 Westdeutsche einen Auswande- 
rungsantrag stellen, um sich als Wirt- 
schaftsflüchtlinge nach Kanada, Australien 
oder sonstwohin zu begeben. Und schon 
yar nicht sollman einen Vergleich anstellen 
zu den 12 Millionen Vertriebenen, die nach 
jem Krieg in den wirtschaftlich darnieder- 
liegenden Westzonen aufgenommen wur- 
den. 
Die Behauptung, die Flüchtlingsströme in 
die BRD seien tendenziell unbegrenzt, ent- 
behrt jeder Grundlage, die weitaus meisten 
fliehen in Nachbarländer. Die Behauptung 
von der unbegrenzten Flut ist aber notwen- 
dig, um Überfremdungsängste zu schüren 
und Repressionsmaßnahmen zu rechtfer- 
tigen. Menschen werden so zur Umweltge- 
fahr: 
Der Landrat von Aichach, R. Bestler, lehnte 
ein Sammellager in seinem Landkreis ab, 
er habe:. nämlich schon genügend Um- 
weltbelastungen: die Frauenhaftanstalt, 
die Sondermüllanlage und ein geplantes 
Kernkraftwerk.“ Damit „muß doch wohl die 
Umweltbelastungsgrenze an Dreck er- 
reicht sein.“ 

Das Argument einer tendenziell unbe- 
grenzten Asylantenflut oder -schwemme 
zeigt besonders deutlich den Zusammen- 


hang der Propagandakampagne gegen 
„Scheinasylanten“ mit der Propaganda- 
kampagne gegen Ausländer schlechthin: 
Genauso wird argumentiert, wenn es dar- 
um geht, den Türken die Freizügigkeit in- 
nerhalb der EG zu verweigern: „Da stehen 
in Anatolien zwei Millionen in den Startlö- 
chern“ (A. Dregger), alsobesnichtinande- 
ren EG-Ländern wie Italien oder Griechen- 
land ebenfalls Millionen Arbeitslose gäbe. 


„Das fängt beim Geruch an und geht bis 
zur Straße. Man kann nichtmehr kommuni- 
zieren. Man kann nichts verstehen. Man 
fühlt sich einfach nicht mehr wohl. Dann 
wächst Aggression. Dasistdannselbstver- 
ständlich. Das muß man wissen und sa- 
gen: Man kann nur einen ganz bestimmten 
Anteil an Ausländern verkraften. Und ich 
sage auch: Unsicherheiten wachsen 
durch die Arbeitsiosenzahlen. Und wenn 
das Ausländerproblem sich löst, löst sich 
das Problem der Arbeitslosigkeit.“ 
Heinrich Lummer, Innensenator 


Das Wörterbuch des 
Unmenschen 


Im Rahmen dieser Kampagne gegen politi- 
sche Flüchtlinge wird sogar die Sprache 
verändert: während früher selbst in FAZ, 
Welt und Bild von „Asylsuchenden“ die Re- 
de war, auch dann, wenn es um böse mar- 
xistische Chilenen ging, heißt es heute 
„Asylanten“, was Assoziationen weckt an 
andere negativ besetzte Begriffe wie Spe- 
kulant, Denunziant usw. und die Gelegen- 
heit zu neuen wortschöpfungen bietet, wie 
„Scheinasylant“ usw. 


Ebenso häufig werden Menschen, die in 
der Bundesrepublik das Asylrecht in An- 
spruch nehmen, als „Asylbewerber“ be- 
zeichnet. „Mit dem juristischen Begriff des 
„Bewerbers“ wird ein politischer Flüchtling 
auf die Ebene eines Bittstellers herabge- 
stuft, mit Bittstellern kann man natürlich an- 
ders umspringen, alsmitMenschen, die ein 
Grundrecht in Anspruch nehmen ... das 
Wort Asylbewerber beinhaltet also schon 
eine Vorverurteilung, es wird inden Medien 
und in der Bevölkerung auch so benutzt. 
Darüberhinaus schafft die scheinbar neu- 
trale Formel „Asylbewerber“ schon eine 
gefühlsmäßige, emotionale Distanzierung; 
dies ist beabsichtigt. Für einen politischen 
Flüchtling — mit allen Assoziationsfeldern 
dieses Wortes — sind Verschärfungen 
doch viel weniger zu begründen als mit 
dem Wort „Asylbewerber“, es istin der Be- 
völkerung inzwischen so diskreditiert, daß 
politische Flüchtlinge sich in der Öffentlich- 
keit nicht trauen, als solche auch in Er- 
scheinung zu treten.“® 

Diese Beispiele dürften genügen, um zu 
zeigen, daß es sich hier um eine gezielte 
Kampagne von Politikern und Massenme- 
dien handelt, eine diskriminierte Minderheit 
in die Rolle eine Sündenbocks für die Krise 
zu drängen. 
Besonders Sozialdemokraten und Liberale 
rechtfertigen ihre Forderung nach einer re- 
pressiveren Ausländerpolitik gerne mit 
dem Argument, das Anwachsen der Aus- 
länderfeindlichkeit in der Bevölkerung 
zwinge die Politiker ganz gegen ihren Wil- 
len zu diskriminierenden Maßnahmen ge- 
gen Ausländer, damitnichteinweiteres An- 
steigen der Ausländerfiut über die „Bela- 


»Die bewußt lagermäßige Unterbringung muß als psychologische Sperre gegen den 
weiteren Zustrom Asylwilliger aufgebaut werden« 


stungsgrenze“ hinaus zu einer neuen 
Reichskristallnacht führe. Läßt man den 
Zynismus dieses Arguments und seine 
Vertauschung von Ursache und Wirkung 
einmal außer acht — vielleicht lassen sich 
ja Belege dafür finden, daß die Ausländer- 
feindlichkeit in der Bevölkerung auch spon- 
tan und ohne offizielle Ermunterung anstei- 
gen würde — für die Ablehnung der Asylsu- 
chenden trifft das mit Sicherheit nicht zu. 


Sie können schon deswegen kein Auslöser 
für eine von selbst oder spontan in der Be- 
völkerung entstehende spezifische „Asyl- 
antenfeindlichkeit“ sein, da der Durch- 
schnittsbürger kaum Gelegenheit hat, ei- 
nem Asylsuchenden zu begegnen und ihn 
als solchen zu erkennen, oder überhaupt 
außerhalb der Massenmedien von einem 
zu erfahren. Das „Asylantenproblem“ ist 
überhaupt erst breiteren Kreisen bekannt, 
seit es in den Massenmedien aufge- 
bauscht wird, bzw. durch die Kasernierung 
in Lagern Reibungspunkte mit der umge- 
benden Bevölkerung künstlich geschaffen 
worden sind.* 


Wie kann man dieser 
Kampagne entgegentreten? 


will man dieser Kampagne gegen politi- 
sche Flüchtlinge erfolgreich entgegentre- 
ten, muß man sich auch argumentativ mit 
der Ausländerfeindlichkeit auseinander- 
setzen. Viele Menschen, die versuchen, 
der ausländerfeindlichen Propaganda mit 
einer christlich-humanistischen Argumen- 
tation entgegenzutreten („vor Gott sind alle 
Menschen gleich“) müssen die Erfahrung 
machen, daß sie damit wenig bewirken 
können. Dies, und die Erkenntnis, daß die 
Ausländerfeinde mit Vorliebe ökonomisch 
argumentieren — „die Ausländer (Wirt- 
schaftsasylanten) nehmen uns die Arbeits- 
plätze weg“ — bringt viele Menschen dazu, 
sich ebenfalls auf eine ökonomische Argu- 
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mentationsebene zu begeben, was umso 
naheliegender ist, als sich das Argument 
mit den Arbeitsplätzen ökonomisch recht 
gut widerlegen läßt. Dennoch ist es falsch, 
nach dem Motto „Erst kommt das Fressen, 
dann kommt die Moral“ über die ökonomi- 
sche Argumentationsebene nicht hinaus- 
zugehen. 

Die Anwerbung ausländischer Gastarbei- 
ter seit Mitte der fünfziger Jahre, als Lük- 
kenbüßer für minderwertige Arbeiten, hat 
große Teile der deutschen Arbeiter der 
Notwendigkeit enthoben, ihre Arbeitskraft 
unter Qualifikationen zu verkaufen, und 
gleichzeitig sind die Deutschen an den Ge- 
danken gewöhnt worden, daß es am unte- 
ren Ende der sozialen Skale eine billige, 
manövrierfähige Masse ausländischer Ar- 
beiter gibt, die je nach Konjunkturlage an- 
geworben oder abgeschoben werden 
kann. 

„Die deutsche Bevölkerung hat von der 
massiven Anwerbung von Ausländern mit- 
profitiert, hat sich mehrheitlich damit abge- 
funden, daß die Drecksarbeit in diesem 
Lande von Ausländern gemacht wird, und 
dieses Schweigen zur unmenschlichen 
Behandlung ausländischer Menschen 
bringt eine moralische Korrumpierung mit 
sich, auf deren Boden heute die Ausländer- 
feindlichkeit gedeiht. Wer den Standpunkt 
akzeptiert hat, die Ausländer seien eine 
nützliche Manövriermasse, die man aus 
ökonomischen Gründen ins Land holt, der 
wird die Ausweisung von Ausländern eben- 
falls unter dem ökonomischen Aspekt der 
Manövriermasse sehen. Damit ist das Fun- 
dament gelegt, um den ausländischen Teil 
der Bevölkerung der BRD zum Sünden- 


bock zu stempeln, einem Sündenbock, 
dessen unmenschliche Behandlung durch 
die ökonomische Betrachtungsweise legi- 
timiert wird ... Dem Staat und den Kapitali- 
sten wird billigend zugestanden, das öko- 
nomisch profitable zu tun (Ausländer ent- 
lassen und abschieben), ohne zu sehen, 


daß damit den Herrschenden das Recht 
zugesprochen wird, grundsätzlich so zu 
verfahren. Wer sich heute nicht wehrt, 
wenn Ausländer als Manövriermasse be- 
handelt werden, dem fehlen morgen die Ar- 
gumente und die Kraft, um gegen die eige- 
ne Entlassung zu kämpfen.“? 

Aus dem gleichen Grund muß man, wenn 
man der Entrechtung der politischen 
Flüchtlinge entgegentreten will, die ökono- 
mische Argumentationsebene verlassen 
und insbesondere herausarbeiten, daß die 
Sondergesetzgebungfür politische Flücht- 
linge, Aufhebung der Grundrechte, Ar- 
beitsverbot, willkürliche Senkung der So- 
zialhilfe, Internierung usw., einmal für eine 
Gruppe von Menschen eingeführt und ak- 
zeptiert, schon morgen auf andere Grup- 
pen der Bevölkerung ausgedehnt werden 
kann, daß davon also nicht nur Millionen 
anderer ausländischer Menschen bedroht 
sind, sondern wir alle. Daß mit dem Vor- 
wand der Abschreckung Asylsuchender 
sich der Staat gezielt ein juristisches Instru- 
mentarium schafft, das es ermöglichen 
soll, im Bedarfsfall beliebige andere Men- 
schengruppen mit einer solchen Sonder- 
gesetzgebung zu terrorisieren. Das ist der 
eigentliche Zweck dieser Abschreckungs- 
maßnahmen und die Voraussetzung dafür, 
daß er erreicht werden kann, ist die völlige 
Korrumpierung des Rechtsempfindens der 
Bevölkerung. 


Anmerkungen: 


* Texte, Dokumente und Statistiken zu den mit 
* gekennzeichneten Fragen finden sich in: 
Gesellschaft für entwicklungspolitische Bil- 
dung (GEB), Materialien für Unterricht und 
Bildungsarbeit Nr. 17 „Politische Flüchtlin- 
ge“. Bezug: GEB, Sandstr. 15, 7800 Frei- 
burg, 6,- DM 


1) Die Angaben übernimmt der Hohe Flücht- 
lingskommissar von den jeweiligen Regie- 
rungen. Anerkannte Asylberechtigte sind 
teilweise nicht enthalten. Die Bundesrepu- 
blik hat in den Jahren von 1953 bis 1981 
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70.569 Personen als Asylberechtigte aner- 
kannt, davon leben jedoch nur noch 41.857 
in Deutschland (Zeitschrift für Ausländer- 
recht 2/1982; E. Schmitt (Hg.}: a. a. O., S. 
357) 

2) lautoffiziellen Angaben. Tatsächlich sind es 
sicher weit mehr. 

3) Zahlenangaben nach E. Schmitt (Hg.): Tür- 
kei. Express edition, 1984, Bd. 1$.77 ff, 194 
ff 

4) ebenda, S. 348 ff 

5) Richtlinien des Landes Niedersachsen; für 
einen größeren Hund sind gesetzlich 9 qm 
vorgeschrieben. (taz v. 20. 10. 81) Im Frei- 
burger Lager z. B. beträgt die durchschnittli- 
che Aufenthaltsdauer nach Angaben deı 
Sozialarbeiter 13 Monate. 

6) V. Arendt-Rojahn (Hg.): Ausgeliefert. S. 
138. rororo aktuell Nr. 5358 

7) FRv.17.3.83 

8) Hamburger Arbeitskreis Asyl, Asyl-Demon- 
tage des Grundrechtes, $. 32 Bezug: H. Ja- 
cobi, Laufgraben 37, 2000 Hamburg 13 

9) Hierzu ausführlicher s. Devrimici Isci: Aus- 
länderfeindlichkeit und Ausländerpolitik, S. 
15 ff. Bezug: Infostelle Türkei, Schildergasse 
101, 5 Köln 1 


Aufruf zur Solidarität 


An einigen Orten haben sich Initiativen und Komitees 
zur Unterstützung der Flüchtlinge gebildet. Wer nichtin 
einer solchen Gruppe mitarbeiten kann, solite wenig- 
stens materielle Hilfe leisten. In einigen Fällen istesge- 
lungen, Flüchtlinge vor dem Lager zubewahren, indem 
Wohnungen oder Stipendien für sie organisiert wurden 
Materielle Unterstützung ist auch wichtig, 
damit die wenigen verbliebenen Rechtsmittel im Asyl- 
verfahren ausgeschöpft werden können. 
Spenden zur Unterstützung von Asylsuchenden erbit- 
tet die Redaktion auf folgendes Konto: 


Aktion Dritte Welt e. V., Sonderkonto Chllehilfe, 
Kennwort „Flüchtlingshilfe“, Kto.-Nr. 1871 36-750, 
PSchA Karlsruhe. 


Das Kennwort „Flüchtlingshilfe“ bitte nicht vergessen! 


Komitees und Initiativen: 


Ausländerkomitee Berlin (West) e. V. 
Langenscheidtstr. 3 
1 Berlin 62 


Flüchtlingsrat 

Haus der Mission 
Handjerystr. 19 

1 Berlin 41/Tel. (030)85 1021 


Freundeskreis für Asylanten, c/o Monika Schmidt, 
Weinberg 15, 6430 Bad Hersfeld 

Arbeitskreis für politische Flüchtlinge, c/o Friedhelm 
Nöh, Obenstruthstr. 15, 5900 Siegen 1 


Hamburger Arbeitskreis ASYL e. V. 
c/o H. Jacobi 

Laufgraben 37 

2 Hamburg 13/Tel. (040) 4441 11 


amnesty international, Asylgruppe, Neue Gröninger 
Str. 4, 2000 Hamburg 11 


Rechtshilfefond für Ausländer, c/o ESG, Grindelallee 
9, 2000 Hamburg 13 


amnesty international, c/o Marianne Hülsen, Flumweg 
7, 2200 Elmshorn 


Projektgruppe Ausländische Arbeitnehmer e. V. (Ali 
Baba), Waisenhofstraße 39, 2300 Kiel 1 


Musikladen/Zentrum, An der Untertrave 97, 2400 Lü- 


Bremer Informationszentrum 

für Menschenrechte und Entwicklung 
Bahnhofspi. 13 

28 Bremen 1 


Arbeitskreis 3. Welt e. V., „Dritte Welt“ Informations- 
„zentrum, Ziegelhofstr. 16, 2900 Oldenburg 


Ausländerkomitee im Raschplatz-Pavillon, Lister Meile 
4, 3000 Hannover 1 


Asylsarbeitskreis Soest, c/o F. J. Busch, Alfred-Delp- 
Str. 34, 4780 Lippstadt 


Arbeitskreis Dritte Weite. V.,c/oG. Wientgen, Kornaue 
3, 4150 Krefeld 


alternative Türkeihilfe, Postf. 7088, 4900 Herford 


Verein für ausländische Mitbürger in Aachen e. V., Jüli- 
cher Str. 156, 5100 Aachen 


Freundekreis Polit. Flüchtlinge, c/o Treff International, 
Rohrlachstr. 55, 6700 Ludwigshafen 


Freundeskreis für Flüchtlinge der Thiepval-Kaserne 
c/o Rainer Mehltreter Michaelstr. 5 
74 Tübingen Tel. (07071)211420 


Flüchtlingsrat Tübingen c/o Christine Trost Wilonstr. 
38/1 
74 Tübingen 2 Tel. (07071)72863 


Aktionsausschuß gegen Abschiebung in Sammellager 
c/o Hans-Jürgen Schmitz Badstr. 2, 84 Regensburg 


Freundeskreis für Flüchtlinge in Unterfranken 
c/o Jürgen Schmitt Schulstr. 17,8702 Waldbüttelbrunn 


Wichtige Adressen: 


LAF-Landesarbeits- 
gemeinschaft Ausländische 
Flüchtlinge in Nordrhein- 
Westfalen e. V. 
Kronprinzenstraße 62 
4000 Düsseldorf i 

Tel. (0211)372008 
Terre des Hommes 
Deutschland e. V. 
Ruppenkampstraße 11 a 
4500 Osnabrück 

Tel. (0541)73036 


Gemeinnützige : Gesellschaft zur 

* Unterstützung Asylsuchender e. V. 
c/o amnesty international 
Rothenburg 34/35 
44. Münster 


Themenbereich 
Dritte Weit 


»Loseblattsammlung« 
Materialien für Unter- 
richt und Bildungsarbeit 


NEUERSCHEINUNG 


Türken In 
Deutschland 


Bezug: GEB - Sandstr. 15 - 7800 Freiburg 


Zentrale Dokumentationsstelle 
der Freien Wohlfahrtspflege 
für Flüchtlinge 
Franz-Lohe-Straße 19 

5300 Bonn i 

Tet. (0228) 21 1011 

UNHCR — Amt des Hohen 
Flüchtlingskommissars 

der Vereinten Nationen 
Rheinallee 51 (ab 1. 1. 83) 
5300 Bonn 2 

Tel. (0228) 36 40 11 
Psychosoziales Zentrum für 
ausländische Flüchtlinge 
Hinter den Ulmen 15 

6000 Frankfurt 50 

Tel. (06 11)520081-82 


Themenbereich 
Dritte Welt 


»Loseblattsammlung« 


Materialien für Unter- 
richt und Bildungsarbeit 


EB Tg Zu 1 


v y 
9 


Asylsuchende in der BRD 


© Rechtliche und soziale Lage 
@ Politische Diskriminierung 


Fallbeispiel Türkei 

© Beziehungen BRD-Türkei_ 
© Die Lage der Kurden 

@ Rechtsprechung 


Die Themen der bisher erschienen Hefte 
sind: 

Nicaragua - Peru - Zigeuner » Iran 
Welthandel - Kolonialismus + Welt- 
handel II - Bolivien - Imperialismus 
Großtechnologie/Brasilien + Tourismus 
Modernisierung des Elends-Waffen- 
export 

Umfang ca. 32 Seiten; A 4 Format; 
kopierfähig; 4 Ausgaben/Jahr 

Preis der Einzelnummer: DM 5,— bzw. 
DM 6,— 

Abo: (6 Nummern) DM 36,-— ab Nr. 
13 folgende; sonst DM 30,— 


Bezug: GEB -Sandsır.:15 7800 Freiburg 
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Rezension 


„Abgelehnt, Ausgewiesen, 
EUREN: 


ar 


— 380 Flüchtlinge aus 30 Nationen müssen hier leben 


„Wohnunterkunft” — 


Vom 20. bis 22. 2. 1984 fand in Berlin ein 
Hearing zur rechtlichen und sozialen Lage 
von Asylbewerbern statt. Vor einer interna- 
tionalen Jury und zahlreichem Publikum 
schilderten damals Anwälte, Sozialarbei- 
ter, Pfarrer sowie Vertreter verschiedener 
Menschenrechtsorganisationen, warum 
das Asylproblem in Berlin in die Schlagzei- 
len geraten war (vgl. auch die ausführli- 
chen Berichte über das Hearing in „iz3w“ 
114 und 115). Die Jury befand in ihrer ab- 
schließenden Stellungnahme die Lage der 
Flüchtlinge in West-Berlin als mensche- 
nunwürdig. 

Unlängst ist nun diese Stellungnahme 
zusammen mit den Berichten — auch sol- 
chen, die aus Zeitgründen nicht auf dem 
Hearing gehalten werden konnten — in der 
Buchreihe „pogrom“ der Gesellschaft für 
bedrohte Völker erschienen. DasBuch ent- 
hält ferner eine Stellungnahme von Innen- 
senator Lummer, einem der Hauptverant- 
wortlichen für die Asylmisere in Berlin, zum 
Hearing, ein Rundfunkinterview mit Lum- 
mer sowie eine Stellungnahme des Bun- 
desinnenministeriums gegen eine Locke- 
rung des Asylverfahrensgesetzes. Zahlrei- 
che eindrucksvolle Fotos aus dem Alltag 
von Flüchtlingen machen die Aussagen 
des Buches noch anschaulicher. 

Die Gesellschaft für bedrohte Völker, die 
die Hearings-Dokumentation in Zusam- 
menarbeit mit dem Flüchtingsrat Berlin 
herausgab, begründet die Veröffentli- 
chungu.a.damit, daß „Asylbewerber ... die 


rechtlich und sozial am stärksten diskrimi- 
nierte Minderheit in-der Bundesrepublik“ 
darstellen. Viele der in diesem Buch ge- 
schilderten Probleme, — die Auswirkungen 
des Asylverfahrensgesetzes, die durch 
das Bundessozialhilfegesetz rechtlich ab- 
gesicherte soziale und medizinische Ver- 
elendung der Flüchtlinge sowie ihre öffent- 
liche Diskriminierung z. B. durch Wertgut- 
scheine, die haltlosen Lebens- und Wohn- 
bedingungen in sogenannten „Wohnhei- 
men“ — lassen sich auch auf die Lage in 
anderen Bundesländern übertragen. Dar- 
um ist den Herausgebern unbedingt zuzu- 
stimmen, wenn sie die Hearings-Doku- 
mentation als „Einführung in die Problema- 
tik“ sowie als „Handbuch für bereits Infor- 
mierte und Engagierte“ empfehlen; sie be- 
seits in der Tat eine über Berlin und den 
heutigen Tag hinausreichende Bedeutung, 
denn leider wird sich in absehbarer Zeit die 
Abschreckungsstrategie der Zimmer- 
mann, Lummer & Co. nicht ändern. 

In Berlin z. B. strebt im Gegenteil Sozial- 
senator Fink gegönwärtig eine weitere Ver- 
schärfung der Lage durch die Einführung 
von Lichtbildausweisen für Flüchlinge an; 
damit soll u. a. die breite Solidarität unter- 
laufen werden, die sich zunächst in Kir- 
chengemeinden gegen das Wertgut- 
schein-System entwickelt hatte; inzwi- 
schen unterstützen zahlreiche Organisa- 
tionen und Persönlichkeiten den Umtausch 
der Scheine gegen Bargeld. Der CDU-Se- 
nat — Lummer und Fink voran — haben 


auf Antrag der CDU der Sozialsenator im 
September über Möglichkeiten einer ent- 
gültigen oder teilweisen Abschaffung der 
Wertgutscheine berichten soll, — also eine 
Kompromißlösung, um dem Sozialsenator 
das „Gesicht“ zu retten. 

Abschließend seierwähnt, daß das Asyl- 
buch begrüßenswerterweise auch mit Lite- 
raturhinweise sowie einem Verzeichnisvon 
Asylgruppen und -initiativen in den einzel- 
nen Bundesländern versehen wurde; dies 
und die Fülle der darin angesprochenen 
Probleme machen es zu der bisher wohl 
umfassendsten Darstellung des Asylpro- 
blems. 


Keto Bagrat 


„Abgelehnt, ausgewiesen, ausgelie- 
tert“: Dokumentation zum Hearing über 
die soziale und rechtliche Lage der Asyl- 
bewerber in West-Berlin (20.-22.1.1984). 
Für die Gesellschaft für bedrohte Völker 
in Zusammenarbeit mit dem Flüchtlings- 
rat Berlin herausgegeben von Tessa 
Hofmann. Göttingen 1984, 204 S., DM 
9,80 (reihe „pogrom“) 


ZU BEZIEHEN ÜBER: 
Gesellschaft für bedrohte Völker, Post- 
fach 1024, 3400 Göttingen 
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Solidaritätsarbeit 


„Zwischen Button und Brigaden” 


Bundeskongress entwicklungspolitischer Gruppen 


„Zwischen Button und Brigaden“, unter diesem Motto standen beim achten 
Bundeskongreß der entwicklungspolitischen Gruppen (BUKO) bestehende 
und mögliche Aktionsformen in der Diskussion. Unerwartet war der große 
Ansturm der Tagungsteilnehmer; waren seit 1977 stattfindenen BUKO bis- 


her nur circa 150 Teilnehmer beschert, so kamen diesmal etwa 400 Interes- . 


sierte. Motivierend für die Teilnahme vieler war wohl das umfangreich gestal- 
tete Tagungsangebot mit 15 Arbeitsgruppen, mehreren Workshops, direk- 
ten Aktionen in Münster, einer Demo, „Eine Welt Markt“, Ausstellungen, Fil- 


Br iu: 
Trotz der großen Zahl der angebotenen Ar- 
beitsgruppen waren die AG’s zum Großteil 
überfüllt, was die Arbeit beziehungsweise 
die Diskussion in den verschiedenen Grup- 
pen sehr schwer machte. 

In den AG’s wurde inknapp bemessener 
Zeit versucht, Aktionsformen in den ver- 
schiedenen entwicklungspolitischen Ar- 
beitsbereichen zu diskutieren. Es ging da- 
bei um Fragestellungen, wie beispielswei- 
se kritische Solidaritätsarbeit in den ein- 
zelnen entwicklungspoltischen Gruppen 
aussieht oder zu leisten ist, ob Arbeitsein- 
sätze in der Dritten Welt in Form von Ar- 
beitsbrigaden oder Workcamps eine alter- 
native Form von „Entwicklungshilfe“ dar- 
stellen oder nur eine andere Form von Al- 
ternativtourismus sind, wie Medien für die 
entwicklungspolitische Arbeit zu nutzen 
sind, ob und wie Aktionsgruppen ihre For- 
derungen in die Parlamente tragen sollen 
beziehungsweise können, ..... 


me und anderen Veranstaltungen 


u 
> AKTIONSGRUpPE N, 


mm 


Daß es bei vielen Arbeitsgruppen nur bei 
einem Versuch einer Bestandsaufnahme 
der verschiedenen Aktionsmöglichkeiten 
blieb, lag nicht allein an der geringen Zeit, 
die für die Diskussion eingeplant war, son- 
dern auch an dem Unstand, daß in einigen 
AG’S eine themenbezogene Vorbereitung 
seitens der Themenbetreuer so wie der 
Teilnehmer fehlte. Arbeitsergebnisse wur- 
den nur von wenigen AG’s vorgestellt. Aus 
der AG „Ausländer und Asylanten in der 
BRD“ heraus bildete sich eine überregio- 
nale Arbeitsgruppe, die sich künftig zu Fra- 
gen konkreter Ausländerarbeit innerhalb 
der entwicklungspolitischen Aktionsgrup- 
pen treffen wird. Verabschiedet wurde zu- 
sätzlich hierzu eine Resolution, mit der der 
BUKO selbstkritisch feststellte, daß sich 
die Dritte Welt Gruppen sehr wenig bis 
überhaupt nicht mit den Problemen der 
Menschen, die aus der Dritten Welt zu uns 
in die BRD kommen, kümmern. „Umso be- 


liebter sind sie als Köche von exotischen 
Gerichten auf Solidaritätsveranstaltungen. 
Wir müssen uns dabei die Frage stellen, ob 
sich in unserer abgehobenen Arbeit nicht 
auch ein Stück Flucht vor persönlicher, 
konkreter Beschäftigung mit den Men- 
schen aus der Dritten Welt hier in der BRD 
zeigt.“ 

Für das kommende Jahr wurde auch die 

Durchführung von drei Kampagnen be- 
schlossen, an denen teilzunehmen alle 
entwicklungspolitischen Aktionsgruppen 
bundesweit aufgerufen sind: 
Fortzuführen ist die seit 1980 bestehenden 
PHARMA-KAMPAGNE. Zielsetzung ist die 
breite Aufklärung über die teuren, meist 
überflüssigen und gefährlichen Arzneimit- 
telexporte der Pharmamultis in die Dritte 
Welt, wobei konkrete Forderungen gestellt 
werden. (Vgl. auch blätter des iz3w, Heft 
Nr. 1139/1983) Nahezu 50 % des Gesund- 
heitsetats vieler Entwicklungsländer wird 
für Medikamentenimporte aufgebraucht, 
während 3/4 aller Krankheiten sich durch 
Verbesserung in der Ernährung, Hygiene 
oder dem Trinkwasser beseitigen ließen. 
Das hierzu nötige Geld verschlingen im 
Austausch mit oft veralteten und wegen ih- 
rer Gefährlichkeit in der BRD verbotenen 
Medikamente die prallen Kassen der Phar- 
makonzerne. 

Nächstes Aktionsziel der Pharma-Kam- 
pagne ist die Verstärkung der Aktionen zu 
einer bundesweiten Bewegung für einen 
STOP DER GEFÄHRLICHEN PHARMA- 
PRODUKTE. (Kontakt: BUKO-Pharma- 
Kampagne, 3. W.-Haus, August Bebel Str. 
62, 48 Bielefeld 62) 


Ziel der BUKO-Kampagne „Stoppt den 
Rüstungsexport“ ist es, die Geschäfte der 
Rüstungskonzerne und der Bundesregie- 
rung mit dem Waffenexport, dessen Folgen 
für beziehungsweise in den Entwicklungs- 
ländern aufzudecken. 

Die Produktion und der Export militärischer 
Güter ist seit den siebziger Jahren der am 
stärksten expandierende Wirtschaftsbe- 
reich der BRD (SIPRI Jahrbuch für Rüstung 
1980/81 S. 14). 

Zwischen 1973 und 1980 erzielte die BRD 
die höchsten Steigerungsraten aller Indu- 
strieländer im Rüstungsexport, nämlich 
983 % (FpK Nr. 4 v. 24. 1. 1984, S.5 Ham- 
burger Inst. für Friedensforschung und Si- 
cherheitspolitik). Mit deutschen Waffen 
führen diktatorische Regime in der Dritten 
Welt Kriege oder festigen die Unterdrük- 
kung des Volkes (... Chile, Türkei). Zusätz- 
lich werden die wirtschaftlichen Probleme 
der betroffenen Länder verstärkt, da der 


Devisenbedarf zur Bezahlung der Rü- 
stungsgüter zu einer ständigen Auswei- 
tung der Exporte und zu steigender Ver- 
schuldung führt. Die Entscheidungen über 
Rüstungsexporte richten sich insbeson- 
dere nach den „vitalen Interessen der Bun- 
desrepublik Deutschland“ (Rüstungsex- 
portrichtlinien von 1982). 

Im Zusammenhang mit der Kampagne 
„Stoppt den Rüstungsexport“ fand wäh- 
rend des BUKO an der in der Nähe von 
Münster gelegenen Polizeiführungsakade- 
mie Hiltrup (PFA) eine Demonstration statt. 
In der PFA werden nicht nur Führungskräf- 
te der deutschen Polizei geschult, sondern 
es wird auch „Entwicklungshilfe“ über.den 
Unterricht im Umgang mit modernen Poli- 
zeiwaffen, -taktiken undLLogistik den Polizi- 
sten aus verschiedenen Ländern der Drit- 
ten Welt gewährt. Die Mittel stellt das Bun- 
desministerium für Wirtschaft und Zusam- 
menarbeit. 

Ca. 300 Teilnehmer des BUKO und Mit- 
glieder der Hiltruper Friedens-Initiativen 
forderten deshalb die sofortige Einstellung 
der Ausbildung ausländischer Polizisten 
beziehungsweise desKnow-how-Exportes 
von Unterdrückungsmechanismen. 
(Kontakt: BUKO — Koord.stelle „Stoppt 
den Rüst.export“, Buchtstr. 14715, 2800 
Bremen) 


Eine neue Kampagne stellt das „Ak- 
tionsprogramm Futtermittelimporte“ dar. 
Darin heißt es: „In den Ländern der Dritten 
Weit ist der großflächige Anbau von Agrar- 
produkten, die als Futtermittel in die EG ex- 
portiert werden, im allgemeinen mit einer 
Verschlechterung der Nahrungsmittelver- 
sorgung der einheimischen Bevölkerung 
verbunden. (...) Da im exportorientierten 
Sektor der Landwirtschaft häufig Ökolo- 
gisch bedenkliche Anbauformen vorherr- 
schen und im wachsenden Maße moderne 
Agrartechnologien und Pestizide einge- 
setzt werden (...), trägt die Futtermittelpro- 
duktion zu einer Zerstörung der ökologi- 
schen Grundlagen des Landbaus in der 
Dritten Welt und zur existenzbedrohenden 
Verdrängung kleinbäuerlicher Produk- 


tionsstrukturen bei. Hauptforderung im 
„Aktionsprogramm Futtermittelimporte“ ist 
die Reduzierung der Futtermittelimporte 
aus Ländern der Dritten Welt bis hin zuihrer 
völligen Einstellung. Zur Durchführung der 
Kampagne wurde in Hamburg eine Koordi- 
nationsstelle eingerichtet: BUKO-Agroko- 
ordination, Nernstweg 32-34, 2000 Ham- 
burg 50. 

Auch in organisatorischer Hinsicht gab 
es auf dem BUKO 8, Neuerungen: 
Für viele Teilnehmer überraschend war der 
Beschluß des BUKO 8, sein Geschäfts- 
führendes Organ, den Koordinationsaus- 
schuß (KA), nunmehr mit einem politischen 
Mandat auszustatten. Bisher hatte nämlich 
nahezu jeder BUKO die leidliche Frage dis- 
kutiert, welche Stellung der KA nach innen 
und außen hat; soll der KA nur ein nach in- 
nen gerichtetes, vorwiegend technisches 
Koordinationsinstrument zwischen den 
einzelnen Gruppen sein oder soll er vorran- 
gig ein nach außen wirkendes, gemeinsa- 
me politische Positionen entwickelndes 
und vertretendes politisches Organ der 
Entwicklungspolitischen Aktionsgruppen 
sein”? Auf heftige Kritik und Unbehagen bei 
vielen Mitgliedsgruppen stieß das Bestre- 
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ben des KA, als zentrale BUKO-Organ 
auch eigenständig politische Stellungnah- 
men abgeben zu können. Der KA hatte 
deshalb die vergangenen sieben Jahre 
ausschließlich das zu koordinieren, wozu 
er vom BUKO beauftragt worden war. 
Nach dem Beschluß des 8. BUKO in Mün- 
ster ist der KA zumindest für die nächsten 
zwei Jahre mit einem politischen Mandat 
ausgestattet und kann künftig zu aktuellen 
Fragen im Namen des BUKO und der ent- 
wicklungspolitischen Gruppen sprechen. 
Damit verbunden sein sollte jedoch der 
Auftrag an die ca. 160 Mitgliedsgruppen 
starke Basis des BUKO, die Handhabung 
der neugewonnenen Kompetenz des KA 
ständigim Auge zu haben; denn, willder KA 
nicht, daß ihn seine wählende Basis bezie- 
hungslos nach dem Motto „was geht uns 
der an“ links/rechts liegenläßt, so wird er 
bemüht sein müssen, sein politisches Man- 
dat in bewußtem Einvernehmen mit seiner 
Basis und mit möglichst viel Rückkopplung 
zu derselben zu gebrauchen. 


Der am BUKO 8 neugewählte KA be- 
steht aus acht Mitgliedern verschiedener 
Aktionsgruppen, dabei ist auch ein Vertre- 
ter des Informationszentrum Dritte Welt 
Freiburg. Konkurrenzlos erklärte sich das 
Informationszentrum 3. Welt/Aktion Dritte 
Welt Freiburg auch bereit, den nächsten 
BUKO im Mai/Juni 1985 in Freiburg auszu- 
richten. 


Das Thema wird sein: „Ökologie und Dritte 
Welt“. Für Freiburg und das Dreyeckland 
(Südbaden-Elsaß-Nordschweiz) hatten 
und haben Ökologiefragen zentrale Be- 
deutung (Wyhl/Fessenheim/Kaiseraugst). 
Daher soll versuchtwerden, auchregionale 
Gruppen aus der Ökologiebewegung orga- 
nisatorisch und inhaltlich in die Vorberei- 
tung und Teilnahme am neunten Bundes- 
kongreß der entwicklungspolitischen Ak- 
Ben in Freiburg mit einzubezie- 
en. 


AIf 
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Aufruf 


Peru 
Unterstützt die Freilassung von 
Carlos Taipe Campos (CCP) 


Verschiedene peruanische Organisatio- 
nen wandten sich kürzlich mit einem Aufruf 
an die (Welt-)Öffentlichkeit, um die Freilas- 
sung des nationalen Verantwortlichen der 
peruanischen Bauerngewerschaft CCP, 
Carlos Taipe Campos, zu erreichen. 

Sie klagen die Repressionspolitik des pe- 
ruanischen Staates gegen die Personen 
an, die sich gegen die Wirtschaftspolitik der 
Regierung wehren: 

Verantwortiche von Gewerkschaften, 
Bauernorganisationen, der Dörfer und 
Elendsviertel und Organisationen der „Ver- 
einigten Linken“. 

Carlos Taipe Camposistein Bauer ausCol- 
cabamba im Departement Huancavelica, 
der verschiedene Leitungsaufgaben in sei- 
ner Gemeinde, in der Bauernvereinigung 
der Provinz Tayacaja und in der Bauernge- 
werkschaft CCP, in der er z. Zt. für die öf- 
fentlichkeitsarbeit auf Nationalebene ver- 
antwortlich ist, wahrgenommen hat. Diese 
Aufgaben erfüllte er im Rahmen der peru- 
anischen Gesetze. 1980 reiste er nach Eu- 
ropa, um dem IV. Russell-Tribunal die 
Menschenrechtsverletzungen anzuzei- 
gen, die gegen seine Gemeinde begangen 
worden waren. 


Warum verfolgen sie ihn und 
stecken ihn ins Gefängnis? 


Seine Verteidigung der Bauern und ihrer 
Rechte hat ihm Unterstützung und Anse- 
hen bei den Landbewohnern, vor allem in 
seiner Region, verschafft — und zog damit 
die Wut der Mächtigen auf sich, die C. T. 
Campos in vielfältiger Weise verleumde- 
ten. Außerdem wurde der wegen Delikten 
angeklagt, die er nie begangen hatte und 
die nie belegt werden konnten. 

So wurde ihm in zehn Prozessen keine 
Schuld nachgewiesen. Er war u. a. ange- 
klagt wegen „Hausfriedensbruch“ und „wi- 
derrechtlicher Aneignung“ durch den Ha- 
zienda-Besitzer Gustavo Hinostroza, Bru- 
der eines Abgeordneten der Regierungs- 
partei. Hinostroza bezog sich bei seiner 
Anklage aber auf Land und Besitz, die 
schon immer der Gemeinde gehörten. Inei- 
nem andern Fallwurde er der Sachbeschä- 
digung im Haus des 0. g. Großgrundbesit- 
zers angeklagt. Am Tag, an dem er diese 
Tat begangen haben sollte, leitete er aber 
mit anderen CCP-Verantwortlichen eine 
Bauernversammlung in Lima. C. T. Cam- 
posist nicht der einzige Fall von Verfolgung 
und Inhaftierung in Peru (und es gibt auch 
andere Formen der Unterdrückung, wie z. 
B. die Massaker in verschiedenen Bauern- 
gemeinden). Aber sein Fall ist sehr reprä- 
sentativ, weil er als ein konsequenter Bau- 


ernführer in seiner Gemeinde, auf Provinz- 
und auf nationaler Ebene und auch interna- 
tional bekannt ist. 


Sofortige Freilassung 


Die peruanischen Organisationen wenden 

sich an die (Welt-)Öffentlichkeit und bitten 

sie, die Freilassung von C. T. Campos und 
der anderen gefangenen Bauern, Arbeiter, 

Studenten, Lehrer und politisch Tätigen zu 

fordern, die zu Unrecht in Peru gefangen- 

gehalten werden. 

Sie schlagen vor, 

— Kampagnen für die Freilassung von 
Carlos Taipe Campos und die unter 
dem falschen Vorwurf des „Terroris- 
mus“ Gefangengehaltenen zu ma- 
chen, 

— die Einhaltung der Menschenrechte in 
Peru zu fordern und 

— Briefe zu schreiben an: 

— Sr. Fernando Belaunde Terry 
Presidente de la Repüblica 
Palacio de Gobierno 
Lima — Perü 


— Dr. Max Arias Schreiber 
Ministro de Justicia 
Ministerio de Justicia 
Lima — Perü 


— Sr. Fiscal de la Naciön 
Paseo de la Repüblica Nr. 3521 
San Isidro 
Lima — Perü 


— Al Parlamento de la Repüblica 
Plaza Congreso s/n 
Lima — Perü 


Briefvorschlag: 

Wir fordern Sie auf, für die Einhaltung der 
Menschrechte in Peru Sorge zu tragen und 
die Freilassung von Carlos Taipe Campos 
und aller anderen aus politischen Gründen 
in Peru Inhaftierten zu veranlassen. 


Nosotros exigimos respetar los derechos 
humanos en el Perü, pedimos la libertad de 
Carlos Taipe Camposy de todas las perso- 
nas que por razones politicas han sido de- 
tenidas en el Perü. — 


An alle Boliviengruppen!!! 


Seit Oktober 1982, nach üblen Jahren der 
Militärdiktatur, herrschen in Bolivien „wie- 
der einmal“ demokratische Verhältnisse. 
Erwartete man von der neuen Regierung 
Siles Zuazo einen kontinuierlichen Aufbau 
politischer und wirtschaftlicher Strukturen, 
so sah man sich in der tatsächlichen Ent- 
wicklung getäuscht. Putschgerüchte und 
wirtschaftlicher Notstand sind und waren 
allgegenwärtig. Um neue Glaubwürdigkeit 
zu gewinnen sowie um politisch wieder 
handlungsfähig zu werden, sah sich Siles 
Zuazo in den letzten Monaten gezwungen, 
das UDP — Bündnis neu zu beleben. Um 
der vielfältigen Probleme Herr zu werden, 
sind erst Maßnahmen getroffen, die aller- 
dings noch in ihren Auswirkungen der so- 
zialen Situation breiter Bevölkerungs- 
schichten angepaßt werden müssen. 

Den Aufbau demokratischer Strukturen 
durch Solidaritätsarbeit zu unterstützen, 
eine finanzielle und ideelle Hilfe bei der 
wirtschaftlichen Entwicklung zu leisten, 
sind wohl einige zentrale Aufgaben der Bo- 
liviengrupen in der Bundesrepublik. Um ei- 
ne spezifische Arbeit für das Land zu ge- 
währleisten, erscheintessinnvollundwich- 


tig miteinander in Kontakt zu treten. Ziel ist 
es, eine kontinuierliche, überregionale Zu- 
sammenarbeit und einen Informationsaus- 
tausch unter den Projekt- und Solidaritäts- 
gruppen zu bewirken. Folgende mögliche 
Fragestellungen wären in einer Anfangs- 
phase unter anderem zu erarbeiten: 
Welche Zielsetzungen verfolgen die Grup- 
pen? 

wie arbeiten die Gruppen? 

Welche Projekte werden unterstützt und 
Wie sieht die Projektarbeit aus? 

Welche Arbeitshilfen und Aktionsmöglich- 
keiten gibt es? 

USW. ... 

Wennllhr Interesse an einer überregionalen 
Zusammenarbeit habt, so stellt doch bitte 
in einem kurzen Info Eure Gruppe vor und 
formuliert Eure Vorstellungen und Erwar- 
tungen über eine solche mögliche Arbeit! 


Kontaktadressen: 

AK Dritte Welt der KHG, R. Kranebit- 
ter 

Medardstr. 88, 5500 Trier 
Boliviengruppe Bonn, c/o Beatrice 
Krämer, Sternenburgerstr. 16, 5300 
Bonn 1 


Presseerklärung 


BMZ will Abzug von 
Entwicklungshelfern aus 
Nicaragua 

Offener Brief an die Mitglieder 
des Verwaltungsrates des DED 


Wir, DED-Entwicklungshelfer/innen in der 
Vorbereitung, 2. Quartal 1984, sind äußerst 
besorgt über die Bestrebungen des BMZ, 
die Mitarbeit des DED in Nicaragua dra- 
stisch einzuschränken. Nachdem auf der 
letzten Verwaltungsratssitzung am 6. April 
'84 beschlossen wurde, keine neuen Ver- 
pflichtungen gegenüber den Partnern in Ni- 
caragua einzugehen, soll auf der nächsten 
Verwaltungsratssitzung am Dienstag, 26. 
6. ’84 die Reduzierung der Entwicklungs- 
helfer/innen in Nicaragua auf die Hälfte der 
Zahl beschlossen werden. 

Dieses soll möglichst schnell durch Nicht- 
verländerung von bestehenden EH- und 
Projektverträgen erreicht werden. 

Dies geschieht, obwohl die Arbeit des 
DED in Nicaragua nach den Grundsätzen 
des DED äußerst sinnvoll ist und die schon 
geleistete Arbeit von den dort tätigen Ent- 
wicklungshelfer/innen und den einheimi- 
schen Partnern positiv beurteilt wird. Durch 
diesen plötzlichen Abbruch wird die bishe- 
rige Arbeit in den Projekten in Frage ge- 
stellt. 

Wir fordern die Mitglieder des Verwal- 
tungsrates auf: 

1. die Mitarbeit des DED in Nicaragua im 
bisherigen Umfang unverändert wei- 
terzuführen, 

die bisher beschlossenen Einschrän- 
kungen aufzuheben, 


n 


3. die bisherige entwicklungspolitische 
Unabhängigkeit des DED gegenüber 
dem BMZ zu erhalten. 


Diese Erklärung wurde von den Vorberei- 

tungsteilnehmern/innen des DED, 2. Quar- 

tal 1984, mehrheitlich beschlossen. 
Berlin, den 20. Juni 1984 


Nachbemerkung der Redaktion: 


Auf unsere Rückfrage beim Deutschen 
Entwicklungsdienst hin wurde uns bestä- 
tigt, daß der Beschluß, keine neuen Ver- 
pflichtungen in Nicaragua einzugehen, 
weiterhin gilt. Dagegen ist die Entschei- 
dung, die Zahl der Entwicklungshelfer dra- 
stisch zu reduzieren, im Verwaltungsrat 
noch nicht gefallen. Die Entscheidung ist 
bis nach den Wahlen in Nicaragua vertagt 
worden. Hierzu ist folgendes zu bemerken: 
Bereits mit dem Beschluß, keine neuen 
Verpflichtungen einzugehen, ist auf kürze- 
re oder längere Zeit eine Reduktion der Tä- 
tigkeit des DED’s in Nicaragua in dem Ma- 
ße verbunden, in dem einstmals übernom- 
mene Verpflichtungen auslaufen. Mit sei- 
ner Forderung, die Zahl der Entwicklungs- 
heifer in Nicaragua von gegenwärtig 38 auf 
20 zureduzieren, konnte sich das BMZ mo- 
mentan aber offensichtlich nicht durchset- 
zen. Bedenkt man aber, wie sehr heute 
schon die Wahlen in Nicaragua als „nicht 
fair“ vorverurteilt werden, so wird deutlich, 
daß bei nächster Gelegenheit neuer Druck 
des BMZ’s auf den DED zu erwarten ist, die 
Arbeit in Nicaragua drastisch zu reduzie- 
ren. 
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AIB-Sonderheft 4/1984 


NIKARAGUA 


ANB: 


Sonderkeft484 2m 


NIKARAGUA 


ar 


Am 19. Juli 1979 siegte die sandini- 
stische Revolution über die Somoza- 
Diktatur. 

Was hat diese Revolution hisher dem 
Volk gebracht, vor weichen Problemen 
steht sie? Kann sie der Destabilisierung 
standhalten? Kommt die US-Invasion? 
Diesen Fragen geht das AlB-Sonderheft 
4/1984 (32 5., 2,- DM) nach. 

Inhalt: 5 Jahre Revolution - eine 
Bilanz @ US-Intervention und Konter- 
revolution @ Interview mit T.Borge @ 
Wirtschaftsboykott @ Agrarreform @ 
Die Bonner Nikaragua-Politik @ 
Geschichte des Befreiungskampfes 
@ Aktions- und Materialspiegel. 


Weitere Sonderhefte 
2/1984 „Air Land Battle“ (ALB): Ent- 
hält sämtliche Dokumente zu ALB und 
analysıert die Rolle der BRD und der 3 
Welt in der neuen US-Kriegsführungsstra- 
tegie. (60 5., 4 DM) 

3/1984 „Guatemala“: Analysiert die 
aktuelle Lage des Regimes, seine Rolle in 
der Interventionspolitik Reagans und das 
Wiederaufteben der Guerilla. (248..2 DM) 
Einzelheft 2,50 DM. Sonderheft 2 bzw. 4 DM. 
Jahresabo 25 DM. 33 '; Rabatt ab 10 Exempl. 


Vorauszahlung in Briefmarken bei Bestellun- 
gen unter 10 DM. Porto 0,60 DM je Heft. 


Coupon/Bitte einschicken! 


Ich bestelle: 
mi Ex. AIB-Sonderheft Nr. 


D ein kostenloses Probeheft des AlB 
U] ein Abonnement ab Nr. 

Name: 
Adresse: 


Unterschrift: 


DIE DRITTE-WELT- ZEITSCHRIFT 
Liebigstraße 46, 3550 Marburg 1 
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Tagungshinweise 


„Kleine christliche Gemeinschaften 
in Afrika“, 15. 9. 84, Münster 

„Tötet Rüstung auch ohne Krieg?“, 
21./22.9. 84, Münster 

„Südliches Afrika — Bestandsauf- 
nahme in einer Konfliktregion“, 20/ 
21. 10. 84, Münster 

„Kirche und Arbeitswelt aus der Sicht 
Brasiliens“, Dom Claudio Hummes, 
Bischof von Sanot Andre (Sao Pau- 
lo), 23. 10. 84, Münster 

„Kinder und Dritte Welt“ (besonders 
für Eltern mitKindern), 10./11.11.84, 
Münster 

„Brüderlein teilen — gemeinsam 
handeln: Zur Projektareit der kirchli- 
chen Hilfswerke 

„Misereor“ und „Brot für die Welt“ , 
17./18. 11. 84, Münster 
„Partnerschaft mit Nordghana — Ei- 
ne Initiative aus dem Bistum Mün- 
ster“; 30. 11./1. 12. 84, Münster 
„Gewalt wird durch soziale Gerech- 
tigkeit überwunden“ — Zur aktuellen 
Situation der Kirche in Mittelamerika, 
Weihbischof E. Stehel (Adveniat), 
Weihbischof ©. Rodriguez, Tegucig- 
alpa (Honduras), 6. 12. 84, Münster 
Information und Anmeldungfür alle 
obengenannten Tagungen: Franz 
Hitze-Haus, Kardinal von Galen- 
Ring 50, 44 Münster 


„Solidarität und deutsche Geschich- 
te: Die Linke zwischen Antisemitis- 
mus und Israelkritik“, 24.-26. 8. 84, 
Arnoldshain 

„Konferenz Dialog zwischen Arabern 
und Juden, Israelis und Palästinen- 
sern“, 18.-21. 10. 84, Arnoldshain 
„Uganda in der Krise“, 2.-4. 11. 84, 
Arnoldshain 

„Ausländische Jugendliche zwi- 
schen Schule und Beruf“, 26.-30. 11. 
84, Arnoldshain 

„Die Schuldenkrise: ihre Auswirkun- 
gen in der Dritten Welt und bei uns“, 
30. 11.-2. 12. 84, Arnoldshain 
Information und Anmeldung für alle 
obengenannten Tagungen: Evang. 
Akademie Arnoldshain, 6384 
Schmitten/Ts. 1 


Internationales Friedenscamp wäh- 
rend der NATO-Herbstmanöver, 16.- 
30. 9. 84, Grebenhain/Osthess. 
Kontaktadresse: DFG-VK Offen- 
bach, c/o Zentrum, Hospitalstr. 14H, 
6050 Offenbach 


„Frieden im Südlichen Afrika?“, 24.- 
26. 8. 84, Bonn, Information und An- 
meldung: 

Anti Apartheid-Bewegung, 
Blücherstr. 14, 53 Bonn 


„Christliche Missionsarbeit im vorko- 
lonialen Namibia“, 12.-14. 10. 84, 
Information und Anmeldung: Ökum. 
Werkstatt, Missionsstr. 9, 

56 Wuppertal 2 


Neuerscheinungen 


Brasilien — Polen: kirchliche Solidarität mit strei- 
kenden Arbeitern A. A. Ederer/S. Pater (Hg.), 
1984 Mettingen, Brasilienkunde-Verlag, 114 $., 
15,- DM 


Michael Wortmann: 1984, Gewerkschaftliche 
Solidarität mit der Dritten Welt. Verlag Breiten- 
bach, Sozialwissenschaftliche Studien zu inter- 
nationalen Studien 


Jutta Beininghausen/Birgit Karstan: 1984, Die 
Töchter Kartinis. Berichte und Reportagen aus 
dem indonesischer Frauen. Express Edition, 
Kottbursser Damm, 1000 Berlin 61 


Georg Elwert: 1984, Die Verflechtung sozioöko- 
nomischer Sektoren am Beispiel Benin Campus 
Forschung 


Volker Kasch: 1984, Agrarpolitik in Malaysia. 
Momos Verlagsgesellschaft Baden-Baden. Bd. 
3 


Lateinamerika-Analysen, Daten, Dokumenta- 
tion, Nr. 1 Chancen und Grenzen der Demokra- 
tie in Argentinien Institut für Iberoamerika (Hg.), 
Asterglacisweg 8, 2000 Hamburg 36 


Nicaragua — El Salvador — Zwei entwicklungs- 
modelle im Vergleich — Entwicklungspolitik der 
Bundesregierung gegenüber Nicaragua und El 
Salvador 

Christliche Initiative EI Salvador e. V. (Hg.), 
Münster. 1984, 73 S. 


Friedensbewegung am Scheideweg, hrsg. vom 
AK für Friedenspolitik und Friedenspädagogik 
e. V. Freiburg, 283 S: 10,- DM 


Förderkreis lateinamerikanischer Kultur (Hg.): 
„ES wird schon schiefgehen“ Praktische Rat- 
schläge zur Organisation von Veranstaltungen, 
Bezug: Chile-Komitee München, c/o Schmitt, 
Rosenheimer Str. 123, 8 München 80, 3,- DM 


Wolfgang Schranke: 1983, Unterrichtseinheiten 
und Unterrichtsmaterialien im Fach Geographie 
1970-1980 Quellenkunde, Bibliographie, Be- 
zughinweise, Annotationen. Universität Olden- 
burg 1259 S., 27,- DM 


Neuerscheinung 


Der Palästina-Konflikt 


und was wir 


damit zutun haben 


Das vorliegende Buch ist eine Reaktion auf das neuer- 
liche Auflodern des Palästina-Konflikts im Libanon- 
krieg im Sommer 1982. Unversöhnlich stehen sich zwei 
nationale Ansprüche gegenüber: ‚Erez' Israel (das hi- 
storische Land Israel) und das Recht der Palästinenser 
auf nationale Selbstbestimmung in ihrer Heimat Palä- 


stina. 


Die Debatte um den Nahost-Konflikt wird weltweit 
geführt. Auch bei uns in der BRD, Unter Konservativen 


wie unter Linken. 


In verständlicher Sprache geschrieben und über- 
sichtlich im Aufbau ist es ein besonderes Anliegen des 
Buches, sowohl eine Einführung in die verschiedenen 
Aspekte der Palästinaproblematik zu geben, als auch 
einen Einblick in den Diskussionsstand hier. 


Zeitschriftenübersicht 


Lateinamerika-Nachrichten, Nr. 128, Juli 1984 
Argentinien: Menschenrechte im Abseits/Brief eines 
politischen Gefangenen in Villa Devoto/Die wirtschaft- 
liche und politische Situation/Diskussion über Atom- 
energie Bolivien: Interview mit Juan Lechin/Cuba: Cu- 
ba si — Neckermann Tourismus nein danke! Nicara- 
gua: Die präsenz der USA in den Wahlen Nicaraguas 
Dominikanische Republik: Die Vorgeschichte der 
Osterunruhen/Ecuador: Wird die Geschichte zurück- 
gedreht?/BRD: Spiegel-Arroganz/Stoppt die Wende 
im BMZ 

Bezug: Lateinamerika-Nachrichten, Gneisenaustr. 2, 
1000 Berlin 61 


ita-Info, Nr. 77, Juni 1984 

Schwerpunkt: Kirche in Lateinamerika: Schluß mit den 
heiligen Experimenten in Lateinamerika?/Kirchenkon- 
flikte in Nicaragua/Kreuzzug der Moon-Sekte in Hon- 
duras Bericht und Hintergrund: In Mexico droht Flücht- 
lingen die Verlagerung/Droht in Honduras ein Flücht- 
lingsdrama?/Duartes Dilemma/Wahlkampf in Guate- 
mala/Rückblick auf die Wahlen in Ecuador/Arbeits- 
kämpfe der brasilianischen Metaller/Länderberichte: 


„Chile, Ei Salvador, Nicaragua/Solidaritätsbewegung: 


Arbeitsbrigaden in Nicaragua, Miskito-Problematik/ 
Furchtbare Haftbedingungen für uruguayische Staats- 
geiseln 

Bezug: ila, Römerstr. 88, 5300 Bonn 1 


AIB, 6/1984 

Pazifik: Kriegsvorbereitungen im Pazifik/Japans Rolle 
in der US-Pazifikstrategie/Chinas Standort nach der 
Reagan-Visite Türkei: „Demokratisierung“ zweiter Aki 
Palästina: Gespräch mit Vertretern der palästinensi- 
schen Linken über Auswege aus der POLO-Krise Nica- 
ragua: Von der Verminung zur Invasion? Honduras: 
Machtwechsel auf US-Geheiß Südafrika: Der Wider- 
stand im Inneren Kultur: Agostino Neto-Poesie und! 
Kultur Rezensionen, Leserbriefe, Kurzinformationen 
Bezug: AlB, Liebigstr. 46, 3550 Marburg 


EPK 2/84 

Schwerpunktthema: „Wer hilft wem? Bundesdeutsche 
Entwicklungshilfe“ Bundesdeutsche Enwickliungspoli- 
tiknach der Wende von 1982 — Die neue Medienpolitik, 
Brot für die Weit, Terre des Hommes — Überblick über 
die wichtigsten staatlichen und nichtstaatlichen Ent- 
wicklungshilfeinstitutionen — Interview mit Gaby Gott- 
wald — 

Bezug: EPK, Postfach 2846, 2000 Hamburg 20 


1. Auflage Juni 1983 


264 Seiten 10,80 DM 


Bestellung bei: iz3w - Pf. 5328 - 7800 Freiburg 


sozialistische tribiine - zeitschrift für sozialistische theorie - 1/84 
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ii Herausgegeben vom Bunde voran der h, 


Bundesvorstand der Jungsozelsien 
N a Oenhauerstr 1, 1, 5300 Bonn 


blätter des iz3w, Nr. 119, August 1984 51 


INHALT 
Einleitung 


l. Politik und Ökonomie 

Konferenzen ohne Ergebnis 

Die Diskussionen über eine neue Weltwirtschaftsordnung 
Wie »Das Überleben sichern« zu einem moralischen Appell 
verkommt 

Eine Kritik an den Berichten der Nord-Süd-Kommission 
Macht und Monetarismus 

Die Politik des Internationalen Währungsfonds (IWF) 

und der Weltbank (IBRD) 

Die neue Bonner Entwicklungspolitik 
Sozialdemokratischer Kommentar 

zur »Wende« in der deutschen Entwicklungspolitik 


e 11. Analyse einzelner Problemfelder 


Rüstung und Unterentwicklung 

Urlaub der Reichen in den Ländern der Armen 

Tourismus und Dritte Welt 

Die Ausbeutung der Dritten durch die Erste Welt 
Prostitutionstourismus am Beispiel Thailand 

Warum Karl-Heinz Köpke so wenig über die »Dritte Welt« sagt 
Die Mediensituation in und für die »Dritte Welt« 

IN. Solidaritätsarbeit 

Parteilichkeit für die Schwestern in den Peripherien 

Die Idee des Solifonds europäisieren 

IV. Diskussions-Tribüne 

Der ideologische Leim des Imperialismus 

Bemerkungen zu Claus Leggewie in Sozialistische Tribüne 1/83 
Entwicklungspolitik aus sozialistischer Sicht 

Ausgewählte Probleme 

V. Dokumentation 

Entwicklungspolitische Materialien für die SPD 

zur Vorbereitung des FORUM NORD-SÜD am 16./17. Februar 1984 
Anhang 

Glossar 

Literaturhinweise 


Preis DM 5,— 
gegen Briefmarken oder Verrechnungsscheck (sonst per Nach- 
nahme) beim Juso-Bundesvorstand, Ollenhauerstr. 1,5300 Bonn 1. 


INHALT: 


© EG und Lateinamerika 
© Die Zentralamerika-Politik 
der Bundesregierung 
® US-Außenpolitik 
© Die Kissinger-Kommission 
® Nicaragua — fünf Jahre nach dem Sieg 
Städtepartnerschaften 
Do it yourself oder: Praktische 
Entwicklungshilfe an der Basis 
® Die Präsidentschaftswahlen 
in EI Salvador am 25. März 1984 
Die Wahlfarce von EI Salvador 
Krieg und Gesundheit 
® Guatemala: 
Die wirtschaftliche Situation 
© Die Flüchtlingsproblematik 
in Mexiko und Guatemala 
© Die Krise in der Peripherie: 
Das Beispiel Mexiko 
® Honduras 
®@ Chile: 
Landbesetzungen — Neue Formen 
des Widerstands 
Eindrücke von einem 
nationalen Protesttag 
Die Angst 
verliert sich mehr und mehr 


Preis: DM 1,— gegen Briefmarken oder Verrech- 
nungsscheck (sonst per Nachnahme beim Juso- 
Bundesvorstand, Ollenhauerstr. 1, 5300 Bonn |). 


Postvertriebsstück 
Gebühr bezahlt 


M347F 


iz3w 


Postfach 5328 
7800 Freiburg 


Wir suchen 1,6 Millionen 


Das klingt zugegebenermaßen etwas verrückt. Aber wir sehen keinen anderen Weg unsere selbstverwalteten Betriebe am Leben 
zu erhalten. In Freiburg gibt es augenblicklich mehrere Projekte, die nach Geld suchen. Eines davon sind die Betriebe in der 


Spechtpassage. 


ie Specht-Passage ist ein ca. 

1700 qm? großes Gelände 

zwischen Wilhelm- und 
Schnewlinstraße. In den Jahren 1897 
bis 1903 wurden im Stil der Gründerzeit 
gehaltenen Gebäude errichtet: An der 
Wilhelmstraße ein 3 1/2-geschossiges 
Wohn- und Geschäftshaus, dahinter 
2-geschossige Lagergebäude mit ei- 
nem unterbauten Torabschluß an der 
Schnewlinstraße. 
Ehemals war hier die Specht’sche Koh- 
lenhandlung mit Kohlenschuppen, 
Pferdeställen und Fuhrwerkabstellplät- 
zen. Nach dem Umzug der Kohlen- 
handlung zogen nach und nach ver- 
schiedene Alternativbetriebe auf das 
Gelände. Sie bauten sich die leeren La- 
gerschuppen zu Werkstätten aus. 


Jetzt will die Stadt das 
Gelände sanieren. 


In unmittelbarer Nähe soll ein Kongreß- 
zentrum entstehen, zu dem die Alterna- 
tivbetriebe in der Spechtpassage nicht 
mehr passen. 

Die Betriebe, das sind eine politische 
Buchhandlung und eine Druckerei, die 
seit 9 Jahren in der Spechtpassage an- 
säßig sind. Weiter gibt es eine Töpferei, 
eine Fahrradwerkstatt eine Schreinerei 
und eine Lederwerkstatt. Alle Betriebe 


sind selbstverwaltet, zahlen an ihre Mit- 
glieder den gleichen Lohn, 

Die Betriebe haben kurzfristige Miet- 
verträge von maximal drei Jahren Dau- 
er. Falls die Stadt oder ein Spekulant 
die Spechtpassage erwirbt, sind die 
Mietverträge keineswegs mehr garan- 
tiert. 

Selbst wenn die Betriebe längerfristige 
Mietverträge abschließen könnten, 
würde damit eine Mieterhöhung ver- 
bunden sein, die die Betriebe zum Auf- 
geben zwingt. 

Unter dem Druck der Stadt haben die 
Freiburger Banken abgelehnt, auch nur 
einen Pfennig Kredit für den Ankauf der 
Spechtpassage herzugeben. Deswe- 
gen müssen wir uns selbst finanzieren. 


Fazit 


1. Wir suchen uns freundlich gesinnte 
Leute, die für sieben Jahre DM 1000 zu 
5 % bei uns einlegen. 

Durch die Einlage werden Sie Teilhaber 
einer Kommanditgesellschaft, als Si- 
cherheit für Ihr Geld bürgt das Grund- 
stück. 

1,6 Mio im Grün sind besser als 1,6 Mio 
auf der Bank. 

Zahlen Sie jetzt auf unser Konto 206 
35 57, Sparkasse Freiburg Ihre Einla- 


ge. Ihr Geld wird bis zur Gründung der 
Kommanditgesellschaft wie auf einem 
Treuhandkonto verwaltet. Sofort nach 
ihrer Einzahlung erhalten Sie einen 
Darlehensvertrag und werden über den 
Fortgang des Projekts laufend unter- 
richtet. 

Für weitere Auskünfte sind wir in der 
Politischen Buchhandlung Jos Fritz er- 
reichbar und zwar Dienstag und 
Donnerstag 18-20 Uhr, Tel. 07 61/268 
77. Unter dieser Nummer (oder Druck- 
werkstatt im Grün, Tel. 320 56) können 
Sie jederzeit einen Rückruftermin ver- 
einbaren. 


Fordern Sie unsere ausführliche Broschüre an: 
Jos Fritz Buchhandlung, Wilhelmstr. 15, 7800 
Freiburg. 


